
, 5. Beilage im  Jahre 1950 zu den stenographischen Sitzungsberichten
desXVIX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 5

Gesetz
c über die Regelung der Flurverfassung (Flurverfassungsgesetz - F1VG)

Der Vorarlberger Landtag hat Äüsfüh- 
mng des Bundesgesetzes vom 2. August 1932, 
BGBl.' Nr.' '256, in' der Fassung des Buhdes­
gesetzes vom 15. Juni 1934, BGBl. II, Nr. 97, 
unid ' des" Bundeisgesetzes; vom ' 2. Juli 1947, 
BGBl. Nr. 177; beschlossen:

I.'H  a u p t s t ü c k .

Zusammenlegung
iand-; und forstwirtschaftlicher Grundstücke.

Gegenstand der Zusammenlegung.

§ 1.
Land- unid forstwirtschaftliche Grundstücke 

eines bestimmten Gebietes (Zusammenlegungs - 
. gebiieteis) können auf Antrag dfer 'Grundeigen­
tümer dieses' Gebietes öder der Vollversamm­
lung der Landwirtschaftskammer für Vorarl­
berg-der Zusammenlegu^ unterzogen werden.

§ 2.

(1) '■ A ls ' 1 andwirtschaftliohe Grundstücke 
sind im Sinne dieses Gesetzes anZusehen:
a) Äcker, Wiesen, Gärten, Bündten, Hntweiden, 

Alpen, olhne ’ Unterschied, ob diese Grund­
stücke: mit -Bäumen bepflanzt sind oder 
nicht,

b ) 'W ege, Triften (Viehtrieb wege); Gräben und 
■ außer- Kultur stehende Flächen.

(2) Als forstwirtschaftliche Grundstücke 
sind' rinn. 'iSinnie.dieses' "■ Gesetzes" * Grundstücke 
anzusehen/ die nach den forstgesetzlioheh Be­
stimmungen' der Waldkultur zu erhalten sind.

(3) 1 Wenn Wald-, Busch- öder Aügrund- 
stücke oder zur Aufforstung'bestimmte Grund­
stücke zwisdhien den in ; Absatz (1) bezeich- 
neten Grundstücken-liegen oder-.zwischen die­
selben- •ein)springeni. i.siind isie diesen; gleichzu­
schalten; sofern - ihre dauernde.. Verwendung 
zu'anderen Zwecken > als - denen der Waldkultur 
im-■ öffentlichen. Interesse statthaft - ist und .die 
Einbeziehung: dieser. - Grudslücke die Zusam­
menlegung fördert oder wenigstens nicht er­
schwert.

stückie;,in - angemessener' Weise ersetzt- werden 
können, dürfen nur mit Zustimmung.;ihrer 
Eigentümer in . .die •. Zusammenlegung - einbe­
zogen werden^ Zur; Einbeziehung, der.riiim- .Ab­
satz ’ (2) ülriit-: - d) -foezeichneten. ; Grundstücke ist 
i außerdem ;:die Zustimmung:der. 1 zuständigen 
Aufsichtsbehörde erforderlich.

(2) Zu diesen ‘ Grundstücken sind .insbeson­
dere zu zählen: >.

a ) , Kies-; .Schotter-, Lehm-,- Mergel-..und Sand-
gruben, Stein-,:. Kalk-, .und .Schieferbrüche, 

i nTorfr;uoid.iGiipsiliager, .SöfeTne diese.., Gruben, 
Brüche. und..-Lager nicht , dauernd außer 

. .Betrieb sind,

b) : Grundstücke, - auf- welchen • sich Mineral- 
- öder '' Thermalquellen ^befinden, soweit es 
■dieser'GruhdMücke-zur angemessenen Be­
nützung-'-'diese "Quöllen bedarf, - sowie 

"Grundstücke)-: die' zur' Fischzucht öder zu 
' gewerblichen" Zwecken ' dienen öder von 
• -besonderem Werte für den; Haushalt-sdnd,

c) Grundstücke, die dem technischen' Betrieb 
- eines Bergbaues, einer Wasserkraft-, Elek-

triziltäts- oder einer gewerblichen- Anlage 
zu dienen bestimmt sind,

d) der .zu - , öffentlichen Straßen, Wegen oder 
-Wasserwegen .gehörige -. Grund „ .und . im  
'.Eigentum einer: Eisenbahn- oder .Luftfahrt-

-u Unternehmung- - stehende Grundstücke, ■ die 
dem: Eisenbahn-? oder Luftverkehr, zu dienen 
bestimmt sind.

§ 4.

Grundstücke, die ihrer Lage nach beson­
deren Besch ädigungen ausgesetzt s.ind oder an 
denen besondere Lasten haften; die' die Zu­
sammenlegung wesentlich 'erschweren, - kön­
nen ohne Rücksicht auf ihre Kuilturgättung und 
ungeächtet -des B egehrens ’■ 1 ihres Eigentümers 
von der Zusammenlegung ausgesöblossenwer- 
dem Zu diesen'' Grundstücken sind insbeson­
dere "jene zu 'zählenvdie'im Veigleiche zu -den 
anderen Grundstücken des Zuisammenlegungs- 
gebietes einer erheblich 'größeren : Gefahr;.der 
Beschädigung durch f Verschüttungen, Ab­
ratschungen; UferbTüche: - öder “übersdhwem-

§ 3.
(1) Grundstücke, die .nicht einer der im § 2 

bezeichneten Arten angehören oder die, wenn 
sie: ;einiernderselben. angehÖren;;;wegen! ihrer 
besonderen. -Lage • oder. Eigenschaft einen sol­
chen 'wirtschaftlichen W ert'h aben  wie z. B. 
Bauplätze, daß sie nicht durch andere Grahd-

mungen ausgesetzt:: sind öder auf welchen. be­
sonders hohe oder im Werte schwer'-bestimm­
bare iReallastemchaften; - Gegen die -Äussichlie- 
ßung-: vorbezeichneteir; hGrahdstücke hist-o1 ein 
RediijsamtteLiunzül'ässig.

\
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Zusammenlegungsgebiet;
§ 5.

(1) Das Gebiet,' auf -welches sich die Zu­
sammenlegung zu erstrecken hat (Zusammen- 
legungsgebiet), muß bestehen
a) aus einer oder 'mehreren Katastralgemein­

den oder
b) aus einem oder mehreren, zu einer oder 

verschiedenen Katastralgemeinden gehö­
rigen Bodenabsohnitten (Rieden), die durch 
scharf hervorfretende natürliche oder 
künstliche Grenzen, wie insbesondere 
durch Straßen, Wasserläufe, Raine, W ege 
oder Eisenbahnen, durch Wälder, Wein-

■ gärten oder durch iim' Sinne des § 3 der 
Zusammenlegung nicht unterliegende 
Grundstücke aibigegrenzt sind oder die 
durch ihre Bewirtschaftung von einer Ort­
schaft (aus sich als selbständige'Gemarkun­
gen darstellen, in diesen Fällen jedoch.nur 
unter der. Bedingung, daß sich aus einer 
solchen beschränkten Zusammenlegung 
noch immer erhebliche Vorteile für die 
Landeskultur erwarten lassen und daß 
nicht hiedurch einer zu erwartenden aus­
gedehnteren, voraussichtlich mit erheb­
licheren Vorteilen verbundenen Zusam- 
. menlegung .vorgegriffen wird.
(2) Erweist sich im Laufe des Verfahrens

die Einbeziehung von Grundstücken, die 
außerhalb des festgestellten Zusammenlegungs- 
gebietes liegen, in das Verfahren insbeson­
dere zur Erzielung einer zweckmäßigen Flur- 
einteilung oder für die 'Herstellung 'gemein­
samer wirtschaftlicher Anlagen erforderlich, 
so können solche Grundstücke in das Verfah­
ren einbezogen wenden (§ 12, Abs. (2)). 1

Einleitung des Verfahrens.
§ 6.

(1) Auf Antrag der Grundeigentümer ist 
die Zusammenlegung einzuleiten, wenn fol­
gende Voraussetzungen vorliegen:
a) Wirtschaftliche Voraussetzungen:

Von der Zusammenlegung muß die Besei­
tigung . oder wesentliche Verbesserung 
einer vorhandenen Gemenglage oder 
einer wirtschaftlich ungünstigen Form der 
Grundstücke oder eine Verbesserung der 
Zufahrtsverhältnisse oder 'eiine Regelung 

• der Besitzgrenzen oder die Schaffung ge­
meinsamer Anlagen oder die Ausschei­
dung von Grundstücken für gemeinsame 

- Zwecke zu erwarten sein.
b) Rechtliche Voraussetzungen:

Bei landwirtschaftlichen Grundstücken muß 
entweder mindestens die Hälfte der Eigen-

tümer der Grundstücke des Zusammen- 
legungsgebieteis die Zusammenlegung be­
antragen oder es muß mindestens ein Drit­
tel der Eigentümer der Grundstücke des 
Zusammenlegungsgebietes die Zusammen­
legung beantragen und der Katastralrein- 
ertrag ihrer Grundstücke • mehr als die 
Hälfte des Katastralreinertrageis der gesam­
ten Grundstücke des Zusammenlegungs- 

■ gebietes betragen. Bied forstwirtschaftlichen 
Grundstücken, die nicht .unter die Bestim­
mung des § 2, Abs. (3), fallen, muß min­
destens’ die Hälfte der Eigentümer der in 
Betracht kommenden Grundstücke die Ein­
leitung des Verfahrens beantragen und es 
muß der Wert (Bodenwert und Holzvorrat) 
ihrer Grundsitücke nach vorläufiger Schät­
zung mehr als die Hälfte des Wertes der 
Zusammenlegungsgrundstücke betragen.
(2) Auf Antrag der Vollversammlung der 

Landwärtschaftskamuier für Vorarlberg kann, 
wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. (1) a) 
vorliegen, eine Zusammenlegung elingeleitet 
werden:
a) in allen Gebieten mit überwiegender Acker­

oder Wiesenwirtschaft;
b) wenn in einem Gebiete gleichzeitig die 

Durdhführung größerer Bodenverbesserun- 
gen erfolgt;

c) an Stelle einer Neuvepnessung, Vermar­
kung oder Neuv ermarkung;

d) wenn sonst öffentliche Rücksichten, 
besonders wegen gleichzeitiger Durchfüh-' 
rurng anderer agrarischer Maßnahmen, 
eine • Regelung der Flurverfassung er­
heischen;

e) wenn öffentliche Bauten (Straßen, Wege,
Wasserwege usw.) durchgeführt werden, 
die Schäden der Elurverfassung besorgen 
lassen, welche durch eine Zusammenlegung 
behoben oder erträglicher gestaltet werden 
können. ,

(3) Vor Erlassung von Bescheiden über 
Neuvermesisung, Vermarkung oder Neuver- 
marfcunig, über größere Bodenverbesserungen 
(Ent- und. Bewässerungen) und. über Regulie-' 
•mng von Wasserläufen haben die zuständigen 
Dienststellen, soferne eine Maßnahme nach 
dem Fhirverfasisungsgesefz angeregt wird, die 
Agrarbehörde ’ und die Landwirtschaftskam­
mer für Vorarlberg zu hören.

§ 7.

(1) Die Einleitung des Zusammenlegungs- 
Verfahrens sowie die Abweisung des Antrages 
auf Einleitung erfolgt durch Bescheid der 
Behörde I. Instanz.
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(2) Eine Berufung gegen die -Einleitung 
■ eines Zusammenlegungs Verfahrens kann nur

von Eigentümern der Grundstücke des im 
Einleifungeb es cheid bezeichoeten Zusammen- 
legungsgebdetes erhöben werden. Eigentümern, 
die den Antrag auf Einleitung selbst gestellt 
haben oder einem solchen Anträge beigetre- 
teax sind, seht das Beruifungsirecht nicht zu, es 
sei denn, sie hätten den Antrag oder die Bei­
trittserklärung (§ 96, Abs. 1) widerrufen. An­
dere Beteiligte können gegen die Einleitung 
oder Durchführung der Zusammenlegung keine 
Einwendungen oder sonstigen Rechtsmittel 
geltend machen. Auf ihre Interessen hat' die 
Behörde von Amts wegen Bedacht zu nehmen.

(3) Berufungen, die. nicht das Bestehen der 
gesetzlichen Voraussetzungen für d ie. Einlei­
tung des Verfahrens bestreiten, können ohne 
weitere Erhebungen von der Berufungsbehörde 
aJls unzulässig zurückgewiesen werden.

Verblödung der Zusammenlegung mit einer 
Teilung, Regulierung oder einem Servituts­

verfahren.

§ 8-

(1) Mit der Zusammenlegung ist von Amts 
wegen die Teilung oder die Regulierung be­
züglich der im Zusammenlegungsgebiete' be­
findlichen oder wirtschaftlich dazugehörenden 
gemeinschaftlichen Grundstücke zu verbin­
den, wenn eine zweckmäßige 'Flureinteilung 
dies verlangt und nicht besondere zwingende 
Umstände dagegen sprechen.

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen 
sind 'auch, die im Zusammenlegungsgebiete 
bestehenden oder wirtschaftlich damit zusam­
menhängenden Holzbezugs-, Weide- und son­
stigen Rechte, die nach dem kaiserlichen Pa­
tent vom 5, Juli 1853, RGBl. Nr. 130, oder 
nach den an dessen Stelle getretenem Vor­
schriften geregelt worden sind oder zwar 
unter diese Vorschriften fallen, jedoch nicht 
geregelt wurden, von Amts wegen zu regeln 
oder abzuüösen.

(3) Die Einleitung des Verfahrens im* Sinne 
der Absätze (1) und (2) kann nach Maßgabe 
der Verhältnisse durch den Bescheid über die 
Einleitung des Zusiammenlegungsverfahrens 
oder nachträglich durch einen besonderen 
Bescheid erfolgen.

. s
(4) Die Durchführung eines besonderen 

Verfahrens entfällt, soweit zwischen den 
Parteien ein Übereinkommen zustande kommt 
und. dieses von der Behörde; genehmigt wird.

Parteien, Beteiligte.
§9.

, (1) Bei der Zusammenlegung sind die Eigen­
tümer der Grundstücke, welche der Zusam­
menlegung unterzogen werden, Parteien.

(2) Außer den Rarteien haben auch jene 
Beteiligten, die dinglich berechtigt sind, das 
Recht, hinsichtlich des Ausmaßes der Abfin­
dung, gegen die Bewertung der bei der Ein­
schätzung nicht berücksichtigten Verhältnisse 
und Gegenstände, gegen die Bewertung von 
Meliorationen sowie gegen die Aufhebung 
oder Übertragung von Dienstbarkeiten Ein­
wendungen zu erheben und gegen den Be­
scheid Berufung einzulegen, soweit ihre Ein­
wendungen nicht berücksichtigt wurden.

I Ausschuß der Parteien.

§ 10.

(1) Nach Eintritt der Rechtskraft des Ein- 
leituhgsbescheides ist —  soweit hievon nicht 
wegen der geringen Anzahl der Parteien ab­
gesehen werden kann -—  ein Ausschuß der 
Parteien zu bestellen, welcher der Behörde in 
allgemeinen wirtschaftlichen Fragen beratend 
zur Seite steht. Die Zahl der Mitglieder wird 
von der. Behörde bestimmt. Die Hälfte dieser 
Mitglieder ist- von den Parteien aus ihrer Mitte 
zu. wählen. A ls r gewählt sind jene Parteien 
anzrusehen, welche die meisten Stimmen 'auf 
sich vereinigen. Die übrigen Mitglieder wer­
den von der Behörde 'aus den Parteien in der 
Art ernannt, daß der kleine, 'mittlere und grö­
ßere Grundbesitz. im Ausschuß entsprechend 
vertreten ist. Gegen die Bestimmung der Zahl 
der Mitglieder, den Ausspruch der Behörde 
über die Ordnungsmäßigkeit der Wahl und 
gegen die Ernennung ist eine Berufung nicht 
zulässig..

(2) Äußer den in Abs. (1) bezeichneten 
Mitgliedern gehören dem Ausschüsse die Bür­
germeister und die Ortsvorsteher jener Ge­
meinden an, in deren Gebiet die der Zusam­
menlegung zu unterziehenden Grundstücke 
gelegen sind.

(3) Die Mitglieder des Ausschusses üben
ihre mit der Mitgliedschaft verbundene Tätig­
keit ehrenamtlich aus.. 1

(4) Der Ausschuß wird von der Behörde 
nach Bedarf einberufen. Den Vorsitz führt ein 
Vertreter der Behörde. Der Ausschuß ist in 
allen Angelegenheiten zu hören, welche die 
Zusammenlegung im 'allgemeinen und die da­
mit zu v  erblindenden gemeinsamen wirtschaft­
lichen Anlagen betreffen. Er ist insbesondere 
zu befragen bei den gemäß § 12 vorzunehmen­
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den Feststellungen,- über den .bei der Feststel­
lung der Wert Verhältnisse im  Rahmen der 
bezüglichen Vorschriften einzuhaltenden Vor- 
gangrübeir die 'uRgemeinen-Ginndzüge-Fiir' die 
neue FMreinteilüng und- d ie ’ Planung der* •ge­
meinsamen Anlagen, -weiters über" den Völlzug 
des: Planes',-und;.namentlich . übenden' für-, die 
übernahme-der. Abfindungs-grundstücke,. geeig­
neten Zeitpunkt, üb er die A r t : und Weise; der 
. Henstellung'dersgemeSnsamien.'.'Wiadsehi.aftli'chen 
Anlagen ■(§, 21), über die. liGnundsätze'. der?Auf- 
bDingung der von den i Parteien zu tragenden. 
yieEfiaJhrenskosten};*, über;. die Instandsetzung 
den Abfindungsigrundstüeke, lundi über die;; ilm 
Laufe des Verfahrens^; zu,. .treffenden. r; übexr 
g^gsverfügungen.-uFragen,: .bei.- denen; eis:, sich 
um die .E-imitttlunjgiund Feststellung.der Rechte 
einzelner Parteien (Beteiligter) oder um deren 
Abfindung sowie .überhaupt unmittelbar um 
Privartinteressen handelt,7 haben keinen Ge­
genstand der Ausschuß Verhandlungen zu bil­
den.

:(5) ..Dies Behörde;,ist an; dieviBesehlüssierdes 
Ausschusses nicht >, gebunden..,Ein Berufungs.- 
recht steht ihm nicht :zu,,;.

Ermittlungsverfahren, a 
Gegenstand- des. Ermittlungsverfahrens.

• § H .  ; '

Gegenstand dies Eimittlungsveirfalirens (ist 
namenfchich-die. Feiststellung* der ’ Grenzen * des 
Zusammenlegungsgebietes ,*.« . die 5 -: Bestimmung 
der von den Zusammenlegung - ausgechlösse- 
nem Flächen,;; die Ermittlung* des; alten Besitz­
standes, ;.die^Einschätzung' -und- Bewertung' der 
einzuibeziehendenFlächen,- d ie  FeststeHüng 
der*;; Abfindumgsgrundstücke, -und; der - gemein­
samem iwirtsehaftli^ Anlagen-, sowie der
Geldausgleichüngent '

Durchforschung des Zusammenlegungs­
gebietes. - Einbeziehung* und; Ausschließung* i 

von «Grundstücken. .

§ 12.

(1) Ddie Behörde hat zunächst festzust eilen:

a) die dem Einleitungsbescheide’ .entsprechen­
den Umfangsgrenzen; , * des -; Zusammen* 
legungsgebiet es, die' erforderlichienfalls; : zu 
vermarken sind. (§ 91.); . weiters innerhalb 
dieser Grenzen: .

b) , die Grundstücke, died unter .  ̂* -3 .ialleny

c) ;die-':Gmadstücke, aut welche- die: Vorausr
Setzungen-des- § % zutreffen,

d) idie.lforstwirts(±aftlichen;:.Gründstücke, J8( 2,
Abs, 2).., , - :

(2) ... üb er ;:d ie :;n.. Grenzen. des i Zusammen- 
legungsgebietes •hinaus k önnen. ednz eine. Giunxh- 
stücke;* in,;; .die;t Zusammenlegung, . einbezo.gen 
werden:
ä) auf- Begehrem deis Eigentümers; wenn- die 

Einbeziehung die - Zusammenlegung fördert 
odejt zumindest-- nicht1 erschwert, * .

b) unbeschadet der Vorschrift des § 3 (l) .auch 
gegen den Willen des Eigentümers, soweit 
dld Einbeziehung zur Erzielung eilner zweck- 
mäßigen Flureinteilung oder Abgrenzung 
der Abfindungslgmndisitüdke oder zur Her­
stellung der gemeinsamen wirtschaftlichen 
Anlagen erforderlich ist.
(3) , Gegen die Niehteinbeziehung der in 

A b s (2), ,a).; ib ezeichneten: Grundstücke ist;. ein 
ReGhtsmiittel--nicht.•zulässig;;

Feststellung; rdes; Besitzstandes.- 

§ 13.

(1) Gleichzeitig ist. der bisherige Besitz- 
. stand- der einzelnen Grundeigentümer nach
denk Gründbüche, dem Gmndkataster-und er- 
forderliahenfalls durch Grenzbegehung fest­
zustellen!. Weiters ist,, sofeme dies nicht .'be­
reits anläßlich der Einleitung des Verfahrens 
geschehen ist, zu. erheben, ob und welche 
der Bestimmung des, § 8, Abs. (l) oder. (2),.um 
terliegen.de, Grundstücke, und;Rechte: bestehen, 
welche* Grunddientsfoarkeiten und Reallasten, 
unr.egelmäß ige;- ■ und! S cheindienstbarkeiten, im . 
Sinne,.des. .ABGB. Vorkommen,, welche; Grund­
stücke mit der: persönlichen .Dienstbarkeit des 
Gebrauches, der Fruchtnießung:,oder der W oh­
nung belastet sind, welche Grundstücke ver­
pachtet';* sind',o' hinsichtlich .. welcher- > GeSell- 
schaftsVerträge, nach § ,1103 . ABGB oder. Miet­
verhältnisse; bestehen,.; wer .: die*, Nutzungsr 
b erechtigten.: rsind, und. ̂ welcher '.näheren- Art 
die bezüglichen Rechtsverhältnisse,, sind.-.;

(2) 'Sind die nach Abs. (1) festzustellenden 
Rethtsverhäitaiisse strittig, so hat die- Behörde 
hierüber zu entscheiden oder, wenn sie gemäß 
§ -88- (4) .'hiiezu' nicht zuständig ist, die; Streit­
teile5'zur Austragung des Streitfalles an die 
zuständige Behörde zu verweisen und ihnen 
'gleichzeitig bebanmtzugeben,, welche;, Rechts- 
vierhälithisSe . die Agrarbehörde deimZüsiaim 
mendegungsverfahren, b'is .zur. anfälligen am 
deren Entscheidung der zuständigen .Behörde 
zugrunde leigt.

Bewertung der Grundstücke.

§ 14. .
(1.); Die, Bewertung , der 'dem:-Gegenstand- >der 

ZusiammenlegunigobildendienjrGmndstü’cke hat

-  10 —
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in. erster ■ Linie [gemäß, den . einverständlichen 
Angaben. der Parteien,, falls ein. Einverständ­
nis der Parteien aber nicht besieht oder ihre 
Angaben mit den tatsächlichen Verhältnissen 
offenbar nicht in  Einklang stehen, durch die 
von der Behörde bestellten Sachverständigen 
zm.;geschehen.. Die .Sachverständigen und de­
ren'. Ersatzmänner hat die 'Behörde nach An­
hörung des Ausschusses, womöglich aus dem 
Kreise der Parteien zu bestellen und anzu- 
gelohen.

(2) Die,amtliche Bewertung hat zu erfolgen:
a )  . durch die Aufstellung . von: . Wertstufen

(Klassen) , nach der Ertragfähigkeit der- 
Grundstücke ^Klassen-üb ersieht);

b) durch Einreihung der Grundstücke in diese 
Wertstufen .(Einschätzung)

c) durch die ■ -Ermittlung des Vergleichs wertes 
jeder ■ einzelnen Wertstufe (Wertberech­
nung).
(3) Bei der amtlichen Bewertung ist jedes 

Grundistück, bei verschiedener Beschaffenheit 
seiner Teile jeder Grundstückteil, nach jenem 
Ertragswerte einzusohntzen, den das Grund­
stück nach seiner natürlichen oder durch blei­
bende Aufwendungen herbeigeführten Boden- 
be schaffenheit, nach seiner Lage und dem zur 
Zeit der- Abschätzung vorhandenen Zustande 
jedem-Besitzer inder-betreffenden Orschaft bei 
gehöriger,-den ortsüblichen Verhältnissen ent­
sprechender ■ wirtschaftlicher Benützung ge­
währen- - kann. Bisher unbearbeitete Grund­
stücke’ sowie Wiaidgrundstücke, mit geringem 
Fläciheinmaße, die einer landwirtschaftlichen 
Nutzung zugeführt werden können, sind unter 
Berücksichtiigungder zur Umwandlung nötigen 
Kosten m it’ihrem künftigen Werte-irr die ent­
sprechenden Wertstuf en'ei-nzureih en..

(4) Folgernde Verhältnisse und Gegenstände 
sind bei der , Einschätzung der 'Grundstücke 
nicht £ zu berücksichtigen, jedoch gesondert 
zu bewerten:
a) ein . vorübergehender, ungewöhnlich hoher 

oder durch ' Vernachlässigung gesunkener 
Kultur- und Düngungszustand;

b) die noch-nicht erschöpfte Ausnützung der 
letzten Düngung und die auf regelmäßig

" wiederkehrende., Nutzungen verwendeten 
' .Bestellungskosten;

c) ,-die.- auf- den •.Grundstücken befindlichen,
einer - besonderen Nutzung gewidmeten 
Pflanzungen,. sz. B. .Obstbäume u. dgl.;.\

d) ';idde::.-.hauptsächMch zur Holzgewinnung' be­
stimmten- Bestände;

e) ;besondere, - auf.’ dem Grundstücke befind­
liche landwirtschaftliche Anlagen, welche . 
sich- davon- ohne erhebliche- Wert-vermm-

derung trennen lassen, z. B. Zäune, Heu- 
. städel, Tränkeanlagen;

f) sonstige Vorkehrungen, welche die land­
wirtschaftliche Benützbarkeit der Grund­
stücke erhöhen oder vermindern, z. B. 
Wasserschwellen,. Leitungsmasten.
(5) Die Ausgleichung der. in Abs. (4) be_- 

zeichneten Verhältnisse und Gegenstände er­
folgt nach Maßgabe des § 28..

Besitzstandsausweis, Be wertungsplan.
§ 15.

(1) Das Ergebnis der Feststellungen nach 
§§13 und. 14 ist in einem Besitzstandsausweis 
und in einem Bewertungsplan, zu verzeichnen. 
Der Besitzstandsausweis hat, nach Eigentümem 
und. Liegenschaften geordnet, jedes 'einzelne 
dem Zusammenlegungsverfahren zu unter­
ziehende Grundstück mit Anführung der Par­
zellen-(Grundstück-).nurnmer, der Katastral­
gemeinde,' des Riedes und der .Gesamtfläche 
sowie der hievon auf jede einzelne Nutzungs­
art (Kulturgattung) und - Wertstufe entfallen­
den Teilfläche zu enthalten. Der Bewertungs­
plan hat eine den B.esitzstandsäusweis ergän­
zende planliche Darstellung der einzelnen 
Grundstücke mit -der Eintragung .der Wert-: 
stufen samt. den erforderlichen .Erläuterungen 
zu enthalten.

(2) Besitzstandsausweis und Bewertungs- 
plan ;siind a,n einem .geeigneten Orte des Zu­
sammenlegungsgebietes durch 2 Wochen zur 
Einsicht der Beteiligten aufzulegen. Der Be­
scheid hat die dem Abs. (3) entsprechende 
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten;- Ort und 
Zeit des Aufliegens ist in. den Gemeinden, die 
durch die Zusammenlegung berührt werden, 
wenigstens 3. Tage vorher auf ortsübliche 
Weise kundzumachen. Jenen. Beteiligten, die 
nach dem Personenverzeiohnis, des Grund­
buches ihren ordentlichen, Wohnsitz außerhalb 
der Gemeinde haben, in der, die Auflegung .er­
folgt, ist der Bescheid zu zuzustellen. .

(3) Gegen den . Bewertungsiplan- und - den 
Besdfzstandsausweis. kann.,von. den Parteien 
hinsichtlich eigener und fremder-Grundstücke, 
von den Beteiligten in Wahrnehmung ihrer 
Rechte, (§ 9, Abs. ,2),Berufung erhoben werden, 
Die Berufungsfrist endet zwei Wochen,nach 
Ablauf des Zeitraumes für das Aufliegen des 
Bewertungsplanes und - des Besitzstandsaus- 
ausweises, für Personen aber, denen der. im 
Abs. (2) genannte Bescheid zugestellt wurde, 
nicht vor.Ablauf von zwei Wochen nach der 
Zustellung.

(4) Der Behörde steht es- frei, das: Auflegen 
des Besitzstandsausweises und des Bewertungs- 
planes mit dem Auflegen des Zusammen- 
legungsplanes - (§ 24) zu vereinen.

-  11 -



i>. Beilage im Jahre i95Ö tu. deö stenographischen Sitzungsberichten
des XVII. Vorarlberger Landtages

Ausscheiden von Grundstücken für gemein­
schaftliche Zwecke.

§ 16.

(1) Im Ihm vernehmen mit dem Parteien kön­
nen Grundstücke für gemeinsame, oder ge­
meinnützige Zwecke und für die Errichtung 
von Gebäuden, zur Unterbringung gemein­
schaftlicher (genossenschaftlicher) Betriebe 
oder landwirtschaftlicher Maschinen aus-

- geschieden werden.
(2) Die Ausscheidung der Grundstücke ge­

mäß Abs. (1) geschieht, wenn nicht alle Par­
teien damit einverstanden sind, zu Lasten der 
zustimmenden Parteien. Die Amtailsverhält-

; nisse an diesen Grundstücken sind nach Maß­
gabe der hierfür geleisteten Beiträge festzu- 
setzen.

Feststellung
der gemeinsamen wirtschaftlichen Anlagen.

§ 17.

Ziel des Zusammenlegungsverfahrens bil­
det auch die Herstellung jener gemeinsamen 
Anlagen, die zur. Herbeiführung einer tunlichst 
servitutsfreien Zugänglichkeit und einer 
zweckmäßigen wirtschaftlichen Benützbarkeit 
der Abfindungsgrundsstücke notwendig sind.

Abfindungsansprach, Abfindungsberechnung, 
Abfindungsausweis.

§ 18.

Die Eigentümer der der Zusammenlegung 
unterzogenen Grundstücke haben" Anspruch 
auf Abfindung in Grundstücken tunlichst glei­
chen Wertes und gleicher Beschaffenheit und 
auf Ausgleichung geringer Wertunterschiede 
in Geld. Der Abfindungsamspruch - ist rech­
nungsgemäß zu ermitteln (Abfindungsfoereqh- 
nung). Die ermittelten Abfindungsgrundstücke 
sind unter Angabe -ihrer Größe und ihres Wer- 
tes samt der allfälligen Geldausgleichung für 
jede Partei im einem Abfindungsausweis zu­
sammenzustellen. Für die Abfindungsberech­
nung sowie die Ermittlung der Abfindungs- 
grandstücke und Geldausgleichung gelten fol­
gende Bestimmungen: , .

l .Der Wert des Abfindungsanspraches jeder 
Partei ergibt sich aus dem Wert ihrer ein­
bezogenen Grundstücke nach Zuzählung 
der Wertender ihr aus einer Teilung ge­
meinschaftlicher Grundstücke (§ '8, Abs. 1) 
oder Servitutenablösung (§ 8 Abs. 2) zu­
fallendem Abfindungen in. Grund und Boden 
und nach Abzug der nach §§16  und 21 
fälligen Grundbeitragswerte. Die Fläche

des Abfindungsanspraches ergibt sich bei 
sinngemäßer Ausführung derselben Rech­
nung mit den Flächen,.

2. Ergibt eine Neu Vermessung (§ 99 Abs. 1) 
ein Mehr oder Wendiger an Fläche gegen­
über dem Katasterstande, so vergrößert 
oder vermindert sich der Abfindungs- 
anspruch der Parteien entsprechend dem 
Ergebnisse der Neu Vermessung.

3. Grundstücke, die anderen Zwecken als der 
land- oder forstwirts chatliehen Nutzung 
dienen und durch gleichwertige nicht er­
setzt werden können, müssen dem bishexi-. 
gen Besitzer wieder zu gewiesen werden, 
soferne er nicht auf die Zuweisung dieser 
.Grundstücke verzichtet. _

4. Jeder Partei sind die Abfindungsgrund- 
stücke in möglichst zusammenhängender

’ Lage und in einer für die Bewirtschaftung 
günstigen Form zuzuweisen. Es ist hiebei

' inbesondere darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die Abfindungsgrumdstücke mit Rück­
sicht auf die Geiändegeistaltung und Was- 
serableitung so angelegt- werden, daß eine 
zweckmäßige Art der Bewirtschaftung statt-

• finden kann.
5. Die Abfindungsgrundstücke sind tunlichst 

so anzulegen, daß sie mindestens mit einer
r Seite an einen öffentlichen oder gemein­

samen Fahrweg, Gartengrundstücke wenig­
stens an einen solchen Fußweg grenzen. 
Bei der Ermittlung der Abfindungen ist fer­
ner darauf zu sehen, daß der natürliche 
Abfluß des , Wassers! in die bestehenden 
oder als gemeinsame Anlagen neu herzu­
stellenden Vorfluter tunlichst unmittelbar

' erfolgen kann. Bei Waldgrandstücken ist 
auf die Möglichkeit einer zweckmäßigen 
und ungehinderten Bringung der Wald- 
erzeuiguisse Bedacht zu nehmen.

6. Das Flächenausuiaß der Abfindungsigrund- 
stücke hat zum Werte derselben im glei­
chen Verhältnis zu stehen, wie das ■ Flä­
chenausmaß der abzufindenden Grund­
stücke zum Werte derselben. Eine Abwei­
chung hievon ist bis einschließlich zum 
fünften Teile dieses Verhältnisses gestat­
tet, wenn anders ein zweckmäßiger Zu­
sammenhang. der Abfindungsgrandstücke 
oder eine günstige wirtschaftliche Form 
und Lage derselben nicht zu erreichen, ist 
oder wenn die dm Pkt. 7 über die Entfer­
nung der Abfindungsgründstücke von den 
Wirtschaftsgebäuden enthaltene Bestim­
mung nicht. eingehalten oder eine ange­
messene Herstellung gemeinsamer Ent- 
oder Bewässerungsanlagen nicht bewirkt" 
werden könnte, über den fünften Teil des

12 —
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angegebenen Verhältnisses hinaus ist eine 
Abweichung nur dann statthaft, wenn sich 
die Partei damit einverstanden erklärt und 
bei anderen Parteien hiedurch keine den 
•fünften Teil dieses Verhältnisses überstei­
gende Abweichung eintritt.

7. Die Abfindungsgrundstücke sind den Par­
teien in keiner größeren durchschnittlichen 
Entfernung von den Wirtschaftsgebäuden 
zuzuweisen als in, jener, in welcher ihre 
abzufindenden Grundstücke gelegen sind. 
Eine Ausnahme hievon ist nur dann ge­
stattet, wenn die Partei damit einverstan­
den ist Oder der daraus entstehende Nach­
teil durch besseren Zusammenhang 
der. Abfindungsgrundstücke untereinander, 
durch zweckmäßigere Weganlagen oder 
durch einen anderen Vorteil ausgeglichen - 
wird.

8. Besitzt eine Partei iin einem Teile des Zu- 
siammenlegungsgebietes einen- zusammen­
hängenden, -größeren Grundbesitz, so soll 
die Abfindung hiefüir, insoweit hiedurch s

, die Gesamtzwecke der Zusammenlegung 
nicht behindert werden, • tunlichst in der 
ungefähr gleichen Lage zuge wiesen wer­
den. Sind in die Zusammenlegung einbezo­
gene Grundstücke von einem größeren zu- . 
sammenhäugenden -Grundbesitz eines an- 

. , deren Besitzers ganz oder zum größeren 
Teile eingeschilossen, so sind, insoferne 
anderweitige Rücksichten dies gestatten, 
solche in der Regel dem Besitzer dieses 
zusammenhängenden Grundbesitzes zuzu- 
w-eisen, und zwar auch dann, wenn der zu­
sammenhängende Grundbesitz von der 
^Zusammenlegung ausgeschlossen ist, vor- , 
aus gesetzt,, daß in diesem Falle der betref­
fende Besitzer mit anderen Grundstücken 
an der Zusammenlegung beteiligt ist. '

9. Parteien mit verhältnismäßig geringem
Grundbesitz ist der Gegenwert in Grund 
möglichst in der Nähe ihrer Behausung 
oder wenigstens in der Nähe ihrer Ortschaft 
zuzuweisen. Auch ist tunlichst ydafür zu 
sorgen, daß die Abfindungsgrundstücke 
dieser Parteien nicht von den zu größeren 
Wirtschaften gehörigen Grundstücken ein­
geschlossen werden. . 10

10. Abfindungsgrundstücke für Parteien, deren. ' 
! in die Zusammenlegung einbezogene Grund­
stücke wirtschaftlich zu einem größeren, 
außerhalb 'des Zusammenlegungsg-ebietes. 
liegenden Grundbesitz gehören, sind wo­
möglich - an die Grenze des Zusammen- 
legungsgebietes in die Nähe des übrigen 
Grundbesitzes dieser Parteien zu verlegen.

Ausnahmen sind unter- den in Pkt. 7 be- 
zeiiehneten Voraussetzungen zulässig.

11. Eine Abfindung in Grund, welche eine voll­
ständige Umstellung des bisherigen ein­
heitlich zusammengehörigen Wirtschafts- 
betriebes der Partei zur Folge hätte, darf 
nur mit ihrer Zustimmung stattfinden. N ie­
manden dürfen ohne -seine Zustimmung die 
Abfindungsgrundstücke in solcher Lage zu- 
gewiesen' werden, daß sie für ihn ohne 
Verlegung seines Wohn- und Wirtschafts­
gebäudes nicht zu bewirtschaften wären.

12. Unerhebliche Verschiedenheiten zwischen 
dem Abfindungsanspruche und de-m Werte 
der Abfindung können in Geld ausgegli­
chen werden. Eine solche Ausgleichung 
soll nicht mehr als. ein Vierzigstel des 
Wertes des. Anspruches der Partei betra­
gen. Uber dieses Ausmaß, und zwar bis 
höchstens ein Zwanzigstel des Wertes, darf 
die Geldausgleichung nur dann hinaus­
gehen, wenn dies durch andere' Vorteile 
ausgeglichen wird.

13. Die bei der Einschätzung des Grundes nicht 
berücksichtigten Verhältnisse und Gegen­
stände (§ 14, Abs. 4) und sonstige vorüber­
gehende Mehr- oder Minderwerte der alten 
und neuen Grundstücke sind. ebenfalls in 
Geld auszugleiöh-en.'

Verlegung von Wohn- und Wirtschafts­
gebäuden.

. §19.

(1) Erscheint die Verlegung von Wohn- 
und Wirtschaftsgebäüden der zweckmäßigen 
Ausführung der Zusammenlegung förderlich, 
so ist jenen- Parteien, welche sich zu . einer 
solchen Verlegung freiwillig ’ bereiterklären, 
die Abfindung in der Nähe der angewiesenen 
Bauplätze zuzuweisen. Die Behörde kann be­
stimmen, daß diesen Parteien eine Beihilfe in 
Geld, Fuhren, Arbeitshilfe oder Baustoffen zu­
gewendet wird. Zu dieser Beihilfe haben die 
anderen Parteien in Ermangelung -eines ander­
weitigen Ubereinkommensi nach dem von der 
Behörde zu bestimmenden Verhältnisse jenes 
Vorteiles beizutragen, welcher sich für sie 
aus der durch die Verlegung ermöglichten 
Näherlegung ihrer eigenen Abfindungein zu

‘ ihren. Wirtschaftsgebäuden- ergibt.
(2) Die "Verlegung von Heustadeln und 

ähnlichen Holzbauten, welche sich ohne er­
hebliche Wertverminderung vom Grundstück 
trennen lassen, kann auch geigen den Willen 
des Eigentümers verfügt werden, - wenn dies 
für die •Zusammenlegung förderlich ist und 
die Verlegung mit geringen Kosten verbunden

t
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ist', über die Tragung der daraus erwachsen­
dem Kosten' ist ein gütliches Übereinkommen 
mit den Parteien .anzustreben. Kommt ein sol­
ches nicht zustande, so sind die Kosten den 
Parteien nach dem Verhältnis des erzielten 
Vorteiles vorzuschreibem (§§ 113 und 115).

Grunddienstbarkeiten und Reallasten.

(3) Werden gemeinsame wirtschaftliche 
Anlagen, erst nachträglich zu einer Zeit für 
notwendig, befunden, in welcher die Anrech­
nung . der1 noch-.erforderlichen Flächen nur 
durch langwierige oder kostspielige Änderung 
der bisherigen Arbeiten .erfolgen- könnte, so 
muß der erforderliche Grund von den Parteien 
gegen angemessene, '.in Ermangelung eines 
Übereinkommens von-der Behörde festzustel­

§ 2°.

(1) Die 'Behörde hat für die möglichste Be­
seitigung der Grunddienstbarkeiten, und Real­
lasten, persönlichen Diensbarkeiten, unregel­
mäßigen und' S oheinservituten " (sieb eint es 
Hauptstück-des II. Teiles ries ABGB) sowie für 
die den wirtschaftlichen Verhältnissen entspre­
chende Regelung bestehenbleibehder Rechte 
dieser Art nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Abs. (2) zu sorgen.

(2) Rechte der in -Abs. (1) erwähnten Art, 
die infolge der Zusammenlegung, entbehrlich 
werden, sind ohne-Entschädigung äufzuheben.. 
.Werden sie nicht entbehrlich, so sind sie,
wenn ihre Art und ihr Zweck es zuläßt, auf 
die Abfindunigsgrundstücke zu übertragen. Ist 
diesj nicht möglich und kommt zwischen den 
Parteien kein anderweitiges Übereinkommen 
zustande, so verbleiben sie auf dem bisher 
dienstbarem Gründstücke. '

(3) Grunddienstbarkeiten und Reallasten 
sind neu nur dort aufzuerlegen, wo dies aus 
zwingenden wirtschaftlichen Gründen notwen­
dig isf.

r ’ .

Gemeinsame wirtschaftliche Anlagen.

§ 21.

(1) Die ..für die gemeinsamen wirtschaft­
lichen Anlagen (§ 90) erforderlichen Flächen 
sind, insoweit sie das Ausmaß bereits be­
stehender Anlagen solcher Art überschreiten., 
von . den Parteien nach dem Verhältnis der 
Fläche und des Wertes ihrer bisherigen Grund­
stücke einschließlich ihrer- Anteile an der 
Teiluugs- oder Ablösungsfläche zur Gesamt­
fläche und dem Gesamtwerte der der Zusam­
menlegung unterzogenen Grundstücke beizu- 
stellen.' Parteien, deren Grundbesitz durch' die 
gemeinsamen Anlagen keimen oder nur' einen 
geringen Vorteil erlangt,, sind, ganz oder zu 
dem den tatsächlichen Verhältnissen entspre­
chenden- Teile von' .ihrer Beitragspflicht zu 
befreien. .

(2) Werden für die gemeinsamen wirt­
schaftlichen Anlagen.' weniger Flächen als bis­
her benötigt, so ist die freiwerdende Fläche 
hach dien Bestimmungen des Abs. (1) auf die 
Parteien ■ aufzuteilen.

lende Entschädigung in Geld'' abgetreten' wer­
den, wenn dies ohne Beeimträchtigung^ikres 
Wirtschaftsbetriebes' möglich ist.

§  22 . .

über den von der Behörde zu verfassenden 
Plan der gemeinsamen wirtschaftlichen An­
lagen iist unter Zuziehung des Ausschusses 
der. Parteien, der Vertreter der-.beteiligten 
Gemeinden und der sonstigen Beteiligten eine 
Verhandlung durohzuführen und gebotenen- 
falls schon vor. Auflegung des Zusammen­
legungsplanes zu entscheiden. Vor Errichtung 
oder Änderung von. Anlagen zur Bewässerung, 
Entwässerung oder Regulierung voü Wasser­
läufen ist überdies auch das Verfahren gemäß 
den wasserrechtlichen Vorschriften durchzu­
führen.

§ 23. .
Die , Kosten für die Herstellung, und- Erhal­

tung, der gemeinsamen .wirtschaftlichen. An-- 
lagen einschließlich der. im .Sinne, des. §.21, 
Abs. (3)., oder aus anderen Titeln zu leistenden 
Geldentschädigungen sind in. Ermangelung 
eines , anderweitigen Übereinkommens - oder 
einer besonderen rechtsgültigen, Verpflichtung 
nach den in § 21, Abs. (1) enthaltenen Grund­
sätzen zu tragen. Zur Herstellung und. Erhal­
tung von Wasserbauten . können ‘die .daran 
Beteiligten durch Bescheid- der Behörde in 
Anwendung der Bestimmungen; über .W.asser- 
genossenschaftem zu einer solchen vereinigt 
werden; desgleichen kann die Behörde die zur 
Erhaltung gemeinsamer Wege Verpflichteten 
zu einer W e ge geno ss ensöhaft zusammen- 
sohließen.

Zusammenlegungsplan. :

§ 24. '
(1) Die neue Flureimteilung ■ ist in einem 

Zusammenlegumgsplan festzulegen.
(2) Der Zusammenlegungsplan hat zu ent­

halten: -. .,
a) den Besitzstandsausweis und den. Bewer- 

tungsplah (§ 15).;
b )  den Plan über, die gemeinsamen wirtschaft­

lichen Anlagen (§. 22);
c) die rechnungsmäßige' Ermittlung- des Ab- 
. findüngsnmspruohesi jeder Partei.. (Abfin­

dungsberechnung) (§18);

-  14 —
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d) den Abfinduugsausweis (§18);
e) den Teiiaibfindungsaus weis ■ (§ 30);
f) diie1 planlidhe Darstellung des1 neuen Besitz­

standes (Lagepia-n);
g) die Hanpturkunde, das ist die zusammen- 

fassende Erläuterung der unter a) bis f) 
angeführtem Planbestandteile,, ferner die 
Darlegung aller jener- Verhältnisse, ins­
besondere der rechtlichen, die aus den vor- 
bezeichiheten Teilen des Zusammenlegiings- 
planes nicht vollständig und übersichtlich 
hervorgehen, namentlich der Bestimmun­
gen über die Herstellung, -Benützung, und 
Erhaltung der gemeinsamen wirtschaft­
lichen Anlagen und allenfalls der Belasfun-

■ gen der Abfindungsgrundstücke, soweit sie 
nicht aus dem Teiiabfindungsausweis -her­
vorgehen.
(3) Bestimmungen öffentlich-rechtlicher 

Natur dürfen in den Zusammenlegungsplan 
nur dann aufgenömmen werden, wenn sie A n ­
gelegenheiten der Landeskultur betreffen, die 
in ■ Verbindung mit der Zusammenlegung- einer 
Regelung unterzogen werden. Insbesondere 
sind daher Bestimmungen über öffentliche 
Lasten in den Plan nicht aufzumehmen.

§ 25.
(1) Die- neue Flur eint eihing ist in der, Natur

abzustecken.- , .-
(2) Der: Zusammenlegungsplan ist zur 'Ein­

sicht der. Beteiligten aufzulegen, wobei die 
Vorschriften des §15,.Abs.' (2) sinngemäß an-- 
zuwenden sind."

(3) Der Zusammenlegungsplain ist anläßlich 
der Auflegung den Beteiligten nach Bedarf zu 

.erläutern.

§ 26.

(1) Gegen den Zusammenlegungsplan- kann 
die • B erufung ;-eingebracht werden:

a) von' den Eigentümern der der Zusammen-
■ legung unterzogenen Grundstücke;

b) ■ von anderen . dinglich Berechtigten wegen
Nichtberücksi'Ghtigung ihrer -Einwendungen 

' (§ 9, Abs. 2). ■ \ '

(2) Eine Berufung gegen den Zusammen­
legungsplan,. die -sich gegen eine auf, Grund' 
eines rechtskräftigen Bescheides aufgenom­
mene Bestimmung richtet, is t . nur ■ zulässig,- 
wemn sie sich - auf Umstände..gründet,die mait 
der Berufung gegen den in. Betracht kommen­
den, Bescheid. nicht geltend gemacht werden
■ konnten.

(3) Anläßlich der Auflegung des Zusarn- 
menleguhgsplanes ist eine Berufung gegen die 
Bewertung eines zu gewiesenen Grundstückes

nicht mehr zulässig, wenn das zugewiesiene 
Grundstück- schon bisher. Eigentum, des 
Berufungswerbers1-war oder, schon in einem
B.erufunigsverfahren gemäß § 15 bewertet wor­
den ist.

Vorläufige Übergabe und Übernahme 
der Abfindungsgrundstückei

§ 27. . .

(1) ; Wenn die- neue Rureinteilung ab- 
gesteckt ist und die - zur allfälligen Entschei­
dung, über die Geidausgleichung gemäß §,28 
nötigen-. Feststellungen über die bei der Be-. 
wertung. der ..Grundstückegemäß § 14.(4) nicht 
beücksdchiiigten Ve-rhältndsse und Gegenstände- 
‘durchgeführt. sind,, können die Parteien die 
Abfindungsgrundstücke unbeschadet aller 
Rechtsmittel: gegen den Zusammenlegungs­
plan, mit Genehmigung der Behörde überneh- . 
men. Die Behörde kann: von diesem Zeitpunkt 
an mit Bescheid eine solche Übernahme auch 
gegen. den W illen . einzelner Parteien anord­
nen, wenn aus .den Umständen hervorgeht:
a) daß .aus einem längeren Aufschub der Plan- 

i äusführuug für' die . Parteien, welche die 
übernähme verlangen,' ein erheblicher 
Nachteil erwachsen würde -und zugleich

b) genügende Sicherheit vorhanden Ls-t, daß 
die: übemeihmer der-Gegenpartei Entschä-

. d-igung für den Nachteil zu gewähren verr 
mögen,: der ihr aus der. vorläufigen, Aus­

führung des Zusammenlegungsplanes entsteht.
(2) Das Eigentum an den Abfindungsgrund­

stücken geht mit der vorläufigen von .der 
Behörde genehmigten oder, angeordneten 
Übernahme -auf den Übernehmer unter der 
auflösenden. Bedingung, über, daß es mit der 
Rechtskraft eines - Bescheides' erlischt,. durch 
welchen die der. Übernahme zugrundeliegen­
den Bestimmungen des ZuBammenlegungsr 
planes aufgehoben oder abgeändert werden.

(3) Die - Anmeldung der Ansprüche auf 
Grund des § 14, Abs. (4) , hat im Falle, einer 
vorläufigen Übergabe innerhalb' vier Wochen 
nach dieser zu-erfolgen.

(4) Gegen, die - Anordnung.' der vorläufigen 
Übergabe ist ein. Rechtsmittel nicht zulässig; ■"

Ausgleichung der bei der Bewertung 
der Grundstücke außer Anschlag gebliebenen / 

Verhältnisse und Gegenstände.

§ 28.

(1) Nach Eintritt. der Rechtskraft des Zu­
sammenlegungsplanes und nach Durchführung 
der allenfalls noch nötigen Erhebungen.-ist der 
Bescheid über die: Ausgleichung der, bei - der
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Bewertung der Grundstücke gemäß § 14, Abs.
(4), außer Anschlag gebliebenen Verhältnisse 
und Gegenstände sowie aUfällig anderer vor­
übergehender Mehr- und Minderwerte der 
alten und neuen Grundstücke nach den Be­
stimmungen der Absätze (2) bis ('4) zu erlas­
sen, sofeme zwischen den Parteien kein an­
derweitiges Übereinkommen zustande kommt.

(2) Für die in § 14, Abs. (4) a), b) und f), 
angeführten Verhältnisse und allfällige andere 
vorüb ergebende Mehr- und Minderwerte ist 
die Ausgleichung in Geld; zu leisten.

(3) Die in § 14, Abs. (4) c), erwähnten 
Pflanzungen müssen, wenn der bisherige Be­
sitzer es verlangt, vom neuen Eigentümer des 
Grundstückes gegen Entrichtung des Schätz­
wertes übernommen werden. Das gleiche gilt 
auch von den 'in Jit. d) des gleichen Absatzes 
erwähnten Holzbeständen, soweit sie noch 
nicht schlagbar sind, während bereits schlag­
bare Holzbestände nach Wahl des bisherigen 
Grundeigentümers entweder von ihm selbst 
in angemessener Frist abzustocken und zu 
roden oder vom neuen Eigentümer um den 
Schätzwert zu übernehmen sind. Im Falle vor­
behaltener Abstockung und Rodung gebührt 
dem neuen Eigentümer eine angemessene 
Entschädigung für den ihm einstweilen ent­
gehenden Ertrag.

(4) Die in § 14,' Abs. (4) e), bezeidhneten 
Anlagen sind nach Wahl- des neuen Eigen­
tümers des Grundstückes entweder gegen 
Entrichtung des Schätzwertes auf. dem Grund­
stücke zu belassen oder vom früheren Eigen­
tümer in angemessener Frist zu entfernen. /

Der Zusammenleguhgsplan ist' zu vollzie­
hen, sobald er- rechtskräftig geworden ist.

(5) Insbesondere ist die endgültige Über­
gabe der. Abfindungsgrundstücke an die neuen 
Eigentümer, die Geldausgleichung, die Her­
stellung der gemeinsamen Anlagen, die end­
gültige Vermarkung sowie die Durchführung 
der neuen Flureitoteilung im Grundkataster 
-und im Grundbuche zu veranlassen. Das Eigen-, 
-tum an dem Abfiodungsgrundstücken geht mit 
deren endgültiger Übergabe auf den Über­
nehmer über, sofern dieser Eigentumsüber­
gang nicht schon früher gemäß .§ 27, Abs. (2), 
eiimgetreten ilst.

Rechtliche Beziehungen zu dritten Personen.
§ 29.

Hinsichtlich aller rechtlichen Verhältnisse 
zu dritten Personen treten die! Abfindungs- 
gmndistücke und die Geldausgleichungen so­
wie alifällige Anteile an Grundstücken für 
gemeinsame Zwecke, die im gemeinsamen 
Eigentume der Parteien stehen, an die Stehe

der alten Grundstücke, soweit nichts anderes 
mit diesen dritten Personen vereinbart oder 
gesetzlich bestimmt ist.

x Teilabfindungen.
§ 30.

Sind die in die Zusammenlegung einbezo­
genen Grundstücke desselben Eigentümers 
verschieden belastet, so sind bei den an ihre 
Stelle tretenden Abfinduogsgrundstücken für 
die verschieden belasteten Grundstücke im 
Tedlab findungsaus weis Teiiabfiudungen fest- 
zusetziön, soweit es zur Wahrung der auf die 
Abfindungsgrundstücke übergehenden Rechte 
erforderlich ist.

Bestands- und Gesellschaftsverhältnisse.

§ 31.

(1) Soweit die der Zusammenlegung unter­
zogenen Grundstücke verpachtet sind, hat die 
Behörde. mangels einer bestehenden Verein­
barung 'auf Antrag des Pächters oder Verpäch­
ters durch Bescheid festznstellen, welche Ab- 
findungsigrundstücke an die Stelle der bis­
herigen Pachtgrundstücke treten.

(2) Gegen einen solchen Bescheid ist kein 
Rechtsmittel zulässig. Der Pächter kann' je­
doch innerhalb dreier Monate nach Zustel­
lung des Bescheides das Pachtverhältnis kün­
digen. Das Pachtverhältnis endet in diesem 
Falle, wenn nichts anderes vereinbart wurde, 
mit dem laufenden Pachtjahre, jedoch frühe­
stens drei Monate nach Kündigung. Ein An­
spruch auf Entschädigung -aus dem Grunde 
der Kündigung steht weder dem Pächter noch 
dem Verpächter zu.

(3) Im Falle der Fortsetzung des Pacht­
verhältnisses wird durch eine gemäß § 18, 
Pkt. 12 und 13, bzw. § 21, Abs. (3), oder § 32, 
Absätze (1) und (2), zugunsten oder zu Lasten 
des Verpächters festgesetzte Geldausglei- 
chnng (Entschädigung) ein Anspruch auf ent­
sprechende Verminderung oder Erhöhung des 
Pachtzinses begründet. Hierüber entscheidet 
'auf Antrag des Pächters oder1 des Verpächters 
das Bezirksgericht,1 in dessen Sprengel das 
Pachtgrundstück liegt, im Verfahren außer 
Streitsachen. Gegen die Entscheidung des 
Gerichtes zweiter Instanz steht' kein weiteres 
Rechtsmittel offen.

(4) Die Bestimmungen der Absätze (1) bis
(3) gelten auch für die Kündigung des in 
§ 1103 ABGB bezeidhneten Gesellschafts Ver­
hältnisses. !

(5) Hinsichtlich der Mietverhältnisse gelten 
dieselben Bestimmungen mit der Änderung, 
daß die Frist für die Einbringung der Kün-
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.digung nur einen Monat beträgt, an Steile des 
Pacht jahres der gemäß § 1115 ABGB für die 
stillschweigende Erneuerung des betreffenden 
Mietvertrages maßgebende Zeitraum tritt und 
daß als mindeste restliche Mietdauer ein' 
Monat anzunehmen ist.

Nachträgliche Ausgleichungen.

§ 32.
(1) Wurde der Wert eines der Zusammen­

legung unterzogenen Grundstückes oder eines 
abgesonderter Bewertung vorbehaltenen Ge­
genstandes vor der Übergabe an den neuen 
Eigentümer durch ein, wenn auch zufälliges 
Ereignis vermindert, so kann der neue Eigen­
tümer innerhalb zweier Monate nach der 
Übernahme vom früheren Eigentümer eine 
nachträgliche Wertausgleichung begehren.
Eine solche Weftausgleichung ist, wenn die 
Wert Verminderung ein Grundstück betraf und 
dies ohne erhebliche Beeinträchtigung der 
neuen Gestaltung des Grundbesitzes möglich 
erscheint, in Grund, in allen übrigen Fällen 
aber in Geld zu leisten.

(2) Ist bei Durchführung eines rechtskräf­
tigen Zusammenlegungsplanes ein Vennes - 
sumgs- oder Rechenfehler unterlaufen, so kann 
der hiedurch Geschädigte innerhalb eines 
Jahres nach Übergabe oder Übernahme des 
betreffenden Grundstückes von demjenigen, 
dem der Fehler zustatten gekommen ist, eine 
Vergütung in Geld, wenn dieser Fehler jedoch 
Grund und,Boden betraf' und dies ohne erheb­
liche Beeinträchtigung, der neuen Gestaltung 
des Grundstückes möglich ist, in Grund be­
gehren.

(3) W er durch Nichterfüllung von Ver­
fügungen, die von der Behörde behufs Über­
ganges aus den bestehenden Verhältnissen in 
die, neue Gestaltung des Grundbesitzes getrof­
fen wurden, im Bezüge der Nutzungen von 
den ihm zugewiesenen Abfindungsgxundstük- 
ken oder anderweitig verkürzt wurde, kann 
binnen 2 Monaten nach Übernahme der Ab­
findungsgrundstücke vom früheren Eigen­
tümer dieser Grundstücke eine Vergütung in 
Geld begehren.

Außerkraftsetzung des Planes.
Abschluß oder Einstellung des Verfahrens.

§ 33.

(1) Werden die einem Zusammenlegungs­
plan zugrunde liegenden Verhältnisse des 
Grundbesitzes in der Z e it . zwischen dem Ein­
tritte der Rechtskraft des Planes und der Über­
nahme der Abfindungsgrundstücke durch die
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neuen Eigentümer durch höhere Gewalt (Ver­
änderungen des Laufes der Gewässer, nach­
haltige- Wasserverheerungen, Erdstürze u. dgl. 
m.) so erheblich geändert, daß die in § 32, 
Abs. (1), vorgesehene Ausgleichung keine Ab­
hilfe zu gewähren vermag, so kann der Lan- 
desagrärsenat auf Begehren . 'einer hiedurch 
betroffenen Partei den Zusammenlegungsplan 
ganz oder teilweise außer Kraft setzen und, 
soweit nach Beschaffenheit der Umstände eine - 
Zusammenlegung .noch möglich und wün­
schenswert ist, die Aufstellung eines neuen 
Zusammenlegungsplanes verfügen.

(2) Nach Eintritt der Rechtskraft, des Zu- , 
sammenlegungsplanes ist dessen grundbücher- 
liche Durchführung nach den Vorschriften des
§ 105 zu veranlassen. Nach Richtigstellung 
oder Neuanlegung des Grundbuches und des 
Gmndkatasters ist das Zusammenlegungsver­
fahren abzuschließen (§ 93, Abs. 4).

(3) Wenn sich im Laufe eines Zusammen­
legungsverfahrens auch außer dem Falle des 
Abs. (1) ergibt, daß aus wichtigen Gründen 
die Durchführung des Verfahrens nicht mehr 
zweckmäßig erscheint, so kann, wenn der Plan 
noch nicht aufgelegt ist, auf Antrag der Be­
hörde I. Instanz das Verfahren vom Landes­
agrarsenat eingestellt . werden. Eine solche 
Einstellung des Verfahrens ist in der in § 93, 
Abs. (4), vorgesehenen Art kundzumachen 
bzw. mitzuteilen.'

Zusammenlegungsplan der Parteien.

§ 34.
Dem Verfahren kann von der Behörde auch 

ein von den Grundeigentümern des Zusam- 
menlegungsgebietes vorbereiteter Zusammen­
legungsplan ' zugrunde gelegt werden. Hiefür 
gelten nachfolgende Bestimmungen:

1. das Zusammenlegungsigebiet muß den Vor­
schriften des § 5, Abs. (1), entsprechen; 
über das Zutreffen dieser Bedingungen ist 
die Behörde zu Beginn der Vorarbeiten zu 
befragen. -

2. Läßt sich nach Beschaffenheit der Um­
stände das Zustandekommen einer solchen 
Zusammenlegung gewärtigen, so kann die . 
Behörde den Unternehmern über ihr An­
suchen für eine diesen Umständen ange­
messene Zeitdauer die Ermächtigung zu 
den nötigen Erhebungen und Vermessun­
gen im ganzen Zusammenlegungsgebiete 
unter der Bedingung erteilen, daß sie den 
hiebei etwa verursachten Schaden zu ver­
güten haben, worüber, im Falle eines Strei­
tes das ordentliche Gericht entscheidet, .
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3. Ein derartiger Zusammenlegungsplan ist in 
den izum 'Zusammenlegungsgefoiete gehö­
rigen Gemeinden durch zwei Wochen zur 
Einsicht aller hievon zu verständigenden 
Parteien öffentlich aufzulegen und, nach­
dem die -Mehrheilt derselben ihre vorläu- 

; fige Zustimmung durch Unterschrift erklärt 
hat, der Behörde mit einer Darlegung jener 
einschlägigen Verhältnisse, an denen auch 
andere Personen wegen eintreffender Än­
derungen in Betreff -einer Dienstbarkeit 
oder Realinsi oder wegen einer beabsich­
tigten -wirtschaftlichen Anlage beteiligt 
erscheinen,. sowie mit- der Angäbe vorzu- 
:legen, ob diese Verhältnisse in.gütlichem 
Wege geregelt oder der behördlichen Ent­
scheidung - Vorbehalten wurden.

4. Entspricht der vorgelegte Zusammen- 
legumgsplan den Bestimmungen des Pkt. 3 
nicht oder ist .er wegen anderer erheb­
licher Mängel, insbesondere wegen unzu- _ 
reichender Beseitigung der Gemenglage 
der Grundstücke nicht geeignet, als Grund­
lage für weitere Verhandlungen zu dienen, 
so hat die Behörde den Parteien die Vor­
lage eines verbesserten Planes unter W ie­
derholung des in Pkt. 3 vorgeschriebenen 
Vorganges anheimzusitellen.

.5, In allen übrigen Fällen hat sich die Be­
hörde .zur Durchführung des weiteren Ver­
fahrens dm Sinne des § 88 (1) als zuständig 
zu erklären, dies An der An § 93, Abs. (4), 
vorgeschriebenen Art kundzumachen und 
mitzutedlen und nach Durchführung der 
nötigen Erhebungen zu bestimmen, ob so­
fort zur Auflegung des Zusammenlegungs- 
planes geschritten wird oder vorher noch 
die Verhandlung hinsichtlich der am 
Schlüsse des Pkt. 3 erwähnten vonbehal­
tenen Entscheidungen und nötigenfalls in 
anderen Beziehungen .zu ergänzen ist. 
Geigen diese Bestimmung ist ein Rechts­
mittel nicht zulässig/

6. Im übrigen sind die sonst für die Zusam­
menlegung geltenden Bestimmungen an­
zuwenden. 1 II.

II. H a u p t  s t ü c k.

Ordnung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse an agrargemeinschaftlichen 

Grundstücken.

I. Abschnitt.
Agrargemeinschaf liehe Grundstücke, 

Agrargemeinschaften.
- ' § 35.

(1) Agrargemeinsdhäftliidhe Grundstücke dm
Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke,

a) bezüglich deren zwischen; bestandenen 
Obrigkeiten und Gemeinden (Ortschaften) 
oder zwischen zwei oder mehreren Ge­
meinden (Ortschaften) gemeinschaftliche 
Besitz- und Nutzungsrechte bestehen oder

b) welche von allen oder ,von gewissen Mit­
gliedern einer Gemeinde (Ortschaft), einer, 
oder mehreren Ortschaften, Nadifoarschaf- 
ten, Int eressents Charten oder ähnlicher 
agrarischer Gemeinschaften kraft, ihrer 
persönlichen -oder mit einem Besitze. ver­
fundenen Mitgliedschaft oder von den. 
Mitberechtigten an Wechsel- oder Wandel­
gründen gemeinschaftlich oder wechsel­
weise genutzt werden. . ' ■
(2) Zu-den agrargemeinschaftlichen Grund­

stücken sind, unbeschadet der Rechte aus-einer 
bereits vollendeten'Ersitzung, ferner zu zählen:
a) Grundstücke, die einer gemeinschaftlichen 

Nutzung (Absf: 1) früher unterlagen, inzwi­
schen aber infolge einer in der Natur er­
folgten Teilung in Einzelbesitz übergegan­
gen sind, wenn die Teilung in den öffent­
lichen Büchern noch nicht durchgeführt 
worden ist,

b) Grundstücke, welche sich zwar im Einzel­
besitze oder in Einzelnutzung befinden, 
•aber in den öff entlichen Büchern 'als, Eigen­
tum einer Agrargemeinschaft eingetragen 
sind,

c) Grundstücke, die An Ausführung der Gesetze 
über ' die Regulierung und Ablösung der 
.Servituten einer Gemeinde (Ortschaft) oder 
einer Gesamtheit von Berechtigten zu ge­
meinsamer Nutzung und gemeinsamen 
Besitz abgetreten worden sind,

d) das einer gemeinschaftlichen Nutzung nach
den Bestimmungen' der Gemeinde Ordnung 
unterliegende Gemeindegut bzw. Ortschafts­
gut. -

(3) Keine agrargemeinschaftlichen Grund­
stücke im Sinne dieses Gesetzes sind die zum 
Vermögender Gemeinde.(Ortschaft) gehörigen 
Grundsiüöke, die nicht unmittelbar von den 
Gemeindemiiitgliedem genutzt, sondern durch 
Verpachtung, oder auf andere Art zugunsten 
des Gemeinde-(Ortschafts-)Vermögens verwer­
tet werden. ' '

(4) Ferner finden die Bestimmungen des 
Gesetzes Anwendung auf alle jene Agrar- 
gemeinschaften, die durch eine Verfügung der 
Agrarbehörde von Amts wegen oder .auf An­
trag der Parteien gebildet werden.

§ 36.

(1) Die Gesamtheit der jeweiligen Eigen­
tümer der Liegenschaften, an welche Anteils- . 
rechte ah einer agrargemeinschaftlichen Lie-
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gens chaft gebunden sind (Stammsitzliegen- 
sohüfteh), bildet einscbließlich jener Perso- 

, nen, denen persönliche (walzende) Anteile )̂ 
zustehien,'eine Agrargemeihschaft.

(2) Agrargemednschaften, die aus minde­
stens fünf'Mitgliedern bestehen, müssen von 
der Behörde aufigestellte oder von der Behörde~ 
genehmigte Satzungen (§ 78) haben. Sie sind 

' Körperschaften mit Rechtisfähigkeit.

^Feststellung und Bezeichnung der agrar­
gemeinschaftlichen Liegenschaften, 

Absonderung von Anteilsrechten von der 
Stammsitzliegenschaft, Veräußerung von 

persönlichen (walzenden) Anteilen.

■ ' ' ■ § 37.
(1) Die Behörde hat festzustellen, welche 

Liegenschaften agrargemeinschaftliche sind 
(§§ 35 und 89) und wem sie gehören, insbeson­
dere, ob das Eigentum daran mehreren Teil- 
genossen als Miteigentum oder' einer körper-

. sdhaftlidh eingerichteten' Agrargemeinschaft 
zusteht.

(2) . Agrargemeinschaftliche Liegenschaften . 
sind 'auf Ersuchen der Behörde im Grundbuche 
als solche zu bezeichnen. ■

. (3). Sind die Ahteilsrechte an agrargemein­
schaftlichen Li egens chaf t en an das Eigentum 
bestimmter-, Liegenschaften (Stammsitzliegen-,

1 schaffen) gebunden, so ist im .Grundbuche 
noch ersichtlich zu machen:
a ) . welche Anteilsrechte an das Eigentum von

Stämmsitzliegenschaften gebunden sind,
b) die Große dieser Anteile,
c) die Bezeichnung der Stammsitzliegerischaf-
. ten, denen sie zustehen und ' '

d) 'wie ‘viele Anteilsrechte nicht an das Eigen­
tum vöii Liegenschaften gebunden . sind
(walzende Anteile).
Bei den Stämmsitzliegenschaften ist das mit 

denselben verbundene Anteiisrecht an einer 
Agrargemeinschaft im Grundbuche ebenfalls 
ersichtlich zu machen.

(4) Das mit einer Liegenschaft (Stammsitz- . 
liegenschaft) verbundene Anteiisrecht 'an einer 
Agrargemeinschaft kann von der Stammsitz-' 
(Liegenschaft' nur mit Bewilligung der Agrär- 
behörde abgesondert werden.

;(5) Die Absonderung kann auf Antrag., des 
■Eigentümers der Stiammsitzldiegens chaft von 
dier .Behörde 1 bewilligt werden, wenn und in­
soweit die -aus dem Anteilsrecht fließenden , 
Nützungen den' ordentlichen' Bedarf der be­
rechtigten Liegenschaft üb ersteigen, und wenn 
a) das abzusondernde Anteiisrecht mit dem

Anteilsfecht einer- anderen ian ■ der Agrär-

gemeibschaft bereits beteiligten St ammsitz- 
liegeoschaft verbunden oder

von der Agrargemeinschaft selbst erworben 
werden soll öder, -

falls es mit- einer an der Agrargemeins chaft 
nicht beteiligten Liegenschaft verbunden 
werden soll, die Mehrheit der Eigentümer 
der an der Agr argemeins chaft beteiligten 
Stämmsitzliegenschaften ohne Rücksicht 
auf die Zähl und Größe ihrer Anteile hie­
bei zustimmt.

(6) Die Bewilligung ist von der Behörde zu 
versagen,, j • 1 . •
a) wenn durch die Absonderung eine dem 

wirtschaftlichen Zwecke der Agrargemein- 
schaft abträgliche Zersplitterung, oder An-

. häufung von Anteilsreohten eintreten 
.würde oder

b) -wenn begründete-Umstände dafür sprechen, 
daß der Anteilsrechtserwerb nicht zu wirt-

, schaftlichen, sondern zu anderweitigen 
Zwecken angestrebt wird-

r(7) Wird eine Stammsitzliegens chaft geteilt, 
so ist in der Teilungsurkunde auch eine Be­
stimmung über- die Anteilsrechte an .agrar­
gemeinschaftlichen Grundstücken 'aufzuneh­
men. Diese Bestimmung bedarf zu ihrer Gül­
tigkeit der Genehmigung der Agrarbefiöi-de. 
.Ohne diese Genehmigung darf die Teilung im 
Grundbuche nicht durchgeführt werden.

Veräußerung und Belastung 
agrargemeinschaftlicher Grundstücke.

' §. 38.
(1) Zur Veräußerung und'Belastung agrar­

gemeinschaftlicher Grundstücke ist die Geneh­
migung der Agrarbehörde I. Instanz erforder­
lich.- '

•(2)-Die.Genehmigung ist zu versagen, wenn 
durch- die angestreibte Veräußerung oder Be­
lastung der Wirts chäftsb et rieb der berechtig­
ten .Liegenschaft gefährdet würde.

Überwachung der Agrargemeinschaften, 
Entscheidung von ̂ Streitigkeiten, Über­

prüfung der Satzungen und der Wirtschafts­
pläne.

1 § 39.

(1) Die Agrarbehörden haben die Agrär- 
.gemeins chatten . zu überwachen;" Die j Über­
wachung ■''erstreckt sich auf die Beobachtung 
der Bestimmungen dieses Gesetzes durch, die 
Gemeinschaft und auf die Einhaltung der Satzun­
gen. Auf Grund des überwachungsrechtes hat 
die Behörde nötigenfalls mach § 85 vorzugehen.
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(2) über Streitigkeiten, die zwischen An- 
t eilsberechtigtein. an Agrargemeinschaften 
oder zwischen den Mitgliedern • einer körper­
schaftlich eingerichteten Agr argem eins chaft 
und diesen oder ihren Organen aus dem Mit- 
gliedschaftsVerhältnisse entstehen, entscheidet 
die Behörde.

(3) Die Satzungen sind zu überprüfen und 
gegebenenfalls abzuändern, soferne gesetzliche 
Bestimmungen dies erheischen.

II. Abschnitt.

Teilung agrargemeinschaftlicher Grundstücke
und Regulierung der gemeinschaflichen 

Nutzungs- und Verwaltungsr echte.

.§ 40.

. (1) Die Ordnung der rechtlichen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse bei agrargemein-; 
liehen Grundstücken kann entweder. durch 
Teilung oder durch Regulierung der gemein­
schaftlichen Nutzungs- und Verwaltungsreohte 
erfolgen.

(2) Die Teilung agrargemeinschaftlicher 
Grundstücke, bei der Teilflächen den Teil­
genossen ins Eigentum übergeben werden, 
kann eine Haupttediung (Generalteiluhg) oder 
eine Einzelteiilung (Spezialteilung} sein.

(3) . Eine Teilung ist nur zulässig, wenn 
dadurch die pflegliche Behandlung und- zweck­
mäßige Bewirtschaftung der. einzelnen Teile 
nicht gefährdet wird und wenn die Aufhebung 
der Gemeinschaft nicht allgemein-volkswirt­
schaftlichen Interessen oder besonderen Inter­
essen der Landeskultur abträglich ist (All­
gemeine wirtschaftiche Voraussetzungen).

(4) Die Haupttediung ist die Auseinander­
setzung zwischen bestandenen Obrigkeiten 
einerseits und Gemeinden (Orschaften) an- 
dererseits, »zwischen Gemeinden oder Ort­
schaften oder zwischen der Gemeinde (Ort­
schaft) und einer .agrarischen Gemeinschaft 
oder zwischen mehreren agrarischen Gemein­
schaften.

(5) Die Einzelteiilung ist die Auflösung der 
Agrar gemeins chaft durch Umwandlung der 
Antedlsrecbte in Binzeieigentum (Einzelteiilung 
iim engeren Sinne) oder die Ausscheidung ein­
zelner Mitglieder der Agrargemednsohaft unter 
Aufrechterhaltung der Gemeinschaft zwischen 
den übrigen Teilgenossen (Sonderteilung), 
Eine Einzeiteilung kann dm Anschluß an eine 
Haupttediung oder unabhängig von einer sol­
chen erfolgen.

1 (6) Bei der Teilung (Absätze 4 und 5) tre­
ten die Abfindungsgrundstücke und die Geld- 
aüsgleidhungen hinsichtlich aller rechtlichen

Beziehungen zu driften Personen an die Stelle 
der früheren Anteilsrechte, soweit nichts an­
deres vereinbart oder gesetzlich'bestimmt ist.

(7) Die Regulierung der gemeinschaftlichen
Nutzungs- und Verwaitungs rechte erfolgt
durch Feststellung des nachhaltigen Ertrages 
der gemeinschaftlichen. Grundstücke, durch 
Feststellung. der Anteilsreohte der einzelnen 
Berechtigten, durch Aufstellung öder Geneh­
migung der Satzungen und des Wirtschafts­
planes.

(8) Mit der Regulierung ist die Vornahme 
der für die Bewirtschaftung notwendigen Ver­
besserungen zu verbinden, soferne dieselben 
eine' ausreichende Rentabilität gewährleisten.

Einleitung des Verfahrens, Teilgenossen, 
Parteien.

§ 41,

(1) Die Hauptteilung erfolgt auf Antrag.
(2) Im Hauptteilungsverfahren sind nur die 

in § 40,. Abs. (4), genannten Rechtspersönlich­
keiten Part eien, und Teilgeoossen (§ 94).

(3) Zur Stellung eines Antrages auf Einlei­
tung des Verfahrens sind] nur die in Abs. (2) 
genannten Parteien berechtigt; der Antrag' 
einer Partei genügt. Ein Antrag seitens einer 
Agrargemeinschaft. kann jedoch nur gestellt 
werden, wenn mindestens, eih Drittel der An- 
teiisb ere chtigten an der Agrargemeins Chaft 
den Antrag unterfertigt oder ihm zugestimmt 
hat.. Der Antrag einer Gemeinde (Ortschaft) 
muß auf einem der Gemeindeordnung entspre­
chenden Beschluß der hiefür zuständigen Or­
gane der Gemeinde /beruhen.

(4) Die Haupttediung ist in jenen Fällen 
von Amts wegen einszuleiten, in denen eine 
Gemeinde (Ortschaft) Partei ist, soferne die 
Landesregierung dies verlangt und die wirt­
schaftlichen Voraussetzungen gemäß § 40 (3) 
gegeben sind. Die Haupttediung kann aber 
auch dann von Amts wegen eingeleitet wer­
den, wenn die Verhältnisse in der Agrar- 
gemedns chaft eine solche Auseinandersetzung 
zwischen den Parteien als geboten, erscheinen 
lassen, falls die' wirtschaftlichen Voraussetzun­
gen gemäß § 40 (3) vorliegen.'

§ 42.

Die Einleitung des Hauptteilungsverfah- 
rens oder die Abweisung des Antrages erfolgt 
durch Bescheid der Behörde I. Instanz. Zur 
Einbringung einer Berufung sind nur die im 
§ 40 (4) bezeiiohneten Parteien berechtigt. Die 
Berufung einer Agrargemeins chaft muß den 
bestehenden Satzungen (vorläufigen Satzun­
gen) entsprechen. Bestehen keine solche Sat­
zungen, so muß eine solche B erufung von mim -
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destens einem Drittel der Mitglieder der Agrar­
gemeinschaft gefertigt sein.

§ 43.

(1) Im Einzelteilungs verfahren sind Teil­
genossen:

a) die Miteigentümer der agrar gemeinschaft­
lichen Grundstücke,

b) die Nutzungsberechtigten, welche ihre An- 
- Sprüche auf ihre persönliche oder mit

einem Besitze verbundene ■ Zugehörigkeit 
zu einer Gemeinde (Ortschaft) oder agra- 

. rischen Gemeinschaft oder auf die Teil­
nahme an Wechsel- oder Wandelgründen 

. stützen,
c) die Personen, die im tatsächlichen Bezüge 

der nach Deckung der Ansprüche der Nut- - 
zungsberechtigten verbleibenden Ertrags- 
Überschüsse’ stehen,

d) die Gemeinde, der ein Anteilsrecht gemäß 
§ 61, Abs. (2), zusteht.

. (2) Parteien im Einzelteilungsverfahren 
sind: ■ ■
a) ,die Teilgenossen nach Abs. (1),
b) die iPersonen., denen für die Nutzung der 

agrargemeinschaftlichen Grundstücke oder 
einzelner Teile derselben ein Anspruch auf 
Gegenleistung zusteht.

§ 44.

(1) Die Eihzelteilung erfolgt auf Antrag der 
Teiigenossen.

(2) Hinsichtlich der 'allgemeinen wirtschaft­
lichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
einer Binzeiteilung gelten die Bestimmungen 
des § 40, Abs. (3). Die Einzelteilung forstwirt­
schaftlicher Grundstücke, das ist solcher 
Grundstücke, die im Sinne der forstgesetz- 
lichem Bestimmungen der Waldkultur zu er­
halten sind, ist nur dann durehzuführen, wenn 
sie vom Standpunkte der forstgesetzlichen Be­
stimmungen unbedenklich und für die anteils- 
berecbtiigfen Liegenschaften , von dauerndem, 
wesentlichem Vorteil gegenüber der Aufrecht­
erhaltung der Gemeinschaft auch im Falle 
einer Regulierung und einer das gemeinschaft­
liche Interesse voll berücksichtigenden Be­
wirtschaftung ist.

(3) Soll die Einzelteilung lediglich durch 
Ausscheidung einzelner Mitglieder der Agrar­
gemeinschaft unter Aufrechterhaltung der 
Gemeinschaft zwischen den übrigen Mitglie­
dern (Sonderteilung) erfolgen, so ist eine wei­
tere- wirtschaftliche Voraussetzung, daß un­
geachtet der Ausscheidung einzelner Mitglie­
der die Deckung der wirtschaftlichen Bedürf­

nisse der verbleibenden Gemeinschaft im glei­
chen Maße 'wie bisher gesichert ist (besondere 
wirtschaftliche Voraussetzungen).

(4) Die Voraussetzung für die Einleitung 
eines Einzelteilungsverfahrens ist außerdem, 
daß sich. im Falle der beantragten Auflösung 
der Gemeinschaft durch Umwandlung der An­
teilsrechte in Eihzeleigentum mindestens ein 
Drittel, bei Waldgrundstücken mindestens 
zwei Drittel der bekannten Teilgenossen hie- 
für erklären. Im Falle der beantragten Ausschei­
dung einzelner Mitglieder der Agrargemeiri- 
schaft genügt der Antrag der die Ausschei­
dung begehrenden Mitglieder. Zur Stellung 
eines derartigen; Antrages sind nur diese Mit­
glieder (Anteilsberechtigten) berechtigt (recht­
liche Voraussietzungen).

. § 45. '

(1) Ergibt eine vorläufige Erhebung, daß 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die 
Einzelteilung nicht vorliegen oder sind die 
rechtlichen Voraussetzungen nicht gegeben, 
so hat die Behörde den Antrag abzuweisen. 
Erfolgt die Abweisung lediglich aus dem 
Grunde, weil sich nicht mindestens die nach 
§ 44, Abs. (4) erforderliche Anzahl der Par­
teien für den Antrag erklärt hat, so kann das 
Begehren wiederholt werden, wenn diese An­
zahl erreicht ilst.

(2) Ergibt eine vorläufige Erhebung, daß 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen gegeben 
sind und treffen auch die rechtlichen Voraus­
setzungen zu, so hat die Behörde I. Instanz 
mit Bescheid die Einleitung des Einzelteilungs- 
verfahrens auszusprechen. Die Berufung ge­
gen diesen Bescheid steht, nur den. Teilgenos­
sen offen, die sich geigen den Antrag erklärt 
haben. ■

. (3) Erfordert die Feststellung, ob die wirt­
schaftlichen Voraussetzungen für die , Einzel­
teilung gegeben sind, einen unverhältnismäßig 
hohen Zeit- oder .Kostenaufwand, so kann der 
im, Abs. (2) bezeichnete Bescheid mit dem 
Vorbehalte ergehen, daß der endgültige Be­
scheid der Behörde über die Einleitung des 
Binzelteilungsverfahrens erst in einem spä­
teren Zeitpunkte nach. Durchführung der nö­
tigen Erhebungen folgen wird. Dieser Vor­
behalt kann in einer allfälligen Berufung nicht 
■ angefochten werden.

' § 46.
(1) Im Verfahren zur Regulierung der' ge­

meinschaftlichen Nutzungs- und Verwaltungs­
rechte sind Teilgenossen die im § 4-3, Abs. (1), 
Parteien dife dort im Abs. (2) genannten Reehts- 
p er s önliichk eiten.
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(2) Das Regulierungsv er fahren ist auf An­
trag /einzuleiten, wenn sich mindestens ein 
Viertel der bekannten Teilgenossen für die 
Einleitung -des Verfahrens' erklärt. Von der 
Einleitung,, eines Re gufiemngsverfahrens kann 
jedoch abgesehen werden, wenn der Zweck 

' des 'Regulterungsantrages auf .' einfachere Art 
wie durch- Aufstellung ■ von Satzungen nach, 
den Bestimmungen, des § 78 oder von Wirt- 
sehaftsplänen. nach den Bestimmungen der 
§§. 79 und 80. oder durch ein von der. Behörde 
in die Wege zu. leitendes.. Übereinkommen 
erreicht werden kann. Solche Übereinkommen 
halben, wenn sie von ,der Behörde. genehmigt 
werden, die Rechtswirkung behördlicher Be­
scheide. Die Behörde, ist auch in .diesen Fällen, 
zur Vornahme aller erforderlichen. Amtshand­
lungen berechtigt. , r -

§ 47. ' . -
Entsteht , vor der Erlassung des Bescheides 

der Behörde auf Einleitung eines ' Haupttei- 
lungs-, Einzeltedlungs- oder Regulierungsver­
fahrens ein Streit - darüber, ob im- gegebenen 
Falle eine Agrargemeinschaft-im Sinne dieses 
Gesetzes besteht, wer Eigentümer der agrar- 

■ gemeinschaftlichen Grundstücke ist oder oh 
Gemeindegut oder Gemeindevermögen ' vor- 
liegt, so ist dieser Streit durch die Behörde 
abgesondert instanzmäßig zu entscheiden.

1. Hauptteilung. .

' Ermittlungsverfahren.
Gegenstand des Ermittlungsverfahrens.

: .  . § 48. . ■■

Gegenstand des Ermittlungsverfahrens ist 
'hei einer Hauptteilung die Feststellung der 
Grenzen des Teilungsgebietes der zugehörigen 
Grundstücke, ihre Einschätzung und Bewer­
tung,, die Feststellung der Parteien, des Aus­
maßes ‘ihres Anspruches (Anteilsrechtes oder 
Forderungsredhtes), der auf jede Partei ent­
fallenden , Teilfläche ■ (Abfindung), die Ermitt­
lung und- Planung der gemeinsamen -' wirt­
schaftlichen Anlagen sowie d ie  Feststellung 
der 'Grundlagen für die . Regelung aller söhli­
gen Rechts-, und- wirtschaftlichen Verhältnisse,- 
die. anläßlich der Hauptteilung einer Regulie­
rung bedürfen. Das Ermittlungsverfahren. hat 
sich auch auf die' Erhebung zu erstrecken, ob 
und inwieweit an allen oder an einzelnen 
Teilen noch bestimmte gemeinschaftliche Nut­
zungsrechte der Parteien fortzubestehen ha­
ben. Solche gemeinsame -Nutzungsrechte sind' 
jedoch nur im Falle unbedingter wirtschaft­
licher Notwendigkeit ''zuzulassen.

Durchforschung und Abrundung des Gebietes^
. Einbeziehung von 'Grundstücken, 

Besitzstandsausweis.

§49.
(1) Die Behörde hat zunächst die dem Ein- 

•leitungsbescheide entsprechenden Umfangs­
grenzen des Teilungsgebietes festzustellen, 
und. das Teilungsgebiet zu . durchforschen.

(2) Die Behörde hat weiters .festzustellen,, 
ob. eine am Verfahren, beteiligte Agrargemein- 
'sdbaft außer den im. Einleitungsbescheide, an­
geführten Grundstücken noch andere. Liegen­
schaften, oder bewegliches Vermögen besitzt. • 
Diese, Liegenschaften, und das bewegliche 
Vermögen können, auf Antrag des Eigen- ' 
tümers. oder von . Amts Wegen in das Verfah­
ren einbezogen werden, wenn dies für. die

x Ordnung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Parteien erforderlich oder 
zweckmäßig erscheint. t ' -

(3) .über Verlangen können im Sonder­
eigentum einzelner Teilgenossen stehende, be­
nachbarte ' oder ganz . oder teilweise ein-1 
geschlossene Grundstücke (Enklaven) in die 
Teilung einbezogen werden. Die Einbeziehung 
solcher Grundstücke kann auch unabhängig . 
von der Zustimmung ihrer Eigentümer er­
folgen,. sofern ' ihre Einbeziehung zur Erzie­
lung'wirtschaftlich richtig geformter ■ und gut 
zu bewirtschaftender Teilfläohen ’ (Abfindun­
gen) und zu einer zweckmäßigen Abgrenzung

' des Gebietes erforderlich ist und den Eigen­
tümern • dadurch kein-Schaden erwächst.

(4) Alle Liegenschaften und das. beweg­
liche Vermögen, worauf •.sich die Teilung be­
zieht, sind in einem- Besitzstandsausweis- aüf- 
zunehmeh. 7 '

Ansprüche der. Parteien.
§50. ; :

(1) Bei der Hauptteilung hat jeder Teil- - 
genösse nach dem festges-tellten Werte seines 
Anteiles- -an den. agrargemeinschaftlichen

. Grundstücken und sonstigen- in die Teilung 
einbezogenen Liegenschaften und Vermögen- 
schaften Anspruch auf vollen ■ Gegenwert tun­
lichst in Grund und -Böden. • .

(2) Der Gemeinde steht neben dem ihr etwa 
nach Abs.' (1) zustehenden Anspruch ein wei­
teres Anteilsrecht an dem .agrargemeinschaft­
lichen Besitz zu, wenn sie in den öffentlichen 
Büchern als Eigentümerin dieses Besitzes ein­
getragen ist oder wenn die Gemeinde-fürRie­
sen Besitz die Steuern aus ihren Mitteln trägt. 
Dieses Anteilsrecht gebühr der. Gemeinde, aber 
nur dann, wenn sie. üben eine ihr, etwa nach 
Abs. (i) züstehende Berechtigung hinaus .an 
der Benutzung, teilgeiiommen hat und wird •
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einem Verzeichnisse der Aniteilsrechte zusam­
menzustellen.

(2) Das Verzeichnis ist an einem geeig­
neten. Orte durch zwei Wochen zur allgemei­
nen Einsicht aufzulegen. Ort und Zeit des ■ Auf- 
liegens sind wenigstens drei Tage vorher in 
der Gemeinde dieses Gebietes kundzumaöhen. 
Die Kundmachung hat eine dem Abs. (3) ent­
sprechende Rechtsmittelbelehrung zu enthal­
ten. Ist eine Liste der Parteien gemäß § 59, 
.Abs. (2), nicht aufgelegt worden, so hat die 
Kundmachung auch 'in anderen Gemeinden, 
in welchen, nach Erwägung der Umstände 
noch unbekannte Parteien Vorkommen könn­
ten, zu erfolgen.

(3) Gegen die Angaben des Verzeichnisses 
steht jeder Partei die Berufung offen. Die Be­
rufungsfrist endet zwei Wochen nach Ablauf 
der für das Aufliegen des Verzeichnisses be­
stimmten Zeit.

(4) Wenn hinsichtlich der Richtigkeit und 
Vollständigkeit des Verzeichnisses kein Zwei­
fel besteht, so kann die Auflegung und Kund­
machung entfallen.

Endgültiger Bescheid über die Einleitung des
Teilungs- oder Regulierungsverfahrens. 

Fortdauer gemeinschaftlicher Nutzungsrechte.

§ 65. '

(1) Nach Durchführung der nötigen Er­
hebungen (§45, Abs. (3)) ist der endgültige 
Bescheid über die Einleitung des Einzel-
teilungsVerfahrens ’ zu erlassen, falls sich die 
Parteien nicht inzwischen auf die Durchfüh­
rung J eines Regulieruiigsverfahreos. geeinigt 
haben. • .

(2) Im Falle der Einzelteilung ist zu ent­
scheiden, ob über Parteibegehren an allen
oder einzelnen Abfindungsgrundstücken noch 
bestimmte gemeinsame Nutzungsrechte fort­
zudauern haben oder einzelne Parteien unter 
Aufrechterhaltung der Gemeinschaft zwischen 
den; übrigen Teilgenossen Abfindungen, er­
halten. Die Fortdauer gemeinsamer Nutzungs­
rechte ist1 nur kn Falle unbedingter wirtschaft­
licher Notwendigkeit zuzulassen.

Ausgleichung der bei der Bewertung der 
Grundstücke nicht berücksichtigten Ver­

hältnisse und Gegenstände.

§ 66.

(1) Für die gemäß § 14, Abs. (4) a), b) und
f), bei. der Bewertung der Grundstücke nicht 
berücksichtigten Verhältnisse ist die Aus­
gleichung in Geld zu leisten, wenn zwischen 
demjenigen, dem der betreffende Teil der ge­

meinschaftlichen oder in die Teilung ein­
bezogenen Grundstücke . zugewiesen werden 
soll (Besitznachfolger), und dem Vertreter der 
aufzulösenden Gemeinschaft bzw. dem ab­
tretenden Besitzer, ein anderweitiges Über­
einkommen nicht getroffen wird.

(2) Die in § 14, Abs. (4) c), bezeichnetem
Pflanzungen müssen vom Besitznachfolger auf 
Verlangen des Vertreters der Gemeinschaft 
(ab tretenden - Besitzers) um den Schätzungs­
wert übernommen werden. Dies gilt 'auch von 
den in lit. d) des gleichen Absatzes erwähnten 
Holzbeständen, soweit sie noch nicht schlag­
bar sind, während bereits ■ schlagbare Holz- 
bestände nach Wahl des Vertreters der Ge­
meinschaft (abtretenden Besitzers) von der 
Gemeinschaft (dem abtretenden Besitzer)' in . 
angemessener Frist abzustocken oder vom 
Besitzmaohfolger um den Schätzungswert zu 
übernehmen sind. Im Falle Vorbehaltener Ab- 
Stockung gebührt dem Übernehmer des Ab­
findungsgrundstückes die angemessene Ent­
schädigung für den ihm einstweilen entgehen­
den gemeingewöhnlichen Ertrag. (

(3) Die in § 14, Abs. (4) e), bezeiebneten 
Anlagen sind nach Wahl des1 Übernehmers des 
Abfindungsgrundstückes entweder um. den 
Schätzungsbetrag beim Grundstücke zu belas­
sen oder von der aufzulösenden Gemeinschaft 
(dem ab tretenden. Besitzer) in angemessener 
Frist zu entfernen.

(4) Die .Vertretung der Gemeinschaft steht 
in den Fällen der Absätze (1) ibiis (3), wenn 
für die Gemeinschaft Satzungen (vorläufige 
Satzungen) bestehen, dem Obmanne, sonst 
einem von den Teilgenossen für diesen Zweck

'zu,wählenden Vertreter zu. Die Wahl erfolgt 
mit- Stimmenmehrheit der anwesenden Teil­
genossen ohne Rücksicht auf die Größe der 
Anteilsrechte.

Forderungen. ?

§ 67.

(1) Ziffernmäßig bestimmte Forderungen, 
welche auf einem der Teilung unterzogenen 
Grundstücke bücherlich versichert sind, blei­
ben, wienn ein Teil dieses Grundstückes bei der- 
Teilung der Gemeinde, Ortschaft, Nachbar­
schaft oder agrarischen Gemeinschaft zu gewie­
sen. wird,'ausschließlich auf diesem Teile ver­
sichert, wenn derlei Forderungen innerhalb 
der ersten zwei Drittel des Ertragswertes die­
ses Teiles ihre vollständige Bedeckung finden.

(2) Ist letzteres nicht der Fall, so muß der 
unbedeckte Rest einer solchen Forderung von 
allen Teilgenossen nach Verhältnis ihrer der 
Teilung zugrunde gelegten Anteiisrechte dem 
Gläubiger sofort zurückgezahlt werden. Dieser
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kann die Annahme der Zahlung nicht verwei­
gern. Wurde taiber kein Teil des der Teilung 
unterzogenen Grundstückes der Gemeinde, 
Ortschaft, Nachbarschaft oder agrarischen 
Gemeinschaft zugewiesen, so muß die ganze 
Forderung in gleicher Weise zurück gezahlt 
werden.

’ . - ' /
, . (3) Lautet eine auf den der Teilung unter­

zogenen Grundstücken bücherlich sicher- 
gestellte Forderung auf keinen ziffernmäßig, 
bestimmten Betrag, so hat die Behörde behufs 
Feststellung eines solchen Betrages ein Über­
einkommen zu versuchen und, je nachdem ein' 
solches zustandekommt oder nicht, entweder 
nach den vorstehenden Bestimmungen vor­
zugehen oder die Forderungen simultan auf 
alle aus dem geteilten Grundstücke zugewie­
senen Abfindungen zu verweisen.

Grunddienstbarkeiten und Reallasten.

§ 68.

Grunddienstbarkeiten und Reallasten,. die 
infolge einer Teilung oder der im Zuge einer 
Teilung ausgeführten gemeinsamen wirtschaft­
lichen Anlagen für das herrschende Grund­
stück entbehrlich werden, sind ohne Entschä­
digung aufzuheben. Grunddienstbarkeiten und 
Reallasten sind neu nur dann aufzuerlegen, ' 
wenn sie ans zwingenden wirtschaftlichen 
Gründen notwendig sind.

Einzelteilungsplan.

§ 69.

(1) Nach Klarstellung aller’ dm bisherigen 
Verfahren. zu erörterndem Verhältnisse sind 
die Abfindungsberechnung und der Ab­
findungsausweis zu verfassen. Die Abfindungs­
berechnung hat die rechnungsmäßige Ermitt­
lung des in Grund zu erfüllendem Abfindungs- 
ansipruchies jeder Partei zu enthalten. Im Ab- 
fihduinigsausweis sind für jede Partei ihr Ab­
findungsanspruch, die ermittelten ’ einzelnen 
Abfindungsgrundstücke mit ihrem Werte und 
die Geldausgleichungen (§ 50, Abs. (3) und § 60, 
Abs. (2)) .übersichtlich zusammenzustellen.

(2) Die neue Fluredntedlung ist in einem 
Einzelteilungsplane festzülegen.

(3) Der Einzelteilungsplan hat zu enthalten:
a) die Liste der Parteien (§ 59), soferme eine 

solche Liste aufgelegt wurde;
b) das Verzeichnis der Anteilsrechte (§ 64);
c) den ’ Besitzstandsausweis (§. 58) und den 

. Bewertungsplan (§§ 62 und 63);
d) den Plan über die gemeinsamen wirtschaft­

lichen Anlagen (§ 52 bzw. § 60, Abs. (2));

e) die rechnungsmäßige Ermittlung des Ab- 
firidungsanspruohes jeder Partei (Abfin-

- dungsberechnung) (§ 69, Abs. (1));

f) den Abfindungsausweis (§ 69, Abs. (1));

g) den Teiiabfindumgsausweis (sinngemäß wie 
§30);

h) den Ausweis über die Ausgleichungen ge­
mäß § 66;

‘ i) die planldöhe Darstellung des neuen Besitz­
standes (Lageplan);

j) die fiaupturkunde, das ist die zusammen­
fassende Erläuterung der unter a) bis i) 
angeführten Plambestamdteile, ferner die 
Darlegung aller jener Verhältnissei, ans­
besondere der rechtlichen, die aus diesen 
Teilen des Einzelteilungsplanes nicht voll­
ständig und übersichtlich hervorgehen/ 
namentlich der Bestimmungen über die 
Hersteilung, Benützung Und'Erhaltung der 
gemeinsamen wirtschaftlichen Anlagen.

(4) Bestimmungen öffentlich-rechtlicher 
Natur dürfen in den Einzelteilungsplan nur 
dann aufgenommen werden, wenn sie Ange­
legenheiten der Landeskultur betreffen, die 
in Verbindung mit der Teilung geregelt wer­
den. Insbesondere sind daher Bestimmungen 
über öffentliche Lasten in den Plan nicht auf­
zunehmen.

' § 70.

(1) Der Einzeilteilungsplhn ist an einem ge­
eigneten Orte durch zwei Wochen zur all­
gemeinen Einsicht aufzulegen und, soweit es 
der Behörde erforderlich erscheint, daroh Vor­
weisung der Grenzpunkte der Abfindungs­
grundstücke an Ort und Stelle zu erläutern. 
Ort und Zeit der Auflegung und Erläuterung 
sind wenigstens drei Tage vor der Auflegung 
in den Gemeinden des Teiilungsgebietes auf 
ortsübliche Art kundzumachen. Die Kund­
machung hat eine dem Abs. (2) entsprechende 
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

(2) Gegen den Einzelteilungsplan steht je­
der Partei die Berufung offen; eine Berufung 
ist jedoch hinsichtlich solcher Bestimmungen 
des Planes unzulässig; die den durch das Ver­
zeichnis der Antedlsrechte oder sonstige Be­
scheide rechtskräftig festgestellten Grund­
lagen des Planes . oder einem von der beirufen­
den Partei getroffenen Übereinkommen ent­
sprechen. Die Berufungsfrist endet zwei W o­
chen nach Ablauf des Zeitraumes für das Auf- 
lieigen des Einzelteilungsplanes.
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B. Einzelteilung durch Ausscheidung ein­
zelner Mitglieder der Agrargemeinschaft 

' unter Aufrechterhaltung der Gemein­
schaft zwischen den übrigen Teil- 
, genossen (Sonderteilung).

§ 71.

'(1) Soll die Einzelteilung lediglich durch 
Ausscheidung einzelner Mitglieder der Agrar- 
geaneiinischaft unter Aufrechterhaltung der Ge­
meinschaft zwischen den übrigen Teilgenossen 
erfolgen, so ist nach Feststellung der Teil­
genossen und Parteien (§§ 43 und 59), des 
Teilungsgebietes (§ '58) und erforderlichenfalls 
der Anteilsrechte (§§ 61 und 64) zunächst zu 
versuchen, ein Übereinkommen über die auf 
die einzelnen aussdheidenden Mitglieder und' 
die verbleibende Gemeinschaft entfallenden 

' Teilflächen und die übrigen zwischen ihnen 
und mit sonstigen Beteiligten zu regelnden 
Fragen zu erzielen. Kommt ein solches Über­
einkommen zustande und bestehen gegen das­
selbe vom Standpunkte allgemein volkswirt­
schaftlicher oder besonderer landwirtschaft­
licher Interessen keine' Bedenken, so ist 'das 
Übereinkommen zu genehmigen und die Aus­
scheidung durch Bescheid (Abs. 3) auszüspre- 
chen. -

(2) Kommt ein genehmigungsfähiges Über­
einkommen nicht zustande, so ist das Verfah­
ren nach, den Bestimmungen der §§ 65—68 
weiterzuführen und, soferne sich nicht im 
Zuge dieses Verfahrens die Voraussetzungen 
für die Abweisung des Ausscheidungsbegeh­
rens ergeben, durch Bescheid (Abs. 3) die 
Ausscheidung auszuspreöhen.'

(3) Der. Bescheid hat insbesondere die An­
führung. der ausscheidenden Mitglieder und. 
der auf sie entfallenden Abfindungsgrund­
stücke zu enthalten., Dem Bescheid ist eine 
planliche Darstellung der neuen Eigentums­
verhältnisse beizugeben.

Abschluß des Einzel- und Sonderteilungs­
verfahrens.

' § 72.

Nach Eintritt der Rechtskraft des Einzel- 
' teiiungsplanes oder des Bescheides über die 
Ausscheidung einzelner Mitglieder ist das 
Verfahren im Sinne des § 54, Abs. (1), zu 
Ende zu führen. § 54, Abs. (2), gilt auch für 
das Einzel- oder Sonderteilungsverfahren.

Teilung und Regulierung von agrar­
gemeinschaftlichen Grundstücken, welche 
in Einzelbesitz oder Einzelnutzung stehen.

- § 73.
j , .

(1) Bei Grundstücken, die einer gemein­
schaftlichen Nutzung früher unterlagen, in­
zwischen aber infolge physischer Teilung in 
Einzelbesitz übergegangen sind, ohne daß die 
Teilung in den öffentlichen Büchern durch-

' geführt wurde, soyrfe bei Grundstücken, die 
sich zwar im Eimzeilbesitze oder in Einzel­
nutzung befinden, aber in den öffentlichen 

' Büchern als Eigentum einer Agrargemeihschaft. 
eingetragen sind (§ 35, Abs. (2), Pkt. a) und b)), 
ist mach Erlassung des Bescheides auf Einlei­
tung des Verfahrens zu.erheben:

a) ob durch die Teilung überwiegende Inter­
essen der Landeskultur, oder erhebliche 
öffentliche Interessen verletzt worden 
sind; .

b) ob durch die Teilung die zweckmäßige 
Bewirtschaftung und pflegliche Behandlung 
der einzelnen Teilstücke genügend ge­
sichert erscheint;

c) ob einzelne Parteien durch die Zuweisung 
der Teilstücke gegenüber ihrem früheren

; Anteilsrechte, insbesondere die Gemeinde 
in dem Anteiisreohte, welches ihr nach den 
zur Zeit der Teilung in Geltung gestande­
nen gesetzlichen, Bestimmungen gebührte, 
verkürzt wurden.

(2) Sind derartige Mängel vorhanden und 
können sie nicht durch nachträgliche Ände­
rungen der Teilstücke, durch Übereinkommen 
oder Geldausgleichungen, welche das sonst 
zulässige Ausmaß (§ 18, Abs. (12)) übersteigen 
können, oder durch Abfindung in Geld über­
haupt, . durch Herstellung von Wegen oder 
sonstigen gemeinsamen wirtschaftlichen An­
lagen, hinsichtlich der Gemeinde auch nicht 
durch Abfindung aus anderen Liegenschaften 
der Gemeinschaft beseitigt'.werden, so ist, 
wenn die Voraussetzungen dieses Gesetzes 
für ein Haupt- oder Einzelteilungsverfahren 
gegeben 'sind, dieses Verfahren gemäß den 
hiefür sonst geltenden Bestimmungen durch­
zuführen; treffen, diese Voraussetzungen .nicht 
zu, so hat die Behörde durch Bescheid auszu­
sprechen, daß statt der Teilung die Regulie­
rung eimzutreten habe, die hach den hiefür 
geltenden Bestimmungen durghzüführen ist.

(3) Stehen der Durchführung der Teilung 
auf der Grundlage des tatsächlichen Zustandes 
keine Hindernisse im Sinne der Absätze (1)
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und.(2) im Wege, so ist sie im abgekürzten 
Verfahren nach Maßgabe der folgenden Be­
stimmungen . durohzuführen.

(4) Wenn über die Teilung Pläne u. dgl. 
vorhanden sind, die den Vorschriften ent­
sprechen, welche für die nach diesem Gesetze 
•zu verfassenden plaeilichen Darstellungen über 
die Teilung gelten, so sind sie nach -der allen­
falls vorzunehmenden Vervollständigung zu 
verwenden. '

(5) Der tatsächliche Besitzstand ■ ist nach 
allfälliger Richtigstellung für jede Partei, aus­
zuweisen; bei Binzelteilungen ist zu diesem 
Zwecke ein Ausweis des neuen Besitzstandes 
zu verfassen.

(6) Von einer Bewertung der Teilflächen 
durch amtliche Einchätzung ist in der Regel 
abzusehen. Tritt eine Änderung einzelner Teil­
flächen infolge nachträglicher Herstellung ge­
meinsamer . wirtschaftlicher Anlagen u. dgl. 
ein, so ist die Ausgleichung nach Tunlichkeit 
in Geld vorzunehmen.

(7) Sindaußer den geteilten gemeinschaft­
lichen Grundstücken noch andere Liegen­
schaften oder bewegliche Vermögenschaften 
gemeinschaftlich verblieben, so ist bezüglich 
derselben das Regulierungsverfahren durch­
zuführen, insoferne solche Liegenschaften 
oder Vermögenscbaften nicht .der Gemeinde 
für ihr Anteilsrecht überwiesen werden kön­
nen.

(8) Der Hauptteilungsiplan (§ 53) ist durch 
•Bescheid zu erlassen, über die Einzelteilung 
ist ein aus Haupturkunde und planlicher Dar­
stellung bestehender Einzeltedlungspluii (§ 69, 
Abs. ,(2)) aufzustellen, dem der Ausweis des 
neuen Besitzstandes beizulegen ist.

(9) Für die Auflegung des Planes, das wei­
tere Verfahren und den Abschluß desselben 
finden die sonst geltenden Bestimmungen .An­
wendung.

3. Regulierung der gemeinschaftlichen 
Nutzungs- und Verwaltungsrechte, 
i Ermittlungsverfahren.

§ 74.

Gegenstand des Ermitthingsverfahrens ist 
bei der Regulierung der gemeinschaftlichen 
Nutzungs- und Verwaitungsreohte die Fest­
stellung der Grenzen des Regulierungsgefod'etes, 
der zugehörigen Grundstücke, ihres nachhal­
tigen Ertrages und- der wirtschaftlich zuläs­
sigen Nutzungen, weiters die Feststellung der ' 
Parteien, ihre Anteils- oder Foxderungsrechte, 
die Ermittlung des dem Anteilsreoht entspre­
chenden'' Anspruches der einzelnen Parteien . 
auf die Nutzungen, die Ermittlung und Pla­

nung der gemeinsamen wirtschaftlichen An­
lagen, die Schaffung der Grundlagen für Sat­
zungen und für einen Wirtschaftsplan sowie 
für die Regelung aller sonstigen Verhältnisse, 
die einer solchen bedürfen.

§ 7,5.

Für das Ermittlungsverfahren gelten die 
Bestimmungen der §§ 56— 64 mit folgenden 
Änderungen. und Ergänzungen:

1. Der Ermittlung der Beitragspflicht zu den 
gemeinsamen wirts ohaftliiohen Anlagen 
(§ 52) ist das Verhältnis des Anspruches 
der Parteien auf die Nutzungen zugrunde 
zu legen.

2. Jede Partei hat nach dem Verhältnisse 
ihres festgestellten Anteilsrechtes An­
spruch auf-Zuerkennung eines Bruchteiles 
der Gesamlnutzung, der nach Beschaffen­
heit und Ausmaß dem Verhältnis ihres bis­
herigen' Rechtes zu den Rechten der an­
deren Parteien entspricht oder, wenn die 
Regulierung in der Feststellung der 'ein­
zelnen Nutzungsrechte selbst besteht, auf 
die ungeschmälerte Belassung ihres Rech­
tes. In beiden Fällen jedoch gilt dies vor­
behaltlich der für unerhebliche Verschie­
denheiten etwa eintretenden Ausgleichun­
gen in Geld und jener Einschränkungen, 
die entweder zur zweckmäßigen Regulie­
rung der Ausübung der einzelnen Rechte 
notwendig sind oder sich aus der verhält­
nismäßigen Herabsetzung aller - oder ein­
zelner Nutzungen behufs Wahrung der 
nachhaltigen Ertragsfähigkeit des Grundes 
ergeben. Müßten zu diesem Zwecke ge­
wisse Nutzungen so herabgesetzt oder 
ausgeschlossen werden, daß hiedurch ein­
zelne Parteien unverhältnismäßig beein­
trächtigt würden, so sind dieselben hiefür 
auf Lasten der Gemeinschaft entweder 
durch Einräumung oder Erweiterung an­
derer Nützungen oder in Geld zu entschä­
digen, je nachdem der eine oder andere 
Vorgang der Zweckmäßigkeit und den 
Wünschen der Beteiligten besser entspricht.

3. Parteien, ..denen nur Gegenleistungen für 
die.Nutzung der gemeinschaftlichen Grund­
stücke gebühren, steht kein Anteilsrecht 
im Sinne des .§ 61 zu; sie können nur be­
gehren, daß die Verhältnisse in einer den 
beiderseitigen Interessen entsprechenden 
Weise geregelt werden. Die einverständ- 
licbe Ablösung der Gegenleistungen in 
Geld oder Grund ist zulässig.

4. Die Feststellung des Ertrages hat sich auf 
den nachhaltigen Bodenertrag und die zu­
lässige Nutzung zu beziehen; die Grund-
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mit einem Fünftel des Wertes des agrar - 
gemeinschaftlichen Besitzes bestimmt.

(3) Unerhebliche Verschiedenheiten zwi­
schen dem Ansprüche eines Teilgenössen und 
dem Werte des ihm zugewiesenen Teiles 
können; in Geld ausgeglichen werden. Hiefür 
gelten die Bestimmungen des § 18, Pkt. 12.

Bewertung der Grundstücke, Ausgleichungen, 
Forderungsrechte, Grunddienstbarkeiten, 

Gegenleistungen.

' § 51.
(1) Die Einschätzung und Bewertung der 

Grundstücke hat gemäß den Bestimmungen 
des § 14, Äbsäze (1) bis (3), zu geschehen. 
Das Ergebnis ist in einem Bewertungsplane 
zusamimeozustellen. Von den in § 14, Abs. (4), 
erwähnten Verhältnissen und Gegenständen 
halben die unter a), b) und e) angeführten 
außer Anschlag zu bleiben und. sind auch 
nicht in Geld auszugleichen. Die einer beson­
deren Nutzung gewidmeten Pflanzungen, z. B. 
Obstbäume und dergleichen und die-zur Holz­
gewinnung bestimmten Bestände sind beson­
ders einzuschätzen und zu bewerten. Die Aus­
gleichung der genannten Pflanzungen und je ­
ner Holzbestände, welche nicht auf forstwirt­
schaftlichen Grundstücken stehen, hat in Geld 
zu erfolgen. .

(2) Jener Partei, die aus dem ihr zu ge wie­
senen Teil weniger Holz beziehen kann, als 
ihr gemäß ihrem Anspruch auf Holznutzung 
zusteht, ist die fehlende Holzmenge aus dem 
Überschüsse der anderemParteien zuzuweisen, 
und zwar nach dem Ermessen der Behörde 
durch Überweisung bestimmter Holzmengen 
oder durch zeitweise Überlassung der ]NIütr 
zung bestimmter Grundstücke. Die Zuweisung 
oder Überlassung endigt in jenem Zeitpunkte, 
in dem der gebührende Holzertrag nach der 
Feststellung der Behörde bei ordnungsmäßiger 
Bewirtschaftung und Nutzung aus dem zuge­
wiesenen Teile voll erreicht werden kann. In­
soweit jedoch die Aufwendungen für die ge­
nannten Pflanzlingen und Holzbestände auch 
bisher von dein Parteien gemacht wurden und 
die-Nutzung von. jener Partei erfolgte, der die 
Teilfläche-mit. den darauf stehenden Pflanzun­
gen und' Holzbeständen zugewiesen wird, ha­
ben diese Aufwendungen bei der Bewertung 
außer Betracht, zu bleiben und es entfällt eine. 
Ausgleichung.

(3) Ziffernmäßig bestimmte, 'auif den der 
Hauptteilung unterzogenen Grundstücken ver­
sicherte Forderungen sind, auf- die den ein­
zelnen Teilgenossen zuzuweisenden Teile nach 
dem Verhältnis ihres Wertes aufzüteilen. Fin­

den die aufgeteilten Forderungen nicht inner­
halb der ersten zwei Drittel des bezüglichen 
Teiles ihre vollständige Deckung, so sind - die 
nicht in dieser Art gedeckten Reste der Teil- 
forderüngen von den einzelnen Teilgenössen 
zurückzüzahlen. Der Gläubiger kann die An­
nahme einer angebotenen Zahlung nicht ver­
weigern.

(4) Lautet eine auf dem der Teilung unter­
zogenen Grundstücke bücherlich versicherte 
Forderung auf keinen ziffernmäßig bestimm­
ten Betrag, so hat die Behörde behufs ziffern­
mäßiger Feststellung dieses Betrages ein Über­
einkommen zu versuchen Und, .je nachdem ein 
solches zustandekommt oder nicht, entweder 
nach den vorstehenden Bestimmungen vorzu­
gehen oder die Forderungen ungeteilt auf alle 
aus dem geteilten Grundstücke zugewiesenein 
Abfindungen zu verweisen.

(5) Grunddienstbarkeiten und Realinsten,
die infolge der Hauptteilung entbehrlich wer­
den, sind ohne Anspruch auf Entschädigung 
aufzuheben. Grunddienstbarkeiten und Real­
lasten sind neu nur dann aufzuerlegen, wenn 
sie aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen 
notwendig sind. . -

(6) -Die Verpflichtung zu Gegenleistungen 
für die Nutzung der einer Hauptteilung unter­
zogenen Grundstücke ist mach dem Verhält­
nisse' der auf Grund der Anteilsre'öhte ermit­
telten- Abfindüngsansprüdhe auf die Parteien 
äufzute'ilen. Personen, denen solche Gegen­
leistungen gebühren, können jedoch die Ab­
lösung ihrer gemäß § 63 zu bewertenden För- 
derungsrecbte begehren.

Gemeinsame wirtschaftliche Anlagen.

§52.
Die für die gemeinsamen wirtschaftlichen 

Anlagen (§ 90) benötigten Flächen sind bei 
der Ermittlung des für die Teilung zur Ver­
fügung stehenden Gebietes vorweg abzu­
ziehen. Hinsichtlich der Herstellung und Er­
haltung der gemeinsamen wirtschaftlichen 
Anlagen sind die Bestimmungen der §§ 21 bis 
23' sinngemäß mit der Änderung anzuwenden, 
daß der Ermittlung der Beitragspflicht der 
Parteien in Ermangelung, eines Übereinkom­
mens der Wert der ihnen zufallenden Teil­
flächen zugrunde zu legen! ist.

Hauptteilungsplan.
§ 53.

(1) Der Hauptteilungsplan hat die Feststel­
lung der Parteien, ihrer Antedisrechte und 
ihrer Abfindungen aus dein bisher gemein­
schaftlichen Gebiete sowie die sonstige an­
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läßlich der Hauptteilung notwendige Regelung 
der rechtlichen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse zu enthalten. Im übrigen sind für den 
Hauptteilungsplan die bezüglichen Bestim­
mungen über den Einzelteilungsplani (§ 69 und 
§ 70, Albs. (1)) sinngemäß anzüwenden.

(2) Hinsichtlich der Berufung gegen den 
Häuptteilungsplan gelten die Bestimmun,gen 
des § 42, Abs. (1).

Übergabe der Abfindungen, Vermarkung, 
Abschluß des Verfahrens, nachträgliche Wert­

ausgleichungen, Außerkraftsetzung des 
Hauptteilungsplanes.

' ■ § 54. .

(1) Vor Eintritt der Rechtskraft des Haupt- 
teilungsplanes kann eine vorläufige über­
nähme der Abfindungsgrundstücke in sinn­
gemäßer Anwendung des § 27 erfolgen. Falls 
eine solche übernähme nicht stattgefunden 
hat, so ist nach Eintritt der Rechtskraft des 
Hauptteilumgsplanes die endgültige Über­
nahme zu verfügen und die Vermarkung ge­
mäß § 91 vorzunehmen. Nach Richtigstellung 
oder Neuanlegung des Grundbuches und des 
Grundkatasters ist das Hauptteilungsverfahren 
abzuschließen (§ 83, Abs. (4)).

(2) Hinsichtlich der nachträglichen Wert­
verminderungen, der Nichterfüllung der von 
der Behörde für den Übergang in die neuen 
Verhältnisse getroffenen Verfügungen und 
der Außerkraftsetzung des Hauptteilungs­
planes wegen sehr erheblicher Änderung der 
der "Hauptteilung zugrunde liegenden Verhält­
nisse sind die Bestimmungen der §§32 und 33 
sinngemäß '-anzuwenden. -

Hauptteilung mit anschließender Einzelteilung.

§ 55.

Wird im Anschlüsse an eine Hauptteilung 
eine Emzelteilnng durchgeführt, so 'kann die 
Behörde, das in den §§ 41—54 vorgesehene 
Verfahren mit dem in den §§ 56—72 geregel­
ten Einz-elteiiungsverfahren vereinigen und 
die Entscheidung über die Hauptteilung zu­
gleich mit jener über die Einzelteilung treffen. 
Gegen eine solche Anordnung ist kein Rechts­
mittel zulässig.

2. Einzelteilung.

A. Einzelteilung durch Auflösung der Agrar­
gemeinschaft und Umwandlung der 

Anteilsrechte in Einzeleigentum (Einzel­
teilung im engeren Sinne).

Ausschuß der Parteien.

§ 56.

Nach den in § 93, Abs. (4), ungeordneten 
Kundmachung: und Mitteilung über die Ein­
leitung des Verfahrens ist im Bedarfsfälle ein 
Ausschuß der Parteien zu bestellen, welcher 
der Behörde in allgemeinen wirtschaftlichen 
Fragen beratend zur Seite steht. Die Bestim­
mungen des § 10 sind sinngemäß anzuwenden; 
bei der Ernennung der Mitglieder durch die 
Behörde ist auf eine entsprechende Vertre­
tung der Parteien mit verschieden -großen 
Nutzungen zu achten. Die Bürgermeister der 
Gemeinden, in denen das Teilungsgebiet ge­
legen ist, gehören, wenn sie die Behörde nicht 
zu Mitgliedern bestellt hat, dem Ausschüsse 
an,' wenn der Gemeinde ein Anteilsrecht ge­
mäß § 61, Abs, (2), zusteht. Unter den gleichen 
Voraussetzungen gehört auch der Ortsvor­
steher einer Ortschaft dem Ausschuß an.

Ermittlungsverfahren.

Gegenstand des Ermittlungsverfahrens.

§ 57.

Gegenstand des Ermittlungsverfahrens bei 
der Einzelteilung sind die in § 48 angeord­
neten Feststellungen.

Durchforschung und Abrundung des Gebietes, 
Einbeziehung von Liegenschaften (Grund­

stücken) und beweglichem Vermögen.
Besilzstandsausweis. ^

- § 58.

Die Behörde hat zunächst die dem Einlei- 
tungsibesoheide entsprechenden Umfangsgren­
zen des Teilungsgebietes festzustellen. Die 
Behörde hat weiter festzustellen, ob die Agrar- 
gemeinschaft außer den im Emleitungs- 
foescheide -angeführten Grundstücken noch 
andere Liegenschaften oder bewegliches Ver­
mögen besitzt.. Dieses Eigentum ist in das 
Einzelt edlungs verfahren einzubeziehen. Hin­
sichtlich der Einbeziehung von Grundstücken, 
die im Sondereigentum stehen, gelten die Be­
stimmungen des § 49, Abs. (3), hinsichtlich 
des Besitzstands,answeises die Bestimmungen 

. des §, 49, Abs. (4). -
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Feststellung und Liste! der Parteien.

§ 59.

(1) Die Parteien sind durch zweckdienliche 
Erhebungen zu ermitteln und sodann in einer 
Liste der Parteien zu verzeichnen.

(2) Besteht bezüglich der richtigen und 
vollständigen Ermittlung der Parteien ein 
Zweifel, so ist die Liste der Parteien als Be­
scheid an einem geeigneten Orte durch zwei 
Wochen zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 
Ort und Zeit des Aufiiogens sind wenigstens 
drei Tage vor der Auflegung in den Gemein­
den des Teiilungsgebäetes sowie in anderen 
Gemeinden, in denen nach Erwägung der Um­
stände noch unbekannte Parteien vorhanden 
sein könnten, auf ortsübliche Weise mit dem 
Bemerken kundzumachen, daß es jeder Partei 
freistehe, innerhalb des für die Auflegung be­
stimmten ' Zeitraumes und binnen zwei wei­
teren Wochen nach Ablauf dieses Zeitraumes, 
gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Liste die Berufung einzubringen.

, (3) Die Behörde kann, wenn sie es für an­
gezeigt hält, Personen, die außer den bereits 
fest gestellten Parteien ein Parteienrecht (§ 94) 
beanspruchen können, durch eine Kund­
machung in der Gemeinde des Teilungs gebie­

ntes und allenfalls in sonst geeigneter^ Weise 
auffordern, diesen Anspruch binnen einem 
Monat vom Tage der Veröffentlichung dieser 
Kundmachung bei sonstigem Verluste dieses. 
Anspruches bei der Behörde geltend zu 
machen.

(4) Ergibt sich in der Folge, daß bei Fest­
stellungen der Parteien Unrichtigkeiten oder 
UnVollständigkeiten unterlaufen sind, so sind 
diese Umstände bei der Feststellung der .An­
teilsrechte und der Verfassung des Einzel- 
teilungspilanes von Amts wegen zu berück­
sichtigen. ,

Ansprüche der Parteien,
_  gemeinsame wirtschaftliche Anlagen.

§ 60. '
(1) Bei der Einzelteilung hat jeder Teil- 

genossie nach.dem festgestellten Werte seines 
Anteilsr echtes an den agrar gemeinschaftlichen 
Grundstücken und sonstigen in die Teilung 
einbezogenen Liegenschaften und Vermögen- 
schaften Anspruch auf vollen Gegenwert tun­
lichst in Grund und Boden. Parteien, denen 
Ansprüche auf .eine Leistung aus dem Erträg­
nis der gemeinschaftlichen Grundstücke ge­
bühren, steht kein Anteilsrecht im Sinne des 
§ 61 zu; sie können lediglich begehren, daß 
ihre Forderungsrecbte nach den Bestimmun­
gen des § 63 abgelöst werden.

(2) Hinsichtlich der Geldausgleichungen 
sind .die Bestimmungen des § 50, Abs. (3), 
hinsichtlich der gemeinsamen wirtschaftlichen 
Anlagen jene des § 52 anzuwenden.

Feststellung der Anfeilsrechte.

, § 61.
(1) Zur Feststellung der Anteilsrechte der 

einzelnen Teilgenossen ist zunächst ein Über­
einkommen anzustreben;

(2) Wird ein Übereinkommen nicht erzielt, 
so sind die Anteilsrechte1 wie folgt zu ermit­
teln:
a) Der Gemeinde steht, wenn die Auseinan­

dersetzung mit .ihr nicht bereits durch ein 
Hauptteiilungsverfahren stattgefunden hat, 
lieben einem ihr etwa als Eigentümerin 
einer Stammsitzliegenschaft oder als In­
haberin eines persönlichen (walzenden) 
Anteiles zustehenden und nach b) zu er­
mittelnden Anteilsrechtes ein weiteres 
Anteilsrecht an dem agrargemeinschaft­
lichen Besitze zu, wenn sie in den öffent­
lichen Büchern als Eigentümerin dieses 
Besitzes edmgetragen ist oder für diesen 
Besitz die Steuern aus ihren Mitteln trägt. 
Dieses Anteilsrecht gebührt der Gemeinde 
aber nur dann, 'wenn sie über die ihr als. 
Eigentümerin einer Stammsitzliegenschaft 
oder als Inhaberin eines persönlichen An­
teiles zustehende Berechtigung hinaus an 
der Nutzung teilgenommen hat. Das An­
teilsrecht wird mit dem Fünftel des Wertes' 
des agrargemeinschaftlichen Besitzes be­
stimmt, auf weichen die angeführten Vor­
aussetzungen zu treffen.

b) Alle, übrigen Antedlsrephte sind zunächst 
auf Grund von Urkunden, behördlichen 
Erkenntnissen und des erhobenen rechts­
mäßigen Besitzstandes zu ermitteln. In Er­
mangelung solcher Rechtstitel ist das Ver­
hältnis der Teilnahme nach dem durch­
schnittlichen ( Ausmaße der tatsächlichen 
Nutzung in den dem Einleitungsbescheide 
vorausgegangenen, letzten zehn Jahren zu 
bestimmen., wobei jedoch einerseits offen­
bar unstatthafte. Überschreitungen' und 
andererseits lediglich durch Zufall oder 
eigenmächtig . bereitete Verminderungen 
oder gänzliche Entziehungen der Nutzung 
außer Rechnung bleiben. Fehlen aus diesen 
zehn Jahren die zu einem Durchschnitte 
genügenden Nachweisungen oder war das 
Nutzungsrecht nicht jährlich auszuüben, 
so ist das gebührende Maß der Nutzung 
im ersten Falle mit Rücksicht auf den 
Haus- und Gutsbedarf, im zweiten Falle 
mit Rücksicht auf alle hiefür maßgebenden

— . 25 —

\



5. Beilage im Jahre 1950 zu den stenographischen Sitzungsberichteü
des XVII. Vorarlberger Landtages

Umstände auf Grund des Gutachtens der 
von der Behörde bestellten Sachverstän­
digen auf einen jährlichen oder in anderen 
Zeitabschnitten- regelmäßig wiederkehren­
den Betrag auszumitteln.

(3) Inisofeme nicht besondere Rechtsver­
hältnisse einen anderen Maßstab' begründen, 
sind als: unstatthafte Überschreitungen die 
über, den Haus- und, Gutsbedarf ausgeübten 
Nutzungen, als zufällige Verminderungen aber 
die. infolge von Krieg, Wirts chaf tskris'en, Seu­
chen, Mißernten oder anderen; 'außergewöhn­
lichen Umständen unter dem Haius- und Guts­
bedarf verbliebenen Nutzungen anzusehen.

(4) Der Haus- und 'Gutsbediärf ist zu be­
messen:

a) ' Hinsichtlich der Weide und Streu nach der
für den eigenen Familienhaushait'das -Teil-" 
genossen erforderlichen Viehzahl, welche, 
sofieme sie nicht auf Grund des Anspru­
ches der- Behörde höher zu bemessen ist, 
auf eine Kuh ortsüblicher Rasse angesetzt 
wird; zu dieser Viehzahl ist bei jenen Teil­
genossen, welche zur Erzeugung von Win- 
terfutter geeignete Grundstücke besitzen, 
jene Viehzahl, welche mit dem Fütter- 
ertrage dieser Grundstücke durchwintert 
werden kann, hinzuzurechnen;

b ) 1 hinsichtlich- des Grasschnittes gleichfalls
nach der Viehzaihl, die mit dem unter Pkt.
a) erwähnten Futterertrage durchwintert 
werden kann, soweit für deren Sommer­
fütterung der Bezug des Grases aus den 
gemeinschaftlichen Grundstücken in Er­
mangelung anderer Weiderechte des Teil- 
genossen oder ihm gehöriger Weideflächen 
erforderlich ist;

c ) , hinisidhtLich des Nutzholzes nach dem Be­
darf e für die Erhaltung der Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude, bei ortsüblicher Bau- 

. arti:.dem Bedarfe, an Zaunholz zur Erhal­
tung der notwendigen Zäune in landes­
üblicher Ausführung und. dem . Bedarfe an 
Werkholz, hinsichtlich des Brennholzes 
und Torfes nach dem ortsüblichen Bedarfe 
für .den Haushalt einer Familie, allenfalls 
unter. Berücksichtigung der Viehhaltung.

(5) Zu den in Abs. (4), Pkt. a) und b), er­
wähnten, zur. Erzeugung, von Winterfutter ge­
eigneten Grundstücken sind nur solche zu 
zählen, welche bereits in den dem Einleitungs- 
besdheode voransgegangehen letzten zehn 
Jahren vom . Gute des Teilgenossen aus be­
wirtschaftet wurden.

Bewertung der Anteilsrechte und Grundstücke.

§ 62.

- Die Anteilsrechte sind zugleich mit ihrer 
Feststellung zu bewerten. Auch ist die Bewer­
tung der zu teilenden Grundstücke selbst — 
erforderlichenfalls nach Teiiflächen —  nach 
Maßgabe, der Eitragsfähigkeit hinsichtlich der 
einzelnen Nutzungsarten vorzunehmen. Die 
Bewertung der zu teilenden Grundstücke er­
folgt unter Anwendung,der Bestimmungen des 
§ 14, Abs. (1) b is '(3), die Bewertung anderer 
gemäß § 58 einbezogener Liegenschaften oder 
Vermögensohaften sowie die Bewertung der 
Gegenleistungen auf. Grund des Gutachtens 
der von der Behörde bestellten Sachverstän­
digen. Vqn einer derartigen Bewertung kann, 
•insoweit abgesehen werden, als die Angabe, 
eines-bekannten Umstandes, wie z. B. des Um­
fanges des Anteilsrechtes oder des Flächen­
maßes des Bodens, zur Feststellung eines zu­
verlässigen Vergleichswertes genügt. Das Er­
gebnis der Bewertung ist in einem Bewer- 
tungsplane zusammenzufassen.

Bewertung der Gegenleistungen.

§ 63.

Die Forderungsrechte,' welche'die Gegen­
leistungen betreffen, sind mit dem zwanzig- 
faChen Betrage:des reinen Wertes der.auf das 
Jahr entfallenden. Abgabe oder Verbindlich­
keit zu bewerten, wobei in Ermangelung be­
stimmter Rechtsititel die tatsächlichen Verhält­
nisse in den, dem Einleitungsb.escheide vor­
ausgegangenen letzten zehn Jahren zugrunde 
zu legen sind. Fehlen, aus dieser Zeit genü­
gende Nachweisungen oder war die Verbind-, 
lichkeit nicht jährlich zu leisten, so ist deren 
Ausmaß und Wert auf -anderer angemessener 
Grundlage zu ermitteln. Dies hat auch dann 
zu geschehen, wenn von dem Rechte der Ein- 
hefoung einer Abgabe für die Teilnahme an 
den Nutzungen des Gemeindegutes in den 
erwähnten zehn Jahren kein Gebrauch ge­
macht oder nur eine unverhältnismäßig ge­
ringe, Abgabe, eingehoben würde. Rechtlich 
nicht begründete Verminderungen oder gänz­
liche Entziehungen dieser Abgaben und Lei­
stungen . sind nicht zu berücksichtigen.

Verzeichnis der Anteilsrechte.

.§ 64.
(1 ),Die Anteilsrechte (§. 61) und die For- 

derungsreehte (§ 63) der Parteien . sind mit . 
ihrer Bewertung, dem; gegenseitigen Verhält­
nisse. dieser.' Rechte; und Werte und. der Be­
wertung der zu . teilenden Grundstücke, in
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stücke sind nur dann zu bewerten, wenn 
. einzelne Parteien ausgeschieden und Nut­
zungsrechte in Geld ab gelös t werden oder 
die Regulierung unter Zuweisung von 

‘ Nutzungsflächen erfolgt und kein Über­
einkommen zustande kommt..

5. In allen Fällen, in denen dies standörtliidh 
' und wirtschaftlich zulässig erscheint, ist

die Weide tunlichst vom Walde zu tren- 
. nen.-: Erweist sich die Trennung , von Wald, 
und Weide'1 nicht als zweckmäßig, so ist 
bei der Aufstellung des WirtsChaftSplanes 
(§§ 79 und 80) auf die Wald weide Bedacht 
zu nehmen. In sehr hoher Lage, an der 
klimatischen Waldgrenze, ist- eine räum­
liche Trennung des Waides von der Weide 
"nicht vorzunehmen. Hier sind in geeigneter 
Weise Vorkehrungen zur Erhaltung der 
Höhe der Waldgrenzen zu treffen.

6. Der Anspruch auf die Nutzungen ist in der 
dem Ahteilsrechte entsprechenden Höhe 
nach Maßgäbe der iim einzelnen Falle ob­
waltenden Umstände entweder mit einem 
bestimmten Anteil am gemeinschaftlichen 
Nutzungsgut oder . durch Anweisung des 
am ganzen - Regulierungsgeb iete oder an

.Teilen desselben (Nutzüngflächen) zu- 
. -stehenden Nutzungsrechtes selber nach 

Art, Maß, Grt und Zeit oder nur nach all-1 
1 gemeinen, den herkömmlichen wirtschaft­
lichen Verhältnissen entsprechenden 
■Grundsätzen festzusetzen.

7. Betreibt eine Agrargemeinschaft ein Unter­
nehmen,1 das nicht in der gemeinschaft­
lichen Nutzung der Grundstücke. besteht, 
und für das sich tcine andere Organisatious- 
form insbesondere zur Vermeidung finan­
zieller Belastung' der' Agrargemeinschaft 
besser eignet, so ist die Ausscheidung sol-

■ ober Unternehmen aus dem Gemeinschafts­
besitze und die Gründung der hiefür. pas-

: senden Organisation anzustreben.

8. Die auf den agrargemeinschaftlichen Grund­
stücken lastenden Forderungen (§ 67) sind 
festzustellen. Hinsichtlich dieser Forderun­
gen ist ein Übereinkommen der Parteien 
in der Richtung anzustreben, daß sie, so­
weit sie.nicht durch- Kapitalsrückzählung

1 bereinigt werden können, soweit , als mög- 
’ lieh in niedriger verzinsliche Schulden um- 

ge wand eit und in. einer den Verhältnissen 
angemessenen Zeit getilgt Werden. Bezieht 
sich die - Regulierung auf Gemeindegut, so 
ist zu erheben,'ob die Belastung für Zwecke 
der Gemeinde oder im Interesse der ge-

■ meinschaftlichen Nutzung der Grundstücke 
erfolgt, ist, und ein Übereinkommen zwi­
schen der Gemeinde und der Gesamtheit

der Nutzungsberechtigten in der Richtung 
anzustreben, daß idiie Verzinsung. und Til­
gung für- Forderungen der: ersten Art von 
der Gemeinde aus: -ihren Mitteln/ für' For- ■ 
derungen der zweiten Art aber ‘von der 
Gesamtheit der Nutzungsberechtigten über-- 
nommen wird. '

Regulierungsplan.

§ 76.

Nach Klarstellung der Verhältnisse ist. der 
Regulierungsplan zu verfassen; Der5 Regulie­
rungsplan besteht aus der Haupturkunde mit 
den Satzungen, dem Wirtschaftsplane und 
einer planlichen Darstellung.

Haupturkunde.

: § 77.

Die Haupturkunde hat zu enthalten: .

a) eine kurze Beschreibung des Regulierungs­
gebietes hinsichtlich seiner Grenzen und 
ihrer Vermarkung, der zugehörigen Grund­
stücke nach Gründlbuchseinlage, Grund- 
.stücksnummer, Ried, Größe und .. Kultur-

• gattung;
b) die Feststellung über die. .nachhaltige Er­

tragsfähigkeit'. ibeii 'Einteilung des ■Gebietes 
nach. Flächen gleicher Ertragsfähigkeit und

. die - möglichen Nutzungen mit der Angabe 
ihrer Ausübung im allgemeinen;

c) die' Aufzählung1 der Parteien gemäß § 59;

d) die Art der Regulierung ,(§ 75, Pkt. 6);
e) den auf die einzelnen Parteien entfallenden 

Anteil an den wirtschaftlich zulässigen 
Nutzungen mit den allenfalls nötigen Be­
stimmungen über die ' Ausübung der Nut­
zung durch die Partei, soweit diese Regu­
lierung nicht durch den Wirtschaftsplan 
erfolgt;

fj die Bestimmung der Anteile, mit welchen 
die einzelnen1 P.arteien an den Ausgaben 
der Gemeinschaft teilzunehmen-haben;

f. ■’  ̂ f
. g) d ie . Anführung der bestehenden und der 

neu zu errichtenden oder umzugestaltenden 
:• gemeinsamen wirtschaftlichen .Anlagen; .

■ h ): die - Bestimmungen : über :• d ie :; Regulierung 
■der hinsichtlich der Nutzung der gemein- 

. schaf tlichen Grundstücke. bestehenden For- 
. denungsrechte;

i). die Bestimmungen über die allfällige Aus- 
l Scheidung von Unternehmungen .gemäß 

§ '75, Pkt. 7;
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k) diie Bestimmungen über aUfällige Über­
einkommen gemäß § 75, Pkt. 8, und die 
Anführung der auf den agrargemeinschaft­
lichen Grundstücken bestehen^ bleibenden 
dinglichen und anderen Rechte und Lasten.

Satzungen.

§ 78.
(1) Die körperschaftliche Verfassung der 

aus mindestens fünf Mitgliedern bestehenden 
Agrargemeiimschaffen ist in ihren Satzungen , 
festgelegt. Die Satzungen der Ägrargemein- 
schaiften und die Abänderung, solcher Satzun­
gen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Genehmigung der Behörde.

(2) Bestehende Satzungen sind ,von der Be­
hörde zu genehmigen, wenn sie den Bestim­
mungen des nachfolgenden Absatzes (3), ent­
sprechen, andernfalls durch neue zu ersetzen.

(3 ) ' A lle Satzungen für Agrargemeinschaf-
ten haben insbesondere Bestimmungen zu ent­
halten über: . .

a) den Namen, Sitz Und Zweck der Gemedn- 
schaft; 1

b) die Rechte der Mitglieder, namentlich das 
Stimmrecht;

c) die Pflichten der Mitglieder hinsichtlich der 
Bedtxagsleistungen zur Deckung der Aus­
gaben und die Art der Verteilung und 
Einhebung der Beiträge;

d) den Wirkungskreis der Vollversammlung, ■ 
die Art ihrer Einberufung, ihre Beschluß­
fähigkeit, die Fassung, Gültigkeit, Verlaut­
barung und den Vollzug der Beschlüsse;

e) die Wahl, die Rechte und Pflichten der zur 
Vertretung der Gemeinschaft und zum 
Vollzüge der Beschlüsse berufenen Organe, 
insbesondere des Vorstandes und des Aus­
schusses; .

f) die Vermögensverwaltung, die Aufnahme 
von Darlehen und die hypothekarische 
Belastung von Liegenschaften;

g) die- Absonderung von Anteilsrechten, 
Welche an die iStammsitzliegenscbaften 
gebunden sind, die Veräußerung persön­
licher (walzender) . Anteile und die Anteils- 
rechte an agrargemeinschaftlichen Grund­
stücken im Falle der Teilung der Stamm-' 
sitzliegenschaft, an welche das Anteils-, 
recht gebunden ist (§ 37, Absätze (4) bis (8));

h) die Führung eines Anteilbuohes (Alp- oder 
Weidebuch), aus dem die Namen der 
Anteilsbesitzer, der Wohnort, die Zahl der 
Anteilsrechte und der Erwerbstitel - ersieht- 
lidh sein muß ;

i) das Recht der Gemeinschaftsmitglieder, die
Entscheidung der Behörde' gemäß § 39 (2)

' anzurufen;\endlich noch
. k ) , den Hinweis auf ' die Strafbestimmungen

des § 119, Abs. (1), Pkt. c) und Abs. (2).
(4) Betrifft die Regelung Gemeinde-(Ort-

schafts-)Gut (§ 35, Abs. (2), Pkt. d)), so haben 
sich die Satzungen auf die besonderen .Vor­
kehrungen zu beschränken, die. zur "Ergän­
zung der Vorschriften der Gemeindeordnung 
•für die angemessene Verwaltung als notwen­
dig erkannt werden. x

(5) Von der Aufstellung von Satzungen 
kann abgesehen werden, wenn d ie , Agrar­
gemeinschaft ans weniger als fünf Mitgliedern 
besteht. In diesem- Falle ist die Haupturkunde 
durch die notwendigen Bestimmungen zu er­
gänzen. Insbesondere sind Vorschriften über 
die Bestellung und den Wirkungskreis eines 
gemeinsamen Verwalters zu treffen.

(6) Bei Agrargemeinschaften, die nicht kör­
perschaftlich eingerichtet sind, entscheidet,, 
wenn keine abweichende Vereinbarung ge­
troffen worden ist, in den Angelegenheiten 
der ordentlichen Verwaltung sowie über die 
Bestellung und. Enthebung eines Verwalters 
die Mehrheit der Stimmen, die nach dem Ver­
hältnisse der Anteile der Mitglieder zu zählen 
sind. Wichtige Veränderungen, die zur Erhal­
tung oder besseren Nutzung der gemeinschaft­
lichen Grundstücke vorgenommen werden 
sollen, dürfen nur mit ■ Zustimmung aller Mit­
glieder oder mit Bewilligung der Agrarbehörde 
(§ 39, Abs.-;(2)) vorgenommen werden.

Wirtschaftsplan für Waldgemeinschaften.

- § 79.
(1) Bei Regulierungen, die Wald gern ein- 

schäften (Gemeindeguts wälder) betreffen, be­
steht der Wirtschaftsplan aus dem ' Einrich­
tungsplane und der Waldordnung samt den 
erforderlichen Karten.

(2) Der Einrichtungsplan hat nicht nur dem 
Grundsätze der Nachhaltigkeit, zui entsprechen, 
sondern auch die Herbeiführung einer dem 
Normalwalde entsprechenden Größe und La­
gerung der einzelnen Altersklassen anzustre­
ben. Insbesondere sind Nebennutzüngen so­
weit zu beschränken, daß die Erhaltung der 
standortsgemäßen Holz- und Betriebsart nicht 
gefährdet wird.

(3) Der Einrichtungsplan besteht aus: 
ä) der allgemeinen Gebietsbeschreibung,
b) der Bestandsbeschreibung mit der Alters­

klassentabelle und
c) dem Hiehspiane,

-  ;32— .
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d) dem Aufforstungsplane und
e) dem Nebennutzungsp'l ane.

(4) Der Hiehsplan ist für die Haubarkeits­
masse und die Zwischennutzungen gesondert 
aufzust eilen.' Im Niederwald hat nur die Er­
mittlung, der zulässigen Jahresschlagflächen 
zu erfolgen, desgleichen im Mittelwalde, in 
diesem .jedoch unter gleichzeitiger Ermittlung 
der Holzmasse des zu nutzenden Oberholzes.

(5) Die Waldordnung hat den bei. der 
Gesamtnutzung zu beobacht enden Vorgang 
sowie ausreichende Bestimmungen zum 
Schutze der verjüngten Wald teile zu ent­
halten', -ferner die sich’ 'aus den forstgesetz­
lichen Vorschriften ergebenden Bestimmun­
gen über die Erhaltung und Sicherung des 
Waldes, die Vermeidung und Bekämpfung 
der fnsektengefahr u. dgl.

Wirtschaftsplan
für Alp- oder Weidegemeinschaften.

f § 80.
(1) Bei Regulierungen, die Alp-oder Weide­

gemeinschaften (Gemeiimdegutsalpen oder 
-weiden) betreffen, besteht der Wirtschafts­
plan aus dem Weideeinrichtungsplane und 
der Weideordming samt dem erforderlichen 
Lageplan; gehören zum Regulierungsgebiete 
auch forstwirtschaftliche Grundstücke, so ist 
für die Bewirtschaftung derselben ein Wirt- 
schaftsplan in sinngemäßer Anwendung der 
Bestimmungen des § 79 aufzustellen. Dies gilt 
auch hinsichtlich des Alpwaldes.

(2) Der Weideeinrichtungsplan soll ent­
halten:
a) die Beschreibung des Weidegebietes und 

die Feststellung des nachhaltigen Ertrages, 
allenfalls getrennt nach den einzelnen 
Weideteilen ‘im Zeitpunkt der Regulierung;

b) Maßnahmen zur Erhöhung und Sicherung 
des nachhaltigen ‘Ertrages (Räumung, Säu­
berung, Stufen- und Schanzenbau, Narben­
verbesserung, Reutung, Rodung und 
Schwendung, Be- und Entwässerung, Vor­
kehrungen zur Verwahrung und Ver­
wendung des Düngers);

c) Vorkehrungen zur Verbesserung und Ver­
billigung des Betriebes (Weg- und Steig­
anlagen, Seilbahnen, Seilwege, Wasser­
versorgung, Erstellung von \ Wirtschafts­
gebäuden, Unterteilung in ‘Staffel- und 
Weideabteilungen, Anlage von Alpangem 
und Gewinnung von Notfutter);

d) Vorkehrungen zur Sicherung gegen Stein­
schlag, Absturz, Wasser-, Mur- und Lawi­

nenschäden, Seuchenentwicklung und -Ver­
breitung.
(3) Die Weideordnung hat zu enthalten:

a) die Festsetzung des Besatzes nach Vieh- 
gattungeni, Zeitpunkt und Vorgang für den 
Auftrieb, Verhinderung der Abfuhr von 
Heu und Dünger;

b) Bestimmungen über die Viehhaltung und 
-hütung und- die Verarbeitung der Milch, 
insbesondere die Verarbeitung nach genos­
senschaftlichen Grundsätzen;

c) Bestimmungen über den Weidewechsel und 
allfällige Beschränkungen oder Verbote 
bezüglich des Auftriebes bestimmter Vieh­
gattungen;

d) Bestimmungen über die Düngung (Dün­
gungsplan) ;

e) Vorschriften zur Verhütung und Bekämp­
fung von Seuchen;

f) Bestimmungen.über Einstände und Schnee­
flucht.

Allgemeine Bestimmungen 
für Wald- und Weidegemeinschaften.

/ § 8L
(1) Ist der forstliche Gemeinschaftsbesitz

nicht größer als fünfzig Hektar oder ist der 
ges amte Haubarkeitsdur chs chnittszu wachs
nicht hoher als 'hundert Festmeter oder sind 
die gemeinschaftlichen Alp- und Weidegrund- 
stücke nicht ‘größer als fünfzig Hektar und ist 
der nachhaltige Ertrag dieser Grundstücke 
nicht höher als zweihundert Zentner Mittel- 
heiu, so kann die Aufstellung eines Wirtschafts- 
plarnes nach den Bestimmungen der §§ 79 und 
80 entfallen. An seiner Stelle soll, ein W irt­
schaftsprogramm nach den Richtlinien dieser 
Bestimmung entweder für bestimmte Zeit oder 
bis zur fall weisen Abänderung verfaßt wer­
den, das von der nachhaltigen 'Ertragsfähigkeit 
auszugehen und Bestimmungen gegen eine 
Übernutzung zu enthalten hat...

(2) Verbesserungen (Meliorationen) dürfen 
nur insoweit geplant und durchgeführt wer­
den, als sie eine ausreichende Rentabilität ge­
währleisten und ihre Kosten mit den Vermö- 
gensverhältnissen der Gemeinschaft und ihrer ■ 
Mitglieder ibzw. der Gemeinde und der Nut­
zungsberechtigten in Einklang stehen.

Planliche Darstellung. ! .■

§ 82.

Ist mit der Regulierung eine Änderung von 
Grundstücksgrenzen oder die Teilung von
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Gmndstüekeai verbunden,. hat die. hierüber -aai- 
gefertigte planliehe Darstellung .den jeweils 
hiefür geltenden Vorschriften zu. entsprechen. 
Andernfalls muß die planliche Darstellung nur 
jene Genauigkeit aufweisen, welche zur Er­
gänzung der Darstellung der Verhältnisse in 
der Haupturkunde nötig ist.

Auflegung des Regulierungsplanes.
Abschluß des RegulierungsVerfahrens.

§83.

(1) Die Bestimmungen des,. § 70 über die.
. Auflegung des Einzelteilungsplanes und die
Berufung gegen denselben sind sinngemäß auf 
den Regulierungsplan anzuwenden.

(2) Nach, .Eintritt der Rechtskraft des Regu- 
literungsplanes ist das Verfahren, in sinngemä­
ßer Anwendung der Bestimmungen des § 54,

, Abs. (1) zu Ende zu führen.

Teilungs- oder Regulierungsplan der Parteien.

§ 84.
(1) Die Behörde kann nach Eintritt der 

Rechtskraft des Bescheides auf Einleitung eines 
Hanptteüuugs-, Einzelteilungs- oder Reguiie- 
mngsverfahrens eine. oder mehrere Parteien 
über..ihren Antrag ermächtigen, den Teilungs- 
oder Regulierungsplan selbst, vorzubereiten.

(2) . In diesem Falle obliegt die Schaffung 
edler Grundlagen-des-Planes in wirtschaftlicher 
'und technischer -Hinsicht den antragstellenden 
Parteien.. Falls sich die Beteiligten über die 
rechtlichen Grundlagen nicht einigen, sind die­
selben nach den hiefür geltenden; Vorschriften
von der Behörde festzustellen.. . .  \

(3) Auf einem solchen Plan sind die Be­
stimmungen- des § 34, Pkt. 3—5, mit der Än­
derung anzuwenden, daß die in Pkt.. 5 vor­
gesehene - Zuständigkeitserklärung entfällt.

Abänderung von Wirtschaftsplänen 
und Satzungen.

§ 85.
(I) Wirtschaftspläne, oder Satzungen, die 

auf :. Grund., dieses. Gesetzes.; oder einer hie- 
duröhr. aufgehobenen- älteren Vorschrift; auf­
gestellt ; oder ■ genehmigt worden- sind, können 
nur mit Zustimmung der Behörde abgeändert. 
(erneuert) werden.- Die Abänderung (Erneu­
erung) kann auch ohne Einleitung eines neuen. 
Reguliemngsverfahrens' von Amts wegen oder 
auf Antrag der Gemeindschaft vorgenommen 
werden. Dieser Antrag muß auf einem den 
Satzungen entsprechenden Beschlüsse des - zu-, 
ständigen, Organes der Gemeinschaft beruhen.

(2) Die Abweisung des Antrages der Ge-,
meinschaft und die Abänderung, von Amts 
wegen erfolgt durch Bescheid. Gegen den Ab­
weisungsbescheid steht der Gemeinschaft, ge­
gen den Bescheid' über die Planänderung’ der 
Gemeinschaft und den Beteiligten die Beru­
fung offen. . -

(3) Die. Abänderung von Wirtschaftsplänen
oder Satzungen ibzw, d ie. Erteilung der Geneh­
migung hiezu setzt voraus, daß wirtschaftliche 
Umstände bzw. die Verhältnisse in der Agrar­
gemeinschaft solche Abänderungen erhei­
schen. -

(4) Die Abänderung ist in einem Plan­
anhang durchzuführen. Dies er. ist den Behör­
den zu übersenden, denen der Regulierungs­
plan übermittelt worden ist.-

Vorläufige Regelung
der Nutzungs- und Verwaltungsrechte.

§ 86.
(1) Die Behörde kann nach Einleitung eines 

-Teilungs- oder Regulierungs Verfahrens bis zur
Übergabe der Teilflächen (Abfindungsgrund- 
stücke) oder bis zur Rechtskraft des Reguiie- 
rungsplanes die Ausübung der Nutzungsrechte 
durch Bescheid vorläufig regeln, wenn die 
ordnungsmäßige Bewirtschaftung; dies er­
fordert. ,

(2) Solche Bescheide haben eine Entschei­
dung über den Bestand oder das Ausmaß von 
Parteienrechten nicht zu treffen und. können 
von der Behörde jederzeit abgeändert werden.

III. H a u p t  stück.

Behörden, gemeinsame Bestimmungen, 
allgemeine Verfahrensbestimmungen.

Zuständigkeit der Agrarbehörden.

A. Im allgemeinen.

§ 87.
(1) Zusammenlegungen, Teilungen und Re­

gulierungen agrargemeinschaftlicher Grund­
stücke können 'ausschließlich nur von der 
Agrarbehörde, und zwar nach den Bestimmun­
gen dieses Gesetzes und des Agrarverfahrens­
gesetzes duröhgeführf werden.,

(2) Unter ,,Agrarbehörde,, oder „Behörde" 
versteht dieses Gesetz die auf. Grund des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 133/1937 in der.Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 179/1947 
und! -des. Landesgesetzes LGB1.. Nr. 1/1949 ein­
gerichteten Agrarbehörden.
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B. Im Zuge eines Zusammenlegungs-, 
Teilungs- oder Regulierüngsverfahrens.

§ 88.
(1) Die. Zuständigkeit der Agrarbehörden 

erstreckt sich von der Einleitung eines Zusam- 
men-legungs-, Teilungs- oder- Regulierungs- 
verfahrens,. soferne sich, aus Albs.. (4): nichts 
anderes ergibt, auf die Verhandlung und Ent­
scheidung über alle tatsächlichen und recht­
lichen Verhältnisse, die bei der Durchführung 
der Zusammenlegung, Teilung oder Regulie­
rung zu berücksichtigen sind. Während dieses 
Zeitraumes ist in diesen Angelegenheiten die 
Zuständigkeit der Behörden ausgeschlossen, 
in deren Wirkungskreis die Angelegenheiten 
sonst gehören.

(2) Die Zuständigkeit der Agrarbehörde, er­
streckt sich insbesondere auch auf Streitigkei­
ten über Eingentum und Besitz an den in das 
Verfahren einbezogenen Grundstücken, und 
zwar auch .dann, wenn- Personen daran, betei­
ligt sind, die im Verfahren nicht Parteisteilung 
im Sinne des § 9, Abs. (1), des § 41-, Abs. (2), 
des § 43, Abs, (2), und des § 46, Abs. (1), 
genießen, ferner..-auf Streitigkeiten über die 
Gegenleistungen für die Nutzung der in das 
Verfahren einbezogenen Grundstücke.

(3) Soweit nicht anderes bestimmt ist, sind 
• von den Agrarbehörden die Normen, welche
sonst ; für diese Angelegenheiten geilten, z. B. 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes, des 
Wasser- und Forstrechtes, anzuwenden.'

(4) Von der Zuständigkeit der Agrafbehör- 
den sind ausgeschlossen
a) Streitigkeiten der in Abs. (2) erwähnten 

Art, welche vor Einleitung des Agrarver­
fahrens bereits .vor dem ordentlichen Rich­
ter. anhängig, waren; .

b) .Streitigkeiten über Eigentum und Besitz an
Liegenschaften, mit welchen ein Anteil an 

■ den agrargemeinschaftlichen Grundstücken, 
ein Nutzunigs- oder Verwaltungsreohit oder 
ein Anspruch auf Gegenleistungen bezüg­
lich solcher Grundstücke verbunden ist;

c) die Angelegenheiten der Eisenbahnen, der 
Bundes-, Land- und Konkurrenzstraßen, der 
Schiffahrt, der Luftfahrt und des Bergbaues;

d) die Angelegenheiten der Jagd, der'Fisöherei 
und des Feldsc'hutzes. •

(5) .,Werden,..durch das Zusammeniegungs-, 
Teilungs- oder Regulierungsverfahren die in ' 
Abs. (4), Pkt. c), erwähnten Angelegenheiten 
berührt, so hat die Behörde hierüber die Ent­
scheidung der zuständigen Behörde 
ständigen Organes) zu veranlassen.

Entscheidung ist dem weiteren Verfahren, zu­
grunde, zu legen..

C. Außerhalb eines Zusammenlegungs-,
Teilungs- oder Regulierungsverfahrens.

§ 89.
(1) Den Ag-rarbehörden steht auch außer­

halb eines "Verfahrens mach § 88 die Entschei­
dung über die Frage zu, ob. in einem gegebenen 
Falle eine Agrargemeinschaft im Sinne dieses 
Gesetzes vorhanden ist, auf weiches Gebiet sie. 
sich erstreckt, wer Eigentümer; der agrar­
gemeinschaftlichen Grundstücke istr ferner die 
Entscheidung über den Bestand oder Nicht-. 
bestand sowie den Umfang, von Antedisrechten. 
an agrargemeinschaftlichen Grundstücken und 
über die Frage, o!b Gerneindegut oder Ge-, 
meiimdevermögen vorliegt.

(2) • Die Agrarbehörden entscheiden auch 
über Anträge, die.'auf Grund der §§ .32, 54, 
Abs. (2), und § 72 nach Abschluß des Zusam- 
imenlegunigs- oder Teilumgsverfahrens gestellt 
werden.

Gemeinsame wirtschaftliche Anlagen.

§ 90.
A ls .. gemeinsame wirtschaftliche Anlagen 

sind alle Anlagen, anzusehen., welche zur wirt­
schaftlichen. Benützung, der Abfindungsgrund­
stücke oder der agrargemeinschaftlichen 
Grundstücke, und zur Herbedführung einer tun- 

■ liehst serviitutsfrleien Zugänglichkeit der Abfin­
dungsgrundstücke. sowie.. eines unbehinderten 
Verkehres zwischen einzelnen Gemeinden und 
innerhalb jeder einzelnen Gemeinde zweck­
mäßig sind. Solche Anlagen sind Wege. Brük- 
ken, Seilbahnen,. Seilwege, Wasserläufe, Ufer- 
söhutzhäuten, Ent- und Bewässerungsanlagen, 
Anlagen..zur, Gewinnung oder Lagerung von 
Material und alle, sonstigen den Zweck des 
Verfahrens fördernden und. einer Mehrheit von 
von Parteien- dienenden Anlagen.,

Vermarkung.

. § 91.
(1) Die Vermarkung hat mit Steinen oder 

. anderen aus dauerhaftem Stoff verfertigten 
Grenzzeichen in der - Art zu geschehen, daß 
diese Zeichen als Grenzzeichen ohne weiteres- 
kenntlich sind,- eine willkürliche Veränderung 
nicht leicht bewerkstelligt werden kann,- der 
Grenzpunkt scharf markiert ist und dadurch 
eine dauernde Versicherung der Grenzen er­
reicht wird. Die Vermarkung mit anderem 
Material ist nur ausnahmsweise nach vorher­
gehender behördlicher Genehmigung zulässig.

(des - zu- 
Diese
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(2) ■ Im übrigen gelten für die Ausführung 
der Vermarkung die vom Bundeisministerium 
für Land- und Forstwirtschaft dm Bin vernehmen 
mit dem [Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau erlassenen Vorschriften.

Begründung von Bescheiden.

§ 92.
Soferne der Besitzstandsausweis (§§ 15, 49 

und 58), der Bewertungsplan (§§ 15, 51, 62 und 
63), der Zusammen! egungsplan (§ 24), der 
Hauptteilungsplan (§ 53), die Liste der Par­
teien (§ 59), das-Verzeichnis-der Anteilsrechte 
(§ 64), der. Einzelteilungsplan (§ 69), der Be­
scheid über die Ausscheidung einzelner M it­
glieder'der Gemeinschaft (§ 71) und der Regu- 
lierumgsplnn (§§ 76— 81) dem Standpunke einer 
Partei nicht vollinhaltlich Rechnung tragen 
oder in ihnen über Einwendungen oder An­
träge von Beteiligten ^gesprochen wird, sind 
sie wie alle übrigen Bescheide zu begründen.

Berufung, Abänderung und Verlautbarung 
von Bescheiden durch die erkennende Behörde.

§ 93.

(1) . Gegen die von der Behörde I. Instanz 
' erlassenen Bescheide steht, wenn in diesem
Gesetze nichts anderes bestimmt ist, die Be­
rufung an den Landesagrarsenat offen. Gegen 
die Erkenntnisse des Landesagrarsenates steht 
diel Berufung'an den Obersten Agrarsenat in 
jenen Fällen offen, in weichein sie nach § 7 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 133/1937 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 179/1947 
zulässig ist.

(2) Die Behörde kann vor der Vorlage einer 
Berufung oder Aufsichtsfoesehwerde' an die 
Oberbehörde die' Bereinigung der Angelegen­
heit durch ein Parteienübereinkommen ver­
suchen und, wenn ein solches zustande kommt 
und dagegen kein Bedenken besteht, ihren Bö- 
Bescheid selbst entsprechend abähdem. Das 
gleiche Recht steht dem Landesagrarsenat zu, 
wenn die Berufung - oder die Aufsichts- 
besohwerde gegen einen Bescheid desselben 
gerichtet ist.

(3) Der Eintritt der Rechtskraft des Be­
scheides über die Einleitung eines Zusamimen- 
legungs-, Haupt- oder Einzelteilungs- oder Re- 
gulierungsverfaihremis und der Abschluß eines 
solchen Verfahrens ist im Amtsblatt für das 
Land Vorarlberg zu veriautbaren, in den am 
Verfahren beteiligten Gemeinden ortsüblich 
kundzuimachen und dem zuständigen Grund­
büchsgericht, der Bezirksverwaltiungisbehörde 
und dem Vermessungsiamt mitzuteilen.

Parteienstellung der Beteiligten.

§ 94.

Den an einem Zusammenlegungs-, Teilungs­
oder Reguliernngsverfahren Beteiligten, welche 
nicht gemäß § 9, Abs. (1), § 41, Abs. (2), § 43, 
Abs. (2), und § 46, Abs. (1), Partei sind, kommt 
eine Part eist ellüng nur insoweit zu, als ihnen 
nach diesem Gesetze besondere Rechte in der 
Sache selbst oder im Verfahren eingeräumt 
sind. .

Parteienerklärungen und Vergleiche.

§ 95.

Die im Laufe des Verfahrens vor den Agrar­
behörden Abgegebenen Erklärungen und die 
mit deren Genehmigung abgeschlossenen Ver­
gleiche bedürfen weder einer Zustimmung 
dritter Personen noch einer Genehmigung 
durch Verwaltungs- oder Pflegschaftsbehörden.

Widerruf
von Anträgen und Parteienerklärungen.

§ 96.

1) Anträge auf Einleitung eines Zusammen­
legungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfah- 
rens sowie Beitrittserklärungen zu solchen 
Anträgen können nur dann widerrufen werden, 
wenn nicht innerhalb einies Jahres, gerechnet 
vom Tage des Einiangens des Antrages bei der 
Behörde,, der Einiedtunigshescheid ergangen ist. 
Der Widerruf des Antrages oder der Beitritts­
erklärungen durch einen Teil der Parteien hin­
dert die Einleitung des Verfahrens nicht, wenn 
dessen ungeachtet die rechtlichen Voraus­
setzungen für die Einleitung des Verfahrens 
gegeben sind. Nach der Erlassung des Ein- 
leitungsfoescheides der Behörde I. Instanz ist 
ein Widerruf nicht zu berücksichtigen.

(2) Die. Einleitung eines Verfahrens auf 
Antrag der Vollversammlung der LandwiTt- 
schaftskammer für Vorarlberg bedarf nicht 
der, Zustimmung der Parteien.

(3) Erklärungen, die im Laufe des. Verfah­
rens vor der Behörde abgegeben würden, dür­
fen nur mit Zustimmung der Behörde wider­
rufen werden. Die Zustimmung ist zu versagen, 
wenn aus einem solchen Widerrufe eine erheb­
liche 'Störung der Arbeiten zu besorgen ist.

(4) Gegen die Verweigerung der Zustim­
mung ist die Berufung an den Lande,sagrar- 
senat zulässig, der endgültig entscheidet.
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_ Bindung und Verpflichtung der Rechts­
nachfolger.

* § 97.
Die während des Verfahrens durch Be­

scheide der Behörde oder durch die vor der 
Behörde schriftlich oder mündlich zur Nieder­
schrift abgegebenen Erklärungen der Beteilig­
ten geschaffene Rechtslage ist auch für die 
Rechtsnachfolger bindend.

Berücksichtigung der Wünsche der Parteien.

§ 98.

Die Behörde: hat die Wünsche der Parteien 
tunlichst zu berücksichtigen, im Zweifel jedoch 
bei voller Wahrung der Parteienrechte jene 
Ansprüche vorzugsweise zu befriedigen, die' 
für die Volkswirtschaft von besonderer Be­
deutung sind oder bei, mindester Belästigung 
Dritter das angestrebte Ziel am besten er­
reichen lassen.

Benützung des Grundkatasters, Neuvermessung,
Vorschriften für das technische Operat.

§ 99.

(1) Die Frage, ob für die Zusammenlegung, 
Teilung oder Regulierung der Grundkataster 
ganz oder teilweise zu bemüzen ist oder eine 
das ganze Gebiet; oder einzelne Teile dessel­
ben umfassende Neu Vermessung nach den 
hiiefür bestehenden Vorschriften durchzufüh­
ren ist, wird von der Behörde auf Grund der 
jeweils geltenden, vom Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau für das ganze Bundesgebiet er­
lassenen Vorschriften entschieden. Wird der 
Grundkataster benützt, so. sind die berichtig­
ten Mapp endru ehe und Abschriften einer 
sorgfältigen Prüfung zu unterziehen, wobei 
alles für das Verfahren Erforderliche einzutra­
gen ist.

(2) Die näheren Bestimmungen über die 
Vorbereitung und Aufstellung des Planes, ins­
besondere über den Maßstab der Karten und 
Pläne, über- die Einrichtung der geodätischen 
Arbeiten, die zulässigen Messungs- und Be­
rechnungsdifferenzen, den bei der amtlichen 
Einschätzung und der Berechnung, bei der Pla­
nung der gemeinsamen wirtschaftlichen An­
lagen, der Ermittlung des Haus- und Guts- 
bedarfes sowie bei der Bewertung der Grund­
stücke und Anteilsrechte, der Ermittlung der 
Ertragsfähigkeit und der Aufstellung der Wirt- 
söhaftspiäne einzuhaltenden Vorgang, die zu 
verwendenden Vordrucke usw., richten sich

nach den für das technische Verfahren bei 
den Agrarbehörden bestehenden Vorschriften.

Übergangs Verfügungen der Behörde.

§  100.

(1) Die Agrarbehörde kann aus wichtigen 
wirtschaftlichen Gründen Verfügungen behufs 
Erzielung eines angemessenen Überganges in 
die neue Gestaltung des Grundbesitzes treffen.

(2) Im übrigen wird die Rechtsausübung 
während des Verfahrens nicht behindert. Exe­
kutionsführungen sind auch während' des Ver­
fahrens zulässig.

Bücherliche Eintragungen während des 
Agrarverfahrens.

§ 101.
(1) Vom Einlangen der Mitteilung über die 

Einleitung des Zusammenlegungs- , ' Teilungs- 
oder Reguliierungsverfahrens bis zum Ab­
schlüsse des Verfahrens darf in den Grund- 
buchseimlagen über die das Zusammmen- 
legungs-, Teiiungs- oder Regulieruhgsgebiet 
bildenden GrnndibuChskörper_ keiner 1 ei bücher­
liche Eintragung vorgenömmen werden, die 
mit der durohzuführenden Zusammenlegung 
(Teilung, Regulierung) unvereinbar ist.

(2) Das Grundbuchsgericht hat daher alle 
während dieses Zeitraumes einlangenden so­
wie die schon vorher eingelangten, aber noch 
nicht erledigten Grundbuchsgesuche mit dem 
Entwurf des zu erlassenden Grundbuchs­
bescheides der Agrarbehörde zu übermitteln.

(3) Ausgenommen sind:

1. Grundbuohsstücke, die vom Gericht aus 
einem privatreöhtlichen Grund abweislioh 
erledigt werden;

2. Grundbuchsstücke, welche Eintragungen 
oder Löschungen von Pfandrechten;' von 
Anmerkungen persönlicher Verhältnisse, 
der Hypothekarklage, der Aufkündigung 
und Eintragungen im Exekutionsverfahren 
zum Gegenstand haben.

Von jedem Bescheide, mit dem eine grund­
bücherliche Eiinragung bewilligt oder angeord-; 
het wird, die ein in das Verfahren einbezoge­
nes Grundstück -betrifft, ist eine Ausfertigung 
der Agrarbehörde zuzustellen.

Verfügungen des Grundbuchsgerichtes.

§ 102.

(1) ,Das Grundbuchsgericht hat die Einlei­
tung des Verfahrens unter Bezugnahme auf die 
Mitteilung der Agrarbehörde (§ 101) bei den
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betreffenden Grundfouchseimlagen ersichtlich 
machen.

(2) "In gleicher Weise ist vorzugehen, wenn
dem Gründbuchsgericlhte mitgeteilt wird, daß 
in das Verfahren nachträglich Liegenschaften 
eiinfo ezö gen: werden. ,

(3) Bei Eröffnung einer neuen Grundbuchs- 
eiinlage hat das Grundbucbsgericht den Inhalt 
der' neugebildeten Einlage der Agrarbehörde 
durch'Übersehdung eines amtlichen Grund-- 
■buchsauszuges: miitzuteilen. Wenn ibei diesem 
Anlasse eine Parzellenteilung durchgeführt 
wird, ist der Agrarbehörde überdies der mit 
dem Abtrennuogsgesuch vorgelegte Teilungs- 
plan mitzuteilen.

Entscheidung der Agrarbehörde 
über die Zulässigkeit der Eintragung.

§ 103.

(1) Wenn die Agrarbehörde findet, daß die 
beantragte und nach dem entworfenen Grund­
buchsbescheid vom Gericht für zulässig ge­
haltene Eintragung mit der Zusammenlegung, 
Teilung oder ‘Regulierung vereinbar ist, so hat 
sie ihre Zustimmung unverzüglich dem Grand- 
buchsgericht bekanntzugeben.

■ (2) Andernfalls hat sie durch Bescheid aus- 
zuspreöhen, daß die Eintragung mit’ der Zu­
sammenlegung (Teilung, Regulierung) unver­
einbar ist. Der Bescheid ist dem Gesiuchsteller, 
dem bücherlichen Eigentümer und gegebenen­
falls demjenigen zuzustellen, dem das betref­
fende Grundstück als Abfindung zukommen 
soll. Gegen den Bescheid ist die Berufung an 
den .Landesagrarsenat zulässig, welcher end­
gültig entscheidet. Der Bescheid der Agrar­
behörde ist nach Eintritt der Rechtskraft dem 
Gericht■-unter Rückstellung des Gesuches und 
des Entwurfes des Grundbuchsbescheides mit­
zuteilen. Das •Grundbuchsgericht ist an den 
Bescheid der Agrarbehörde gebunden und hat 
ihn seiner Entscheidung zugrunde zu legen,

§ 104.

Die Vorschriften der §§101 — 103. gelten 
auch für das Gericht II. Instanz, .allenfalls für 
den 'Obersten Gerichtshof,-wenn eine in der 
Vorinstanz vo j Einlangen der Mitteilung über 
die lEinleitung des- Zusammenlegungs-, Tei- 
lungs- oder Regulierungsverfahrens abgeschla­
gene Eintragung im Rekurswege bewilligt wer­
den soll.

Richtigstellung des Grundbuches und des 
Grundkatasters.

§ 105.

(1) Die zur Richtigstellung oder Anlegung 
des Grundbuches sowie zur Berichtigung des 
Gründfcatasters erforderlichen Behelfe sind 
mach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides 
über die vollzogene Zusammenlegung, Teilung 
oder Regulierung von der Behörde dem Ober­
landes gerichte und dem zuständigen Vermes­
sungsamte eimzusenden. Weiche Behelfe zu 
diesem Zweck beizubringen sind, wird durch 
die vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, im Einvernehmen mit dem 
Buhdesministerium für Handel und Wieder­
aufbau für das ganze Bundesgebiet erlassenen 
Vorschriften bestimmt.

(2) Die Richtigstellung des Grundbuches 
erfolgt ebenso wie die des Grundkatasters von 
Amts wegen.

(3) Bei den auf Grund von Bescheiden so­
wie von behördlich genehmigten Vergleichen 
vorzuneihmenden Eintragungen in dias Grund­
buch findet eine Einvernehmung dritter Perso­
nen, für die dingliche Rechte haften, nicht statt.

„ Grundstücke,
die nicht im Grundbuch eingetragen sind.

5 § 106.
. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 

.grundbücherliche Amtshandlungen, Benach­
richtigung des Grundfoucbsgerichtes u. dgl. 
finden auf Grundstücke sinngemäß Anwen­
dung, welche nicht in einem Grundfouche ein­
getragen sind.

Änderung der Gemeindegrenzen.

§ 107.

1 Erscheint-infolge'der Flurregelung eine Än­
derung der Gemeinde-(Orts dhafts-) grenzen
wünschenswert, so hat die Behörde die erfor­
derliche Verhandlung im Sinne der hiefür be­
stehenden Vorschriften eirizuleiten.

Vertretung, Bevollmächtigung.

§ 108..

/ Bezüglich Vertretung und Bevollmäch­
tigung finden die Bestimmungen des A. V. G., 
BGBl. Nr. 274/1925, in der geltenden Fassung 
Anwendung.
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Kosten des Verfahrens.

§ 109.
Die Kosten des- Zusammenlegungs -, Ted- ■ 

lungs- und Regulierungsverf ahrens teilen sich 
in Kosten, die von Amts wegen und solche, 
die von den Parteien getragen werden.

§ HO.-
Von - Amts; wegen werden jene Kosten ge­

tragen, die für die Tätigkeit der Agrarbehörden 
aüflaufen, wie- Gehalte und Reisegebülhren der' 
öffentlichen Bediensteten, Anschaffung v o n _ 
Mappen, Meßinstrumenten, Zeichen- und 
Schreibgeräten und sonstige. ■ Kanzleiauslagen, . 
und z war auch dann, wenn der Amtshandlung , 
eiin Parteienantrag zugrunde lag. •

§ TU.
(1) Von den Parteien sind zur Durchführung 

der örtlichen Arbeiten unentgeltlich beizu­
stellen:
a) die notwendigen Amtsräume, in geeigneter 

Lage, Beschaffenheit und Ausdehnung ein­
schließlich : Instandhaltung, Reinigung, Be­
heizung, Beleuchtung- und Bedienung;

b) » die erforderlichen Arbeitskräfte, wie Hand­
werker, Handlanger, Träger;

c) einfache1 Werkzeuge, wie Krampen, Schau­
feln, Hacken, kleine Meßgeräte, Signal­
stangen, Meßpflöcke, Sicht-, Merk- oder 
Grenzzeichen .samt Anstrich,- Grenzsteine, 
sonstige notwendige' Gegenstände und Bau­
stoffe einschließlich der Zufuhr,

(2) Die Leistungen gemäß Absatz (1) haben 
über Anforderung der Behörde im notwen­
digen Ausmaße zu-'erfolgen;. Die Behörde kann 
mit Zustimmung der Parteien oder, wenn diese 
der Anforderung nicht oder 'nicht rechtzeitig' 
und entsprechend nachkommen, das ErfOrder- . 
liehe auf Kosten der -Parteien veranlassen.'

. - §112.

(1) Von den Parteien- sind weiters zu tragen:

a) die Kosten der Vermarkung. .(§ 91),. soweit 
solche, über die Leistungen gemäß §§110 

- und 111, Abs. (1), hinaus erwachsen;.
V b); die-Gebühren’ der von Amts wegen oder 

über Parteienantrag zugezögenen ■ Zeugen, 
Gedenkmänner, iSachverständigen und 
Sdhätzm änner, insoferne diese nicht : dem 
Stande- der Behörde seihst1 angeboren.
(2) Die Zeugen, Gedenkmänner,' Sachver­

ständigen und Sehätzmänner haben Anspruch

auf Ersatz der Koisten, die durch die Reise an 
den Ort der Amtshandlung, durch den Aufent­
halt dort sowie durch die Rückreise verursacht 
werden. Die Sachverständigen und Schutz­
männer haben überdies Anspruch auf eine be­
sondere Vergütung für ihre Mühewaltung,:

(3) Die Behörde kann zur Deckung der von 
den Parteien gemäß §§ .111 und 112 zu tragen­
den Kosten die Einhebung von Vorschüssen 
anordnen. '

§ 113.
(1) Uber das Ausmaß der Kosten (§ 112; 

Abs. (1), Pkt. a ), und den Anspruch auf Gebüh­
ren (§ 112, Abs. (1), Pkt. b), entscheidet die 
Behörde. Das Ausmaß. der Gebühren wird 'ent­
weder im Wege der Vereinbarung, oder gleich-: 
falls durch behördliche Entscheidung bestimmt..

(2) Bei einer Mehrheit von Parteien hat die 
Behörde die Kosten (Gebühren) na oh, der Be­
teiligung und nach dem Verhältnisse des er­
zielten oder erwarteten Vorteiles aufzuteilen. ,

(3) Gegen Entscheidungen über die Gebühr 
ren,- und zwar.' nur über die: der Zeugenrund1 
Gedenfcmänner (§ 112, Abs; (2)) sowie über die 
Einhebung von Vorschüssen (§ 112, Abs. (3)) 
ist eine Berufung zulässig..

§ 114.

(1) Die in den §§ 109— 113 nicht erwähnten 
Kosten sind von den betreffenden Parteien, 
bzw-. Scbuldtragenden allein , und, unmittelbar 
zu -tragen-.. Ob und. inwieweit, solche Kosten 
vorliegen, entscheidet im Streitfall die Behörde..

(2) Die Parteien bzw. Sdhuldtragenden
haben insbesondere allein und unmittelbar zu 
tragen: -
a) die ihnen selber aus. ihrer Teilnahme an, 

Amtshandlungen erwachsenden Kosten;

b) die Kosten -der von ihnen beigezogenenr 
rechts- und: sachkundigen Berater; •

c) die Kosten der über ihr Verlangen angefer­
tigten Abs eh rif ten von . Aktenstücken, ,Vei>; 
handlungsschriften, Plänen u. dgl.;

d) d i e . Kosten der 'lediglich zur besseren Be­
nützbarkeit bestimmter einzelner Abfin- 
dungsgrundstiücke durchgeführten-Vermar­
kung oder Herstellung'wirtschaftlicher A n ­
lagen; .

e) die Kosten von Amtshandlungen, die durch 
• ihr Verschulden (Nichtbeachtung ..von Fri­

sten und Terminen, mutwillige Ansprüche: 
und'Einwendungen u. dgl.j verursacht wer- 
den.:
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Feststellung, Sicherung und Einbringung 
der Kosten.

§ ns.
Der; Kostemaufteilungsschlüssel und' die 

Kosten sind dein Parteien mit gesondertem 
Bescheide bekanntzugeben.

§ 116.
Rückständige Beiträge der Parteien an Ver­

fahr eniskosten sowie Geldausgleidhüngen jed­
weder Art werden nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsvollistreckungsgesetzes ein- 
gebradht. ,

§ 117.'

Jede Partei kann erklären, daß sie zur völ­
ligen oder tedlweiisen Deckung der sie betref­
fenden Verfahreniskosten auf einen Teil des 
ihr zukommenden Abfmdungsan spru ches in 
Grund verzichte. Die Behörde hat zu ver- ' 
suchen, im Sinne dieses Begehrens entspre- 
dhende Abfindungsgrundstücke, zu bilden und 
iim Versteigerungswege oder sonstwie zum 
Verkaufe zu bringen, um aus dem Verkaufs-. 
erlöse jene Verfahrenskosten ganz oder teil­
weise decken zu können.

i
IV. H a u p t s t ü c k .

Flurbereinigung.

§ H8.
(1) Kauf- und Tauschverträge über land- 

oder forstwirtschaftliche Liegenschaften, 
welche die Arrondierung des Grundbesitzes 
oder seine Bereinigung von ganz oder teil­
weise eingesChlossenen fremden Gmndstük- 
ken (Enklaven) bezwecken, können, wenn sie 
von der Agrarbehörde als für die Flurverfas­
sung vorteilhaft erklärt werden, vor dieser 
Behörde abgeschlossen werden und sind in 
diesem Falle von Amts wegen durchzuführen.
Die Vorschriften, wonach die Gültigkeit eines 
Vertrages durch die Aufnahme eines Nota- 
riaitsaktes bedingt ist, bleiben unberührt.

(2) Beabsichtigen bei einem Taus chvertrage 
■ der im Abis. (1) foezeiehneten Art die Tau­
schenden eine Übertragung bücherlich ein­
getragener 'Rechte oder Verpflichtungen von

\ einer der vertauschten Liegenschaften auf die 
andere. oder auf eine ihnen sonst gehörige 
land- oder forstwirtschaftliche Liegenschaft 
und stimmen die Berechtigten oder Verpflich­

teten dieser Übertragung "nicht freiwillig zu, 
so kann die mangelnde Zustimmung auf Be­
gehren der Tauschenden durch den zustim- 
mehden Bescheid . der Agrarlbehörde ersetzt 
werden, sobald sich aus der beabsichtigten 
Übertragung entweder kein oder doch nur ein
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unerheblicher Nachteil .für die Verpflichteten 
öder Berechtigten ergibt und im\ letzteren 
Falle hiefür eine angemessene Entschädigung 
geboten wird. Der Bescheid wirkt nur zwi­
schen den Parteien. Er tritt außer Kraft, wenn, 
sich, bis zum Einlangen des Antrages auf 
bücherliche Durchführung der ' Übertragung 
der dem Bescheide zugrunde gelegte Stand, 
des Grundbuches zum Nachteil dessen ändert, 
dessen Zustimmung durch den Bescheid er­
setzt wird. Der Zustimmungsbescheid, hat den 
ihm zugrunde gelegten .Grundhuchsstand 
durch Anführung der letzten berücksichtigten 
Eintragung oder in anderer Weise unzweifel­
haft zu bezeichnen. - ..

(3) Für Kauf- und Taus Chvertrage, die auf 
Grund des Abs. (2),von der Agrarbehörde als 
für die Flurverfassung vorteilhaft erklärt wer­
den, ist .die Zustimmung'der Grandverkehrs- 
kommisisiion (Grundverkehrsgesetz BGBl. Nr. 
251/1937 in der Fassung der Grund verkehrs­
noveile 1946, BGBl. Nr. 123/1946) nicht erfor­
derlich.

V. H a u p t s t ü c k.

Schlußbestimmungen.
^Übertretungen und Strafen.

§119.
(1) Wer

a) /den von der Behörde zur Erzielung eines
angemessenen' übergänges in die neue 
Gestaltung des Grundbesitz es getroffenen 
Verfügungen (§ 100, Abs. (1)),

b) den Bestimmungen der R egulieru ngsplaneis 
(der Haupturkunde), den, Bestimmungen 
der auf Grund der §§ 79—81 erlassenen 
WiitschaftsVorschriften oder den Bestim­
mungen über die vorläufige Ausübung der 
Nutzungsrechte (§86),

e) den auf Grund der Satzungen (§ 78) . von 
befugten Organen einer Agrargemeinschaft 
getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt 
oder 1i' ,

d) Sicht-, Merk- oder Grenzzeichen oder son­
stige Gegenstände, die hei den nach die­
sem Gesetze durchzuführenden technischen 
Arbeiten verwendet werden, beschädigt 
oder versetzt, begeht, soferne nicht der 
Tatbestand . einer gerichtlich' strafbaren 
.Handlung vörliegt, eine Verwaltungsüber­
tretung und wird •• von der Agrarbehörde 
mit Geld bis zu 300 S oder Arrgst bis zu 
zwei Wochen bestraft.
(2) Die Verletzung der den befugten Ver- 

• tretern einer Agrargemeinschaft nach den Ver­
waltungssatzungen (§ 78) oder dem yorläu-
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figein Bescheide (§ 86) obliegenden Pflichten 
wird als Verwaltungsübertretung gleichfalls 
von der Agrarbehörde mit Geld bis zu 300 S 
oder mit Arrest bis zu zwei Wochen 'bestraft.

(3) Die auf Grund der Absätze (1) und (2) 
verhängten Geldstrafen fließen dem Fonds der 
Ve rfahr ensko steh zu.

(4) Im Straferkenntniisse ist auch über die
aus der Verwaltungsübertretung abgeleiteten 
privatrechtlichen Ansprüche zu entscheiden 
(§ 57 Y- St.-G.). •

(5) Im Falle des § 88, Abs. (3), richten sich 
die Strafmittel und Strafsätze nach der an­
gewendeten Verwalltungsvorschrift.

Befreiung von Abgaben.

§ 120.

Hinsichtlich der Befreiung von Abgaben 
gelten die Bestimmungen des Agrarverfahrens- 

' gesetzes, BGBl. Nr. 79/1927. in der Fassung 
der Agrarverfahrensino veile 1947, BGBl. Nr. 
178/1947.

Inkrafttreten des Gesetzes, Übergangs­
bestimmungen.

§ 121.

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verliert das Gesetz betreffend der Teilung ge­
meinschaftlicher Grundstücke und diie Regu­
lierung der Bemutzungs- und Verwaltungs­
rechte (Teilungs- und Regulierungsgesetz), 

. LGB1. Nr. 115/1921, seine Geltung. ■
(2) Die auf Grund der bisher geltenden 

Vorschriften des Gesetzes LGB1’. Nr. 115/1921 
in Rechtskraft erwachsenen Entscheidungen 
der Agrarbehörden, wie diie Liste der Beteilig­
ten, das Register der Anteilsrechte, weiters 
die Teilungs- und Regulierungspläne bleiben 
in Kraft ’und sind dem weiteren Verfahren 
zugrunde zu legen.

(3) Die Umlegungsverfahren nach Deut­
schem Recht, bei welchen der Umlegungsplan

- (vierter Abschnitt und § 64 der Reichsumle­
gungsordnung) noch nicht rechtskräftig fest- 

' steht, sind nach den Vorschriften dieses Ge­
setzes weiterzuführen und abzuschließen.

Der Landeshauptmann: 
Ulrich ITg.

Der Schriftführer des Landtages:
Dr. Elmar G r ab h  err.

Bericht zum Flurverfassungsgesetz
i.

Gegenständlicher Entwurf zum Flurverfas­
sungsgesetz stellt nicht etwa einen neuer­
lichen Eingriff der öffentlichen Verwaltung in 
die Belange der Landwirtschaft mit  ̂zusätz­
licher Belastung des Landeshaushaltes dar, 
sondern behandelt altes Rechtsgut, das nach 
den Erfahrungen einer fast siebzigjährigen 
Praxis in Österreich. unter Berücksichtigung 
der' inzwischen eingetretenen Rechts ent Wick­
lung nunmehr n e u  gestaltet werden soll.

Nach der österreichischen Bundesverfas­
sung hat in Angelegenheiten der Bodenreform 
(iHInrverfassung) der Bund die Grundsiafz- 
gesetzgabung, während den Ländern Ausfüh­
rungsgesetzgebung und Vollziehung oh liegt.

Nach einem nahezu erfolglosen Versuch 
zur Verbesserung der Plurverfassung sind im 
Jahre 1883 mit RGBl. Nr. 92, 93 und 94 Reichs­
rahmengesetze erflossen, welche dann in spä­
teren Jahren noch ergänzt Wurden.

Auf Grund vorerwähnter Reichsrahmen­
gesetze hat das Land im Jahre 1921 die beiden 
Gesetze betreffend die „Zusammenlegung 
land- und forstwirtsdhaftlicher Grundstücke'' 
sowie die „Teilung gemeinschaftlicher Grund­
stücke und die Regulierung der Be'nützungs- 
und Verwaitungsrechte'' (LGB1. Nr. 119/1921 
und LGB1. Nr. 115/1921) erlassen und mit .den­
selben die" zur Durchführung des Tiroler Zu­
sammenlegungsgesetzes und des Tiroler Tei­
lungs- und Regulierungsgesetzes erlassenen 
Verordnungen, L. G. u. V. Bl. Nr. 28/1910 und 
29/1910, auch für das Land Vorarlberg in 
Wirksamkeit gesetzt.

Der Bund hat nach fast fünfzigjähriger 
Entwicklung der Grundsatzgesetzgeibung auf 
dem Gebiete der Bodenreform im Jahre 1932 
damit begannen, dieselbe neu zu fassen, zu 
vereinheitlichen und der inzwischen auf die- 
diesem' und verwandten Gebieten erfolgten 
Rechtsentwicklung Rechnung zu tragen, wozu
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das ; Bundesgesetz betreffend „Grundsätze für 
die Filur Verfassung'', BGBl. Nr. 256/1932, und 
zwei Novellen. (BGBl. Nr. 97/1934 und BGBl. 
Nr. 177/1947) erlassen wurden.

Die Aüsführungsgesetzgebung des Landes 
v-Vorarlberg' zum Grundsatzgesetz, BGBl. Nr.
• 256/1932, hätte- spätestens nach Ablauf eines 
Jahres nach Erscheinen des Bundeisgesetzes 

•■in Wirksamkeit gesetzt werden müssen,-doch 
ließ eis die .'bereits in Verhandlung stehende 
Novelle zum Flur Verfassungsgesetz als rat-

■ sann erscheinen, die endgültige Fassung des 
.. Grundsatzgesetzes • abzuwarten, welche dann 
.'•■mit .Gesetz BGBl. Nr. 97/1934 erfolgt ist.'

• Ein Versuch, nach dem, Jahre -1934 das 
‘ Ausführungsgesetz für Vorarlberg in Bearbei- 
tung zu nehmen,. scheiterte an den damaligen 
allgemeinen Verhältnissen.

Nach der Beisetzung Österreichs wurden 
.. aber die reichsdeutsdhen Vorschriften .auf dem 
Gelbiete der Bodenreform mit GBl. f. d. L. ö. 
Nr. 367/1939. eingeführt und gleichzeitig die 
bewährten österreichischen Rechtsgrundlagen 
größtenteils außer Kraft gesetzt.

M it dem Bundesgesetz BGBl. Nr. .177/1947 
wurden alle seit dem 13. März 1938 erlassenen 
reichsdeutschen Vorschriften, welche die Um­
legung land- und. forstwirtschaftlicher Grund­
stücke betreffen, für den Bereich der Republik 
Österreich außer Kraft gesetzt (§ 1) und damit 
die Wiederinkraftsetzung der am 31. Dezem­
ber 1938 in Geltung gestandenen' 1 andesgesetz- 
liehen Bestimmungen über die Zusammen­
legung fand- und forstwirtschaftlicher Grund­
stücke der Landesgesetzgebung aufgetragen. 
Es soll aber nicht allein das neue Zusammen­
legungsgesetz geschaffen, sondern die gesamte 
Flurverfassung in Ausführung des Bunde s-

■ giundsatzgesetzeisf BGBl. Nr. 256/1932, in der 
Fassung der Gesetze ' BGBl. Nr. 97/1934 und

.177/1947 neu geregelt; werden.
Das neue Flurverfasisungsgesetz des Landes 

Vorarlberg soll das ZusammenJegungsgesetz 
' LGB1. Nr. 119/1921, das Teiilungs- und Reigu- 

lieiungsgesetz, LGB1. Nr. 115/1921, sowie die 
Verordnungen L. G. u V. Bl. Nr. 28/1910, und 
29/1910 ersetzen.

. \  II.

' Dem Flurverfasisungsgesetz .liegt der, alte, 
im Laufe unserer wechselvollen Geschichte, 
immer wieder (bewährte Gedanke zugrunde,

. unter• Wahrung: unseres..Rechtsempfindens alle 
jene Maßnahmen treffen zu können,, welche 

-.die trestlose Ausnützung unseres knapp .be- 
... mess enen. He imatbodens - ermöglichen.

,. Die Notwendigkeit der Förderung der.Land- 
, Wirtschaft, :, oftmals hinsichtlich Erfolg und 
^Wirtschaftlichkeit, angezweifelt, , hat sich • in

den verflossenen Jahrzehnten immer wieder 
■ erwiesen. Es erübrigt sich, weiter auszuführen, 
daß; Nachbarstaaten mit -ähnlich gelagerten 
Verhältnissen in. der. Landwirtschaft, wie z. B. 
die Schweiz, seit vielen Jahrzehnten der För­
derung der Bodenreform größte Beachtung 
schenken. -

Die reichsdeutschen Vorschriften auf dem 
Geibiete der Bodenreform („Umlegung") aus 
den Jahren 1936— 1940, welche oft empfind­
liche Eingriffe bezüglich Eigentum und Par­
teien gehör vorsehen,, waren zwar-zur • Zeit der 
Besetzung in Österreich in Wirksamkeit, wur­
den.-jedoch 'in Vorarlberg, kaum angewendet, 
umsomehr, als die Tätigkeit/.der Agrarbehör-. 
den während des letzten Krieges nahezu lahm­
gelegt war.

Die Grundsätze der reichsdeutschen Gesetz­
gebung auf dem Gebiete der Bodenreform 
(„Umlegung") haben dm Flurverfassungsgesetz 
keinen Niederschlag gefunden, weil auch die 
Grundsatz ge setzgehung bisher den Gedanken­
gängen der . reichsdeutsdhen. Umlegungsord- 
nnng nicht folgen konnte, jedenfalls aus der 
wohlbegründeten Ubierlegung, daß die all­
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse im 
letzten Jahrzehnt und auch in der nahen Zu­
kunft nicht gestatten, auf dem Gebiete der 
Bodenreform zu experimentieren.

Das Flurverfassungsgesetz gliedert den 
Stoff, der durch die Bundesgesetzgebung Um ­
rissen ist, übersichtlich wie folgt:

1. Hauptstück (§§ 1—34)
In diesem ist die Zusammenlegung länd- 

und forstwirtschaftlicher Grundstücke behan­
delt:

2: Hauptstück (§§ 35—86)
Dieses Hauptstück handelt von der Ord­

nung der rechtlichen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse an agrargemeinschaftlichen Grund­
stücken, durch Haupttedilung, Einzelteilung oder 
Sonderteitunig bzw. durch Regelung der ge­
meinschaftlichen Benütziungs- und Verwal­
tungsrechte. .

3. Hauptstück (,§§ 87— 117)
i '

Dieser Teil des Gesetzes behandelt die für 
■ die Agrarverfahren zuständigen Behörden und 
die allgemeinen Verfahrensfoestimmungen, 
welche Angelegenheiten für1 die beiden ersten 
.Hauptstücke gemeinsam sind.'

4. Hauptstück (§ 118)
In dieses Hauptstück sind, nur Bestimmun­

gen über . .Grundbesiitziar.rond.ierung.•, übernom-



5.; Beilage im Jahre, 1950 zu den stenographischen Sitzungsberichten
: des X V IL  Vorarlberger Landtages

I ’ #
men worden, während die- Flurbereinigungs- 
bestimmungen des III. Abschnittes der Flur- 

• .verfassungsnqvelle 1947, BGBl. Nr. 177/1947, 
als Kannbestimmungen vorläufig' nicht ver- 

■> wertet wurden, da: ähnliche, .fast .gl eichlautende 
Bestimmungen im Güter- und Seilwege-Landes- 
gesetz, LGB1. Nr. 1/1947 (III. Hauptstück), ent­
halten; sind. Die Bestimmungen des, § 118 sind 
notwendig, weil diese Parteien sonst der Ge-, 
bähren- und Stempelfreiheit nach dem Gesetz, 
vorn 3. 3.1868,. RGBl Nr. 17, verlustig gehen.
5. Hauptstück (..§§ 119— 121)

In diesem werden die Ahndung von über-'
. tretungen, Befreiung yon der , Abgabenptlicht 
-für, .alle-Verfahren- nach diesem Gesetze und . 
;die Übergangsbestimmungen behandelt.

Das Fhiryerfassungsgesetz- behandelt den: 
-Stoff,.,welcher bisher, in zwei: Landesgesetzen 

. und zwei, Durchführungsverordnungen, ent­
halten war, in einer. ■ einheitlichen Vorschrift, 
die den DurChführangsorgänen eine erschöp­
fende Weisung für ihre Dienstobliegenheiten 
geben soll, ohne daß die Erlassung bezüglicher 
Durchführungsverordnungen noch notwendig 
wäre.' '

IV. '
Nachstehend sollen die wichtigsten Unter- : 

schiede zwischen der Landesgesetzgebung 1921 
und dem vorliegenden Flurverfassungsgesetz 
erläutert werden.
1) Die über Antrag der Landeswirtschafts- 

kamrner ohne Vorliegen eines bezüglichen 
Parteiantrages mögliche Einleitung von 
Agrar verfahren soll erleichtert werden, 
doch scheinen die bezüglichen Voraus­
setzungen genau umschrieben. Die Ansätze 
über die erforderliche Mehrheit im Falle 
eines Partedfoegehrens auf Einleitung von 
Ägrarverfahren sind im Interesse der Be­
günstigung des Verfahrens herabgesetzt. 
Die Einleitung der Agrarverfahren erfolgt 
nicht mehr durch den Landesagrarsenat, 
sondern durch Bescheid der Agrarbehörde 
(§§ 6, 7, 41, 42, 44, 46, 47).

Der Zweck ist, die Durchführung der im' 
Interesse der Landeskultur notwendigen 
Verfahren schon bezüglich der Möglichkeit 
ihrer Inangriffnahme zu erleichtern und 
das Verfahren zu beschleunigen. ' ,

2) Gegenüber dem, Stande der Gesetzgebung 
von 1921 soll nunmehr die-Möglichkeit der 
Einbeziehung von Liegenschaften in das

'' Verfahren erweitert werden, jedoch im­
mer mit dem Vorbehalt, daß, die einbezo­
genen Liegenschaften im Verfahren auch 
durch andere, gleichwertige Liegenschaften 

■ in angemessener Lage ersetzt werden kön­
nen. Die bisherigen Bestimmungen waren

z.: B., bezüglich Hausgärten und Hausbünd- 
ten zu kleinlich und könnten oft einen 
durchgreifenden Erfolg der Zusammen­
legung vereiteln (§§ 2, 3, 4).

3) Die starre Abgrenzung, des Züsammen-
■ . 1 egungsgebietes nach natürlichen Grenzen

. , wurde - unter. B erüoksiehtigung der Verhält-
-.nisse in Berglagen, w eil vielfach hinder- - 
lieh, nunmehr gelockert. (§ 118).

Es kann sohin a u f A n t r a g  auch dann 
eingeschritten werden, wenn es sich nur 

, um ein .beschränktes Gebiet ohne die, sonst 
vorgeseihriebene ' Gebietsnbgrenzung han­
delt, um eine Verbesserung der Flurverfas- 
sung zu ermöglichen, was in Ansehung der 
.-Landesverhältnisse anzustreben ist.

4) Die Einbeziehung einzelner, außerhalb des 
Gebietes, .liegender Grundstücke erscheint

-.gegenüber der alt ein. Gesetzgebung erleich-
V. tert,, was vielfach eine Verbesserung des

Erfolges der’ Arbeiten ermöglicht (§ 49).
\

5) Der Grundsatz des Parteiengehörs sowie 
die Möglichkeit der Anfechtung von Zu- 
sammenlegungs-, Teillungs- und Regulie­
rungsplänen durch Parteien, welche sich 
in ihren Interessen geschädigt .erachten, - 
wurden aufrechterhalten. Lediglich die Be­
rufungsfristen wurden aus Gründen der.er­
wünschten Beschleunigung des Verf ahreins

-verkürzt und der Instanzenzug in minder 
wichtigen Berufungsfällen auf eine Instanz 
(Landesagrarsenat) beschränkt. —  In allen 
wichtigeren Belangen ist hingegen nach wie . 
vor die Anrufung von zwei Berufungs­
instanzen (Landes-Agrarsenat und Oberster 
Agrarsenat) vorgesehen. Diese Beschrän­
kung des Instanzenzuges liegt auf gleicher 
Entwickhingslinie wie auf anderen Rechts­
gebieten und findet in der allgemeinen 
Tendenz zur Verwaltungsent lastung ihre 
Begründung. (§§ 26, 53, 70, 83, 89).

Nur. in geringfügigen Bagatellsachen 
•erscheint die Ergreifung der Berufung un­
möglich gemacht, wie dies auch in den 
allgemeinen Verwaltungsverfahrensvor- 
schriften und vielfach in den Dienstvor­
schriften der Gerichte üblich ist (§ 10 (1),
(5),§ 31 (2), § 113 (3)).

6) Die Zuständigkeit zur Austragung von Strei- . 
tigkeiten über Besitz und Eigentum, die 
bisher ausschließlich dem ordentlichen 
Richter oblagen,- soll nunmehr für die 
Dauer eines Agrarverfahrens auf,die Agrar- 
belhörde übergehen (§ 88). Diese Kom- 
peteinzverschiefoung ist unbedenklich, weil 
doch die Agrairbehörde über rechtskundige 
Beamte verfügt, so daß ein Einschreiten

v des Gerichtes im Agrarverfahren entbehrt
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5. Beilage im Jahre 1950 zu den stenographischen Sitzungsberichte!!
des XVII. Vorarlberger Landtages

werden kann und eine eventuelle Zwei­
gleisigkeit von den Parteien nicht verstan­
den werden würde.

7) Die einschneidendste • Änderung gegen­
ständlichen Entwurfes gegenüber der Lan­
desgesetzgebung bringt § 50, wonach foei 
Teilungen agrargemeinschaftlicher Grund­
stücke der politischen Gemeinde ein Fünf­
tel zufallen soll, welcher Anteil bisher mit 
einem Zehntel bemessen war. Die Grund­
satzgesetzgebung hat diese Verfügung je-

■ denfalls in der Erkenntnis getroffen, daß 
die Anforderungen an die politischen Ge­
meinden in gemeinnützigen Belangen stän­
dig größer werden, so daß die politische 
Gemeinde im Teilungsverfähren bevorzugt 
berücksichtigt werden muß (§61).

8) Die Vorschriften über die Vermarkung der 
Abfindungsgrundstücke mit Steinen mußten 
zwingender gefaßt werden., nachdem sich

in den- Vorschriften des Vermessungs­
wesens immer mehr der Gedanke durch­
setzt, daß eine dauernde, sichere Vermar­
kung mit Steinen die Möglichkeit von 
Grenzstreitigkeiten weitgehendst ausschal­
tet (§ 91).

9) Die Vorschriften über Feststellung, Siche- 
■ rung und Einbringung der von den Parteien 
zu tragenden Kosten mußten neu gefaßt 
werden, weih nur damit die gerechte Ver­
teilung der Lasten auf die einzelnen Grund- / 
eigentümer ermöglicht/ist (§§ 115— 117).

Abschließend. kann festgestellt werden,. 
daß das Flur Verfassungsgesetz gegenüber' 
der Gesetzgebung von 1921 'einen wesent­
lichen Fortschritt darstellt .und die Regelung 
der Angelegenheiten der Bodenreform nun­
mehr auf den derzeitigen Stand der Grundsatz­
gesetzgebung .abgestimmt ist..

\
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